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| Solidaritat neu erfinden: Gute Arbeit und soziale Gerechtigkeit s. 10

Gute Arbeit statt niedrige Lohne unsichere Jobs
Mitbestimmung ausbauen und Arbeitszeit verklrzen gegen den Dauerstress
Soziale Grundrechte garantieren statt Schikane und Armut durch Hartz IV
Gute Rente: Lebensstandard sichern, Altersarmut verhindern
Solidaritat und Qualitat in der Gesundheitsversorgung starken -
Schluss mit der Zwei-Klassen-Medizin
Gute Pflege: Wirde fur Pflegebedirftige, Angehdrige und Beschéftigte
Mit Steuern umsteuern: Reichtum ist teilbar
Das Offentliche stdrken: Enteignung der Bevélkerung stoppen
Flr bezahlbare Mieten: Spekulation mit Wohnraum stoppen
Gemeinsam lernen: Bildung ist keine Ware
Demokratische Wissenschaften: Forschung fir die Welt von morgen
Damit wir leben kdnnen, wie wir wollen:
1. Geschlechtergerecht und solidarisch
2. Bunt und verlasslich: Fir eine Familienpolitik, in der die Menschen im
Mittelpunkt stehen
3. Vielfalt starken: unterschiedliche Lebensweisen respektieren
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Europa, gegen Kiirzungsdiktate und Sozialabbau
Fir einen gerechten Weg aus der Krise: Die Gesellschaft ist nicht fir

die Banken da, sondern die Banken haben der Gesellschaft zu dienen
Neustart fiir Europa: demokratisch und sozial

Il Friedlich und gerecht in der Welt. Nein zum Krieg!
Konflikte friedlich 16sen - Auslandseinsétze beenden
Soziale Gerechtigkeit global
Das Internationale Recht starken und Menschenrechte friedlich durchsetzen
Frieden schaffen ohne Waffen: Ristungsexporte verbieten,
Abristung vorantreiben

IV Gesellschaft sozial und 6kologisch umbauen und die

Wirtschaft demokratisieren
Profitlogik in die Schranken weisen
Industriepolitik fiir die Zukunft: Andern, was wir wie produzieren
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Wirtschaft demokratisieren: Von der Mitbestimmung zur Selbstbestimmung
Die Macht der Monopole brechen:
Energieversorgung in die Hande der Bevdlkerung
Verbraucherinnen und Verbraucher starken, die Macht der
Unternehmen begrenzen
Mobilitat fur alle: flexibel, 6kologisch, bezahlbar
Regionale Entwicklung und gleiche Lebensverhéltnisse
Gerechtigkeit fur die Menschen in Ostdeutschland:
Léhne und Renten angleichen
Den landlichen Raum lebenswert machen. Natur und Tiere schiitzen
Tourismus: okologisch vertraglich und sozial gerecht

V Demokratische Teilhabe:
Fir eine Demokratie, in der es was zu entscheiden gibt
Freiheit und Sicherheit: Blrgerrechte ausbauen
Kein FuBbreit den Nazis: Antifaschismus ist gelebte Demokratie
Demokratie fiir alle, die hier leben. Gleiche Rechte

fur Migrantinnen und Migranten
Asylrecht ausbauen, europaischen Flichtlingsschutz solidarisch gestalten
Selbstbestimmt und mittendrin: Eine inklusive Gesellschaft ohne Hindernisse
Flr eine moderne Drogenpolitik:

Kriminalisierung und Ausgrenzung entgegenwirken
Recht auf Feierabend: Freie Zeit genieBen
Kultur fur alle statt prekar kreativ
Demokratisierung der Medien: Information und Selbstbestimmung
Fur ein offenes und freies Internet: Digitale Spaltungen bekampfen

VI Gemeinsam das Land verandern
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100 Prozent soazial.

Einfuhrung

Soziale Gerechtigkeit ist das Programm der LINKEN. Vor der Wahl und nach der Wahl, in den
Parlamenten und in Auseinandersetzungen im Betrieb, auf der StraBe, in Initiativen, im Alltag:
Wir wollen Armut beseitigen und Reichtum umverteilen. Soziale Grundrechte, gute Arbeit fir
alle und freie Bildung. Wir wollen das 6ffentliche gemeinsame Eigentum stérken und
offentliche Dienstleistungen ausbauen und verbessern. Wir stehen fur den Frieden ein. Das
macht von Anfang an unsere Politik aus. Unsere Uberzeugung wechselt nicht weil Wahlen
sind. Viele reden jetzt - plnktlich zu Beginn des Wahlkampfs - wieder von sozialer Politik,
aber Worte kosten nichts. DIE LINKE macht Druck. Wir wollen dafir sorgen, dass auf Worte
Taten folgen.

Niemand darf arm werden, weil er oder sie alt ist, erwerbslos oder weil die Eltern arm sind.
Wir wollen Armut bekampfen: Das Hartz-IV-System muss weg. Erwerbslose werden
drangsaliert, denn sie durfen auch die schlechtesten Jobs nicht ablehnen, Sanktionen drohen.
Das erhoht auch den Druck auf die Beschéftigten, niedrige Lohne und Uberstunden zu
akzeptieren. Kinder missen wirksam vor Armut geschitzt werden. Wir wollen fur
Beschaftigte wie fiir Erwerbslose Respekt, Wiirde und ein gutes Leben.

Unsere Forderungen sind nicht abstrakt, sondern sehr konkret: Fiir bessere Lohne und
Arbeitsbedingungen mussen Tarifvertrage verbindlich sein. Der Druck auf die Beschéftigten
muss beendet werden: keine Dumping-Konkurrenz durch Leiharbeit, Werkvertréage und
Niedriglohn. Viele arbeiten bis zum Umfallen und es reicht doch vorne und hinten nicht zum
leben. Wir brauchen Arbeitsplatze fir alle, von denen sich gut leben l&sst. Auch im Alter. Die
Renten dirfen nicht nur vor Armut schitzen, sie missen den Lebensstandard sichern. Endlich
auch im Osten Deutschlands! Uber 20 Jahre nach der Wende ist das Land immer noch
gespalten. Wir werden das nicht hinnehmen. Das sind die Interessen, die wir aufgreifen,
verteidigen, die uns am Herzen liegen. Die Lobby der Konzerne und Reichen findet bei uns
kein Gehor.

Soziale Gerechtigkeit und wachsende Ungleichheit sind unvereinbar. Ungleichheit aber kann
nur wirksam bek@ampfen, wer den Mut hat, Reichtum zu begrenzen und so umzuverteilen,
dass er allen zu Gute kommt. Wir knicken nicht vor den Reichen ein: Wir wollen Reiche und
Reichtum, - Millionare, Milliardére, Kapitalvermégen - couragiert besteuern und sicherstellen,
dass sie zur Finanzierung des Gemeinwesens angemessen beitragen. Wir wollen die
Enteignung der Bevdlkerung stoppen: Wenige sammeln groBen Reichtum in ihren Hénden,
wir wollen ihn in die 6ffentliche Daseinsvorsorge investieren: Bildung, Kinderbetreuung,
Offentlicher Verkehr, Gesundheit, Pflege, Wasser, Energieversorgung, bezahlbarer Wohnraum
- der Bedarf ist groB. So wird zugleich die Demokratie gestéarkt und die Teilhabe von allen
gesichert.

Bundeskanzlerin Angela Merkel will eine ,marktkonforme Demokratie®. Dafiir stehen wir nicht
zur Verfligung. Im Gegenteil: Wir wollen die sozialen Rechte und die Blrgerrechte starken. Die
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Finanzmarkte wollen wir an die Kette legen und die Markte und Wirtschaft der Demokratie
anpassen. Deshalb treten wir fiir ein soziales, demokratisches und solidarisches Europa ein,
das dem Klammergriff der Finanzmarkte entzogen wird. Zwischen den Landern mogen
Grenzen verlaufen. Aber die Bevolkerungen und die Beschéftigten haben gemeinsame
Interessen: Den Kampf gegen Lohndrickerei, Rezession und Massenerwerbslosigkeit.
Gerecht ist der 6kologische Umbau nur, wenn er auch sozial ist. Wir stehen nicht fiir eine
okologische Politik zur Verfligung, die nur die Besserverdienenden im Blick hat und EON,
Vattenfall & Co. gestattet, die Kosten der Energiewende auf die Bevolkerung abzuwalzen -
und die Armsten abzukoppeln. Energie ist ein Gemeingut, es gehdrt in die Hande der
Bevolkerung!

DIE LINKE ist eine Friedenspartei. Wir haben als einzige Fraktion und Partei im Bundestag den
Auslandseinsatzen der Bundeswehr nicht zugestimmt und werden es auch in Zukunft nicht
tun. Die deutschen Truppen mussen aus Afghanistan sofort abgezogen werden. Die
Verantwortung von Deutschland geht noch weiter: Waffenexporte miissen gestoppt werden,
erst recht an diktatorische Regime wie das in Saudi Arabien.

Diese Positionen und Forderungen machen den Kern unserer Politik aus. An ihnen richten wir
unsere Arbeit im nachsten Bundestag aus. Die anderen Parteien schrecken vor einer Politik
der sozialen Gerechtigkeit spatestens dann zurtick, wenn es darum geht, Armut und
Niedriglohn wirksam zu bekdmpfen und die Sozialpolitik mit einer Umverteilung des
Reichtums zu finanzieren. Den Beschaftigten in betrieblichen Auseinandersetzungen den
Rlcken zu starken und allen denselben Zugang zu Gesundheitsversorgung zu sichern. Und
Renten so zu erhdhen, dass sie nicht nur vor Armut schitzen. In diesem Sinne: DIE LINKE
macht Druck.

Die Bundesregierung wirbt mit der Lige, ,,wir“ seien gut durch die Krise gekommen. Doch
viele Menschen spiren in ihrem Alltag, dass sie mit diesem ,wir“ nicht gemeint sind. Gut
durch die Krise gekommen sind die Banken, die Reichen - hier, in Europa und weltweit. Die
Gesellschaft jedoch treibt auseinander. Regierung und Medien zeigen auf die Entwicklungen
in den anderen Landern in Europa und behaupten, dass es ,uns“ dagegen gut gehe. Die
offiziell gemessene Erwerbslosigkeit ist in Deutschland geringer als in anderen Landern.
Richtig. Doch was sind das fur Arbeitsverhéaltnisse? Niedriglohne, Befristungen und prekare
Arbeitsverhéaltnissen nehmen zu. Viele Beschéftigte leiden unter den zunehmenden
Belastungen an ihrem Arbeitsplatz. Sie machen sich Sorgen, weil Mieten und Strompreise
steigen, oder ob sie genug Zeit fir ihre Kinder finden. Viele missen bei schlechter Bezahlung
langer arbeiten, damit sie gerade noch Uber die Runden kommen. Andere missen in weniger
Zeit noch mehr leisten. Viele kdnnen nicht so lang arbeiten, wie sie wollen, andere werden
vom Jobcenter in schlecht bezahlte Tatigkeiten, unentgeltliche Praktika oder Ein-Euro-Jobs
gezwungen. Stress und Erschopfung gehoren bei vielen zum Alltag: bei denen, die niedrige
Lohne erhalten, bei den Selbsténdigen, die um jeden Auftrag kdmpfen muissen, bei denen, die
in der Produktion oder im Krankenhaus arbeiten. Die Ursachen sind die gleichen: vor der
Drohkulisse Hartz-IV und ohne gesetzlichen Mindestlohn kénnen die Unternehmer ungestraft
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Léhne dricken und Arbeitsbedingungen verschlechtern. Der finanzgetriebene Kapitalismus ist
auf kurzfristigen Profit an den Finanzmarkten ausgerichtet. Offentliche Giiter werden
privatisiert und auf Profit getrimmt: Wohnen, Wasser- und Energieversorgung, Gesundheit.
Die weltweite Krise zeigt: Eine Gesellschaft, die vorrangig auf Profit und Markt ausgerichtet
ist, kann und will die Bediirfnisse und Interessen von immer mehr Menschen nicht
befriedigen. Trotzdem macht die Bundesregierung einfach weiter so. Wenn die Menschen in
Europa arm werden, wenn Lohne und Gehélter tberall sinken, droht auch in Deutschland die
Rezession, wirtschaftlicher Abschwung. Die Regierung will die Konkurrenz zwischen den
Beschaftigten in Europa verschéarfen. Sie will den Druck auf die Lohne und Gehélter in
Deutschland erhdhen. Sie setzt auf einen schlanken, ausgehungerten Staat und damit auf
eine marode arme offentliche Infrastruktur und Daseinsvorsorge. Die Bundesregierung stellt
die Menschen und ihre Anspriiche an ein gutes Leben als Ursache der Krise dar, statt zu
sehen, dass es die Aufgabe demokratischer Politik ist, dieses gute Leben fir alle Menschen
maoglich zu machen. Die Loyalitdten der Regierung Merkel liegen anderswo. Sie ordnet
Demokratie und soziale Gerechtigkeit den Interessen der Unternehmen und der Finanzmarkte
unter. Die soziale Ungleichheit nimmt zu. Es gibt mehr Arme - und mehr Reichtum. Das ist die
alltagliche Krise.

Dagegen stehen fiir uns LINKE die Menschen an der ersten Stelle. Gemeinsam dréangen wir
Markt und Privatisierung zurtick, um Raum und Luft fiir solidarische Alternativen zu schaffen.
Dafiir kampfen wir im Parlament, in den Betrieben, auf den StraBen, in den
Genossenschaften, in den Blrgerinitiativen.

Unser Programm ist machbar, bezahlbar und ein Einstieg in eine bessere, menschlichere
Gesellschaft. In Kiirze umfasst es die folgenden Punkte:

e Wir wollen, dass niemand im Alter und in der Arbeit arm ist. Die Lohne miissen
steigen und das Rentenniveau muss um 10 Prozent angehoben werden. Wir wollen
eine solidarische Mindestrente von 1 050 Euro - darunter droht die Armut.

e Wir stehen dafiir, dass die Reichen und Unternehmen an der Finanzierung des
Gemeinwesens gerecht beteiligt werden und privater Reichtum nicht zu 6ffentlicher
Armut fihrt. Hohe Einkommen missen wieder mit 53 Prozent besteuert werden.
Zudem wollen wir eine Millionarssteuer einfiihren.

e DIE LINKE verteidigt die sozialen Grundrechte der Menschen als Grundlage von
Demokratie und Gerechtigkeit. Wir wollen eine inklusive Gesellschaft, in der alle
Menschen am gesellschaftlichen Reichtum, an Kultur und Bildung teilhaben - und mit
bestimmen, wie die Gesellschaft sich weiter entwickelt. Die Hartz-1V Satze miissen auf
500 Euro erhoht werden. Um Kinder wirksam vor Armut zu schiitzen wollen wir eine
Kindergrundsicherung einfihren.

e Wir stehen flr ein friedliches, weltoffenes und solidarisches Europa, in dem
gemeinsam Sozialstandards ausgehandelt werden und die Reichen Uber
Vermdgensabgaben an der Finanzierung beteiligt werden. Die Finanzmarkte und
Banken mussen wirksam kontrolliert und in den Dienst der Gesellschaft gestellt
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werden. Wir wollen eine Steuer auf alle Finanzgeschafte und einen europaweite
einmalige Abgabe fir Vermdgen ber einer Million Euro.

e Wir wollen eine Energiewende, in der die Versorgung mit Strom und Wasser ein
Grundrecht ist. Die Versorgung muss in der Verantwortung der 6ffentlichen Hand
liegen. Stromsperren wollen wir verbieten. Allen Haushalten steht eine
Grundversorgung mit Energie zu, die Preise wollen wir sozial staffeln. Mittelfristig soll
der Nahverkehr allen kostenfrei zur Verfligung stehen und das Angebot ausgebaut
werden. Umweltschadliche Produktion muss so umorganisiert werden, dass
Arbeitsplatze gesichert und neue geschaffen werden.

e Wir wollen Blrgerrechte starken und die sozialen Grundlagen der Demokratie
ausweiten. Den Einfluss der Wirtschaftslobby auf die Politik wollen wir beenden.
Demokratie bedeutet, dass gemeinsam und 6ffentlich Gber wichtige Dinge des Lebens
entschieden wird: Daflir muss oOffentliches Eigentum gestéarkt und die Beteiligung der
Menschen sichergestellt werden. Es gibt viele Mdglichkeiten: Die Mitbestimmung in
den Unternehmen wird ausgebaut. Private Unternehmen der 6ffentlichen
Daseinsvorsorge werden rekommunalisiert. Genossenschaften im Wohnungsbau
werden gestarkt. Die Moglichkeiten werden verbessert, dass Belegschaften ihre
Betriebe Ubernehmen oder Genossenschaften griinden.

e Wir wollen eine solidarische Bilrgerinnen- und Blrgerversicherung fir alle. Sie ist
transparent organisiert: Alle zahlen ein, alle werden gleichermaBen gut versorgt. Alle
Zuzahlungen und Zusatzbeitrage werden abgeschafft und die paritatische Finanzierung
wird wieder hergestellt. Fiir die meisten werden die Beitrage gesenkt, private
Krankenkassen werden abgeschafft.

e Die LINKE ist die Partei des Friedens - die einzige im Parlament. Wir stehen fir einen
sofortigen bedingungslosen Abzug der Bundeswehr aus den Auslandseinsatzen und
Stopp von Waffenexporten. Die Produktion von Waffen muss beendet und - unter
Beteiligung der Belegschaften - in eine Produktion von zivilen Gltern Gberfiihrt
werden.

Wer will, kann schnell in eine machbare andere Politik einsteigen: Einflihrung des
Mindestlohns, Erhohung der Renten, Riicknahme des Renten-Einstieges erst mit 67 Jahren,
Lohn- und Rentengerechtigkeit in Ostdeutschland, solidarische Burgerinnen- und
Birgerversicherung, Vermogenssteuer, Abschaffung der Hartz-1V-Sanktionen und Anhebung
der Hartz-IV-Satze auf 500 Euro, Abzug aus Afghanistan, Verbot von Waffenexporten - das
sind Entscheidungen, die eine neue Regierung sofort treffen konnte, das sind unsere
Sofortforderungen fiir einen Politikwechsel.

Flr uns sind diese MaBnahmen nur ein Anfang. Sie kénnen Einstiege in ein neues Modell von
Gesellschaft sein, eine Alternative zum Finanzkapitalismus. Ein Modell des Miteinanders, der
praktischen Solidaritat: Solidaritat ist nicht ein Aufruf zum persénlichen Verzicht. Die Idee der
Solidaritat drickt sich darin aus, wie wir unsere Gesellschaft organisieren: in der
gemeinsamen Gestaltung des offentlichen Lebens und der 6ffentlichen Infrastruktur; in einem
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verantwortlichen und zukunftsféahigen Modell des Wirtschaftens, das Soziales und
Okologisches verbindet, das Klassen tberwindet und das der Demokratie dient und ihr nicht
schadet. Wir wollen einen demokratischen - freiheitlichen, griinen, lustvollen - Sozialismus
gestalten. Auf dem Weg dahin gilt es viele Schritte zu gehen. Sie beginnen bei den Noten und
Sorgen, Wiinschen und Traumen der Menschen.

Wir haben ein Programm machbarer Alternativen, das wir zusammen mit moéglichst vielen
anderen weiterentwickeln und umsetzen wollen. Veranderungen gelingen nur mit den
Menschen. Deshalb bedarf es auch eines neuen demokratischen Alltags: in den Parlamenten
ebenso wie in den Betrieben, im offentlichen Leben. In diesem Sinne mischen wir uns in
soziale Kampfe ein, unterstitzen Initiativen und Gewerkschaften, setzen uns fir die Starkung
des Offentlichen und fiir mehr Selbstbestimmung ein, machen Druck auf andere Parteien,
damit sie eine andere Politik einschlagen.

Alle groBen Veranderungen beginnen mit ersten, entschlossenen Schritten. Unser Programm
fur die Bundestagswahl ist eine Einladung, den Weg mit uns zu gehen.
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| Solidaritat neu erfinden: Gute Arbeit und soziale Gerechtigkeit

Der Einstieg in eine gerechte Gesellschaft bedarf mehrerer Entscheidungen gleichzeitig:
Armut und Reichtum begrenzen, also mit Steuern und Abgaben fir die Reichen die Gelder
einnehmen, mit denen 6ffentliche Dienstleistungen finanziert werden kdnnen; die ungleichen
Einkommen regulieren und verhindern, dass die Menschen sich arm arbeiten; die
Erwerbslosen vor Entwirdigung schiitzen, gesellschaftliche Teilhabe garantieren und
verhindern, dass die Angst vor Hartz-IV die Menschen in schlechte Arbeitsverhaltnisse zwingt;
verhindern, dass der Job das ganze Leben beherrscht, sondern Zeit bleibt fiir Erholung,
Familie, SpaB, auch um sich politisch einzumischen; ein Leben im Alter mit gesichertem
Lebensstandard garantieren. Es muss sicher sein, dass fur Bildung und Kindererziehung eine
ausreichende und gute offentliche Infrastruktur bereitgestellt wird. Auch wer wenig Geld hat,
muss die Moglichkeit haben, seine Gesundheit gut zu erhalten. Wer beispielsweise als
Pflegerin oder als Erzieher im Sozial- und Gesundheitswesen tatig ist, muss einen guten Lohn
erhalten und unter Bedingungen arbeiten kdnnen, die sie oder ihn nicht krank machen.

Eine solidarische Gesellschaft ist unvereinbar mit niedrigen Lohnen, entwirdigenden
Konkurrenz- und Arbeitsverhaltnissen, mit sozialer Ungleichheit und Zwang zur Erwerbsarbeit.
Jeder und jede mussen eine Arbeit und einen Lohn haben, die ihnen ermdglichen, ihr Leben
eigenverantwortlich zu gestalten. Menschen durfen mit der Androhung von Schikanen und
einem Leben in Armut und ohne Arbeit nie wieder so eingeschiichtert werden, dass sie bereit
sind, auch unzumutbare Jobs anzunehmen.

Eine solidarische Gesellschaft muss Reichtum von oben nach unten, von privat nach
offentlich verteilen und damit auch Neues schaffen: vor allem eine leistungsfahige offentliche
Daseinsvorsorge - Bildung, Gesundheit, Kultur, Verkehr, Energieversorgung etc. - fir alle
bereitstellen. Dabei geht es um groBe Investitionen ebenso wie um die kleinen praktischen
Schritte fur einen besseren Alltag: beispielsweise ein unentgeltliches warmes gutes
Mittagessen in allen Kitas und Schulen. Es ist nur gerecht, zur Finanzierung dieser
MaBnahmen diejenigen sehr viel starker heranzuziehen, die wohlhabend und reich sind.
Insofern sind gute Arbeit, ein guter Lohn, Schutz vor Armut und eine leistungsfahige
offentliche Infrastruktur einerseits und hohere 6ffentliche Einnahmen aufgrund von Reichen-,
Millionérs- und hoheren Unternehmenssteuern andererseits zwei Seiten einer Medaille.
Beides zusammen bildet die Grundlage einer gerechten und solidarischen Gesellschaft. DIE
LINKE steht fir einen solchen Einstieg in eine neue Gerechtigkeit.
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Gute Arbeit statt niedrige L6hne und unsichere Jobs

“Ich arbeite als Krankenschwester bis zur Erschdpfung und es reicht doch nicht fiir die
Familie. Fiir die Patienten ist kaum Zeit, die miissen immer schnell abgefertigt werden,
seit der Privatisierung geht es nur noch um Zeit einsparen und Profit. Oftjch lénger,
um mich mehr mit Patienten befassen zu kénnen. Dann fehlt mir zu Hause oft die Zeit
fiir die Kinder und ich habe ein schlechtes Gewissen. Die Kinder stehen in der Schule
enorm unter Druck. Und ich weiB nicht, wie ich ihnen noch was bieten kann, mal in
den Urlaub, das Haus abbezahlen. Und wenn das mit der Rente so entschieden wird,
komme ich gerade mal auf 730 Euro, wenn ich bis 67 durchhalte. Und das schaffe ich
nicht, jeden Tag die Patienten heben, und so. Wann gibt’s fiir uns einen
Rettungsschirm?“ Katrin, 42, Krankenschwester aus Zwickau.

Gute Arbeit bedeutet, dass wir von unserer Erwerbsarbeit leben, unser Leben eigenstandig
gestalten und uns weiter entwickeln kénnen. Der Anspruch, dass die Arbeit gut sein muss,
bezieht sich auf die Hohe von Lohn und Gehalt, den Inhalt, die Arbeitsabldufe und die
Gestaltung des Arbeitsplatzes und der Arbeitszeiten. Viele Menschen arbeiten zu lang, weil
sie zu wenig verdienen oder weil die Arbeit so organisiert ist, dass sie sie buchstablich mit
nach Hause nehmen und nicht mehr aus dem Kopf bekommen. Viele leiden unter Stress und
Erschopfung. Zusatzlicher materieller und psychischer Druck entstehen aufgrund unsicherer
Arbeitsverhaltnisse.

Der Arbeitsmarkt und die Arbeit selbst sind mit der Agenda 2010 ent-regelt worden. In den
letzten zehn Jahren sind Uber zwei Millionen Vollzeit-Arbeitsplatze abgebaut worden -
gleichzeitig sind fast doppelt so viele schlechte Jobs neu entstanden. Befristete Stellen,
Leiharbeit, Werkvertrage und Minijobs sind heute Alltag. Arbeitsformen, die Tarifvertrage
aushdhlen und die bewusst eingesetzt werden, um die festangestellten Beschaftigten mit
ihren meist héheren Lohnen unter Druck zu setzen. Die Krise hat die Unsicherheit verstarkt:
Hinter den Erfolgsmeldungen von Regierung, SPD und Griine, dass ,wir“ gut durch die Krise
gekommen seien, soll die Wirklichkeit fir die Betroffenen unsichtbar werden.

DIE LINKE will die Arbeit, ihre Verteilung, ihre Bezahlung, ihre Organisation neu und besser
regeln: die Lohne mussen steigen, Tarifvertrage missen allgemein verbindlich sein, befristete
Arbeitsverhaltnisse dirfen nicht Normalitat, sondern missen Ausnahme sein.

Alle miissen von ihrer Erwerbsarbeit leben konnen, Zeit und Ruhe haben, sich zu erholen, das
Leben mit der Familie zu pflegen, Hobbys und Interessen nachzugehen und politisch aktiv zu
sein.

e DIE LINKE fordert ein Verbot der Leiharbeit. Bis zu dessen Umsetzung ist mit
sofortiger Wirkung die gleiche Bezahlung fir Leiharbeiterinnen und Leiharbeiter und
Beschéftigte der Stammbelegschaft durchzusetzen. Die Verleihdauer soll auf wenige
Monate begrenzt und eine Flexibilitdtszulage fur Leiharbeiterinnen und Leiharbeiter
eingefuhrt werden. Kein Lohndumping Gber Werkvertrage! Der Missbrauch von
Werkvertréagen - ob als Scheinselbstandigkeit oder Giber Auslagerung - muss wirksam
unterbunden werden. Ohne Zustimmung des Betriebsrates dirfen keine Werkvertrage
vergeben werden.
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e Wir wollen Minijobs in vollwertige Arbeitsverhaltnisse mit Sozialversicherungspflicht
umwandeln. Die Versicherungspflicht gilt ab der ersten Stunde. Wir unterstitzen
gewerkschaftliche Initiativen, einen Mindeststundenanspruch durchzusetzen.

e Die ausufernden Befristungen der Arbeitsverhaltnisse wollen wir zuriickdréangen und
auf wenige sachliche Griinde begrenzen.

Nie zuvor haben die Beschéftigten so unterschiedlich verdient - und so wenig. Viele spiiren
das in ihrem Alltag: Das Geld reicht hinten und vorne nicht. Die Realléhne sind in den letzten
zehn Jahren in Deutschland um fiinf Prozent gesunken - starker, als in fast allen anderen
Landern. Damit wurde nicht der Wirtschaftskrise vorgebaut, wie die Regierung behauptet,
sondern die Abwartsspirale der Lohne in Gang gehalten. Um diese Entwicklung umzukehren,
mussen die Rechte der Beschaftigten und der Gewerkschaften gestérkt werden. Die Politik
kann dafiir sorgen, dass vor allem im Bereich der sozialen Dienstleistungen die Léhne und
Gehalter angehoben werden. Mittelfristig geht es darum, den Niedriglohnbereich
zurlckzudréngen und diese schlechten Arbeitsverhéaltnisse in gute umzuwandeln.

e Lohndumping muss verhindert werden: mit einem flachendeckenden gesetzlichen
Mindestlohn von zehn Euro. Die Einkommen von fast acht Millionen Beschéftigten
wirden direkt und spurbar steigen. Der Mindestlohn muss jahrlich ansteigen, dabei
sind mindestens die Produktivitats- und Preisentwicklung zu bertcksichtigen. Bis zum
Ende der Wahlperiode ist ein Anstieg des Mindestlohns auf bis zu 12 Euro die Stunde
denkbar.

e Der gesetzliche Mindestlohn ist nicht genug: wir wollen, dass branchenspezifisch
hohere Mindestldhne, die von Gewerkschaften ausgehandelt werden, leichter als
bisher und auch ohne Zustimmung der Arbeitgeber fir allgemeinverbindlich erklart
werden kdnnen.

e Wir unterstitzen Initiativen, die Vergabe von o6ffentlichen Auftragen an die Tariftreue
des Auftragnehmers und die Zahlung eines Mindestlohns zu knupfen.

e Wenn der Inhaber eines Betriebes wechselt, missen die alten Tarifvertrdge geschutzt
bleiben und Lohdumping durch Betriebslibergénge verhindert werden.

e Ein-Euro-Jobs und andere fragwiirdige BeschaftigungsmaBnahmen aus dem Hartz-IV-
Katalog wollen wir durch soziale ArbeitsmarktmaBnahmen ersetzen, die
sozialversicherungspflichtig und freiwillig sind und mindestens auf Basis eines
Mindestlohns bezahlt werden.

e (leicher Lohn fir gleichwertige Arbeit: die strukturelle Unterbezahlung von Frauen
muss beendet werden. Ungleiche Bezahlung darf nicht durch unterschiedliche
Beschaftigungsverhaltnisse wie zum Beispiel Leiharbeit ermdglicht werden. Die Tarife
in Ost und West mussen angeglichen werden. Gleicher Lohn flr gleiche Arbeit und der
gesetzliche Mindestlohn stehen auch Menschen mit Behinderung zu.
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Wer niedrige Lohne kritisiert und, dass Menschen trotz ihrer Erwerbsarbeit arm bleiben oder
werden, darf von Managergehéltern und explodierenden Vorstandsgehaltern in DAX-
Unternehmen nicht schweigen. Wenn der (meist mannliche) Vorstand eines DAX-
Unternehmens im Durchschnitt das 54-fache dessen erhélt, was seine Angestellten
verdienen, dann ist das nicht mit Leistung zu erklaren. Was ist daran gerecht? Wir wollen
gemeinsam mit Vertreterinnen und Vertretern aus Gewerkschaften, Kirchen, Sozialverbanden
und Wissenschaft - selbst verantwortlichen Unternehmen - eine Debatte anstoBen, wie viel
Ungleichheit bei den Einkommen akzeptabel ist und ab wann der Zusammenhalt und die
Demokratie in unserer Gesellschaft darunter leiden. Wir schlagen vor, dass niemand mehr als
40 Mal so viel verdienen sollte, wie das gesellschaftliche Minimum - bei der derzeitigen
Verteilung wéaren das noch knapp eine halbe Million Euro im Jahr. Wir fordern verbindliche
Regeln fir alle 6ffentlichen Unternehmen - die Begrenzung von Managergehéltern bei den
Landesbanken kann hier ein Vorbild sein. Wir fordern die Mitglieder in Aufsichtsraten auf,
uberhdhten Gehaltern nicht mehr zuzustimmen und auf eine freiwillige Selbstverpflichtung
des Unternehmens hinzuwirken. Wir fordern zudem ein Ende der steuerlichen Abzugsfahigkeit
von Jahresgehaltern tber einer halben Million Euro.

Mitbestimmung ausbauen und Arbeitszeit verkiirzen gegen den Dauerstress

Dass wir immer mehr Guter und materiellen Reichtum schaffen kdnnen mit immer weniger
Arbeit, ist eigentlich eine gute Nachricht. So konnte deshalb die Arbeitszeit verkirzt werden,
damit die Menschen mehr freie Zeit zur eigenen Verfigung haben. Jedoch kommen die
Vorteile dieser Entwicklung nur den Unternehmen zugute. Nicht den Beschéftigten: Die einen
miissen viele Uberstunden machen, andere missen sich mit erzwungener Teilzeit und
wenigen Stunden zufrieden geben. So ist Flexibilitat, die den Beschaftigten auch mehr
Selbstbestimmung bringen kénnte, zu einem Drohwort geworden. Damit die Erwerbsarbeit
sich besser verbinden lasst beispielsweise mit Familienleben und der Erziehung von Kindern,
brauchen wir neue Arbeitszeit-Modelle. Dann kénnen Eltern die Arbeiten im Haushalt und die
Erziehung der Kinder gerechter als bisher untereinander aufteilen. Das Konzept von
Flexibilitdt muss sich im Arbeitsleben endlich an den Bedurfnissen der Beschéftigten
orientieren. Beispiel: So soll jeder und jede Beschaftigte zwei Mal in seinem Berufsleben die
Moglichkeit haben, fir ein Jahr auszusteigen (Sabbatjahr). Die Beschéftigten brauchen
groBere Selbst- und Mitbestimmungsrechte in Bezug auf ihre Arbeitszeit und die Gestaltung
ihrer Arbeit - Uberbelastungen miissen abgebaut werden. Nur so bleibt geniigend freie Zeit
fur Erholung, MuBe und selbstbestimmte Tatigkeiten. Der Druck des Marktes wird heute
ungefiltert an jeden einzelnen Beschaftigten weitergegeben. Das Unternehmen will nicht nur
die Arbeitskraft, es will den ganzen Menschen: seine Motivation, seine Kreativitat, sein
Wissen, um Kosten zu sparen und die Leistung noch mehr zu steigern. Es ist Zeit, diese
Tendenz umzudrehen: Arbeit und Arbeitsplatze miissen nach den Bedirfnissen der
Beschaftigten gestaltet werden. Es gibt ein Recht auf Feierabend.
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e Ausbau der kollektiven Mitbestimmung der Beschaftigten. Im Bdiro, in der Werkshalle,
in Behindertenwerkstatten, auf Station und im Geschaft muissen die Rechte der
Beschéftigten und ihre Mitsprache bei der Gestaltung ihrer individuellen Tatigkeiten
gestarkt werden: in Hinblick auf Stellenplane, bei der Ausgestaltung von kollektiven
Arbeitsabldufen und der Personalbemessung.

e Wir wollen

Wochenarbeitszeit auf héchstens 40 Stunden f zt wird. Uberstunden missen
ffektiv renzt werden

e Sofort umsetzbar ist die Einfliihrung einer Anti-Stress-Verordnung, wie sie auch von
der IG Metall gefordert wird, und eines individuellen Veto-Rechtes bei der
Umgestaltung von Arbeitsaufgaben.

e Wir wollen den betrieblichen Arbeits- und Gesundheitsschutz und das
Jugendarbeitsschutzgesetz verbessern.

Wir wollen die Arbeitszeiten bei vollem Lohn- und Personalausgleich verkirzen. Die

Vorstellun Vollzeit® ein 8-Stunden-Arbei i mm n Kdmpfen 1
hrhunderts, wurde 191 zlich vor hrieben. Wir brauchen dringend ein n Ziel:
Sechs Stunden sind genug. Gute Arbeit fur alle, aber weniger Arbeit fur die Einzelnen - das
wollen wir als neue Vollbeschéaftigung. Wir unterstitzen die Initiativen werkschaften
ine n lischaftliche D m eine Arbeitszei renzung voranzubringen. Wir

streben eine Obergrenze von 35, ldngerfristig von 30 Stunden an. Damit verkdirzte

Arbeitszeiten nicht zu Lohnkiirzungen ,verkommen® und so konterkariert werden, missen die
Mitbestimmungsrechte der Beschéftigtenvertretungen bei Personal- und Stellenplénen
erweitert werden.

Kapital und Arbeit stehen sich in unserer Gesellschaft immer gegenuber. Die Vorstellungen,
was gerecht und angemessen ist, werden in politischen und sozialen K&dmpfen ausgehandelt.
Die Krafteverhaltnisse sind im Neoliberalismus zu Gunsten des Kapitals verschoben worden.

e Die Mitbestimmungsrechte miissen ausgebaut und auf wirtschaftliche Fragen sowie
die Gestaltung der Tatigkeiten und der Arbeitsbedingungen ausgeweitet werden.

e Es wird Zeit, dass Beschaftigte kirchlicher Einrichtungen die gleichen Rechte kommen
wie alle anderen Beschaftigten auch - das Recht, fiir ihre Tarifvertrage zu streiken,
darf ihnen nicht langer vorenthalten werden. Das Mitarbeitervertretungsgesetz muss
verbessert werden und inhaltlich dem Betriebsverfassungsgesetzt angeglichen
werden.

e DIE LINKE unterstltzt Belegschaften, die ihre in die Krise geratenen Betriebe in
Eigenregie weiterflihren wollen. Genossenschaften und Belegschaftsbetriebe bauen
auf Wissen, Erfahrung und Planungsfahigkeiten der Beschaftigten auf und geben ihnen
mehr Méglichkeiten Gber Art und Inhalt der Produktion mitzubestimmen.
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Starke Gewerkschaften sind unerl@sslich fur gute Arbeits- und Lebensbedingungen. DIE
LINKE will die Flachentarife wieder herstellen. Dafiir gilt es, das Streikrecht der
Gewerkschaften zu verbessern und ein Verbandsklagerecht zur Einhaltung von Tarifvertréagen
einzufihren. Tarifvertrage missen auf Antrag einer Tarifpartei als allgemeinverbindlich gelten.
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Soziale Grundrechte garantieren statt Schikane und Armut durch Hartz IV

Jorg (51) und Anja (43) sind arbeitslos, seit der Automobilzulieferer vor drei Jahren Insolvenz
anmeldete. Das Jobcenter schickt J6rg und Anja regelméBig Einladungen. Jedes Mal wollten
sie mit ihnen Uber ihre berufliche Situation sprechen, konnten aber nichts anbieten. Jorg war
KFZ-Mechaniker-Meister. SchlieBlich wollte ihm der Fallmanager einen Job als Wachmann
aufzwingen, bei dem er gerade 5 EUR die Stunde erhalten hétte. Er wollte eine Arbeit, die
seiner Qualifikation entsprach. Aber der Hauptgrund war, dass sie den Lohn als
entwiirdigend empfanden. Der Fallmanager kiirzte Jorg daraufhin das Geld.

Die soziale Sicherheit schafft das Fundament, damit Menschen in Wiirde leben kdénnen. So
kann an ihr abgelesen werden, wie wichtig Gerechtigkeit fiir eine Gesellschaft ist: wer arm ist,
darf nicht am Rand stehen, Armut und ihre Ursachen zu bekampfen gehort ins Zentrum der
Politik. Es sollte selbstverstandlich sein, dass alle am Leben der Gesellschaft teilhaben
kdénnen. Weil die sozialen Sicherungen systematisch geschwacht wurden, sind immer mehr
Menschen gezwungen, schlechte Jobs mit schlechten Lohnen anzunehmen: das sei
»~zumutbar und gehore zu einer ,neuen Freiwilligkeit“. In Wahrheit werden auf diese Weise
die strukturellen Probleme der Gesellschaft den einzelnen Menschen aufgebirdet. Im
schlimmsten Fall treiben Armut und Sanktionsdruck in die Isolation, sie werden von der
Teilhabe an der Gesellschaft, ihrem Reichtum, ihren Kulturgltern und den vielen kleinen und
doch so wichtigen Begegnungen und Ereignissen im Alltag ausgeschlossen.

Wir brauchen einen Kurswechsel in der Sozial- und Arbeitsmarktpolitik:

1| eine Versicherung gegen Erwerbslosigkeit, die den Lebensstandard sichert und einen
Absturz in Armut verhindert.

e Auch bei Erwerbslosigkeit mussen die sozialen Leistungen den vorher erreichten
Lebensstandard annéhernd sicherstellen. DIE LINKE fordert ein Erwerbslosengeld, das
leichter zugénglich ist und langer gezahlt wird. Die Sperrzeiten missen abgeschafft
werden, weil sie Anspriiche verwerfen, die reguldr erworben und erarbeitet worden
sind. Arbeitsangebote an Erwerbslose missen deren berufliche Qualifikation
beriicksichtigen und deren ethische Uberzeugungen; niemand darf gezwungen sein,
gegen seine oder ihre Uberzeugung eine Erwerbsarbeit anzunehmen.

2| eine soziale Arbeitsmarktpolitik, die mit 6ffentlichen Mitteln mehr gute Arbeitsangebote
schafft.

o Offentlich geférderte Beschaftigung muss zusétzliche, sinnvolle und tariflich
abgesicherte Arbeitsplatze schaffen, die nicht geringer als mit dem Mindestlohn
bezahlt werden durfen. Diese sollten besonders dort geschaffen werden, wo der Markt
Bedirfnisse in sozialen, kulturellen und 6kologischen Bereichen nicht abdeckt.
Offentlich geférderte Beschaftigung muss sich an den Bediirfnissen der Erwerbslosen
und an den regionalen Gegebenheiten ausrichten. Die Eingliederung beruht auf dem
Prinzip der Freiwilligkeit.
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e Es missen sofort mehr Mittel fir Bildung und Qualifizierung von Erwerbslosen zur
Verfugung gestellt werden.

e Die Krise kehrt zurlick: Wir brauchen eine neue Initiative, um Arbeitsplatze zu
schitzen. Der Kiindigungsschutz muss gestarkt und profitablen Unternehmen missen
Massenentlassungen verboten werden.

3| SchlieBlich sagen wir immer noch laut und deutlich: Hartz IV muss weg! Stattdessen
brauchen wir eine sanktionsfreie Mindestsicherung, die Betroffene gegen Armut absichert
und gesellschaftliche Teilhabe garantiert. Wir wollen 6ffentliche soziale Dienstleistungen und
Infrastruktur ausbauen: 6ffentlicher entgeltfreier und 6kologischer Nahverkehr, eine
Gesundheitsversorgung ohne Zuzahlung, freier Zugang zum Internet sowie Kultur- und
Kunstangebote, eine offentlich organisierte Stromversorgung mit sozialer Preisgestaltung,
kostenfreie und qualitativ hochwertige Essen in Schule und Kita, defZugang zu einem
Computer mit Internetzugang fiir jeden Schiiler und jede Schilerin, Sozialtickets bei der
Bahn.

o Kurzfristig missen die Regelsatze auf 500 Euro erhdht und die Sanktionen
abgeschafft werden. Wir wollen ein Konzept einbringen, in dem keine
Mindestsicherung mehr unter 1050 Euro liegt.

e Anstelle der Bedarfs- und Einsatzgemeinschaften drangt DIE LINKE darauf, das
Individualprinzip unter Berlcksichtigung der gesetzlichen Unterhaltsverpflichtungen
einzufihren. Die Sonderregelungen fir junge Menschen bis zum 25. Lebensjahr
mussen abgeschafft werden.

Teil r LINKEN vertreten Konz ingungslosen Grundeinkommens, um
Rech f ein icherte Existenz un lIschaftliche Teilh i Einzelnen von der

Erwerbsarbeit zu entk [n. Di Konz wird in der Partei kontrovers diskutiert. Di

ion wollen wir weiterfihren. Wir beflirworten h Ein iner En -

Kommission zum Grundeinkommen im D hen Bun

e Gemeinsam mit Sozialticket-Initiativen aus der gesamten Bundesrepublik werden wir
in den Landern und Kommunen fir ein Sozialticket im 6ffentlichen Nahverkehr Druck
machen. Auf langere Sicht ist der 6ffentliche Nahverkehr entgeltfrei zu organisieren.

e Wir unterstitzen die Selbstorganisation von Erwerbslosen und Geringverdienenden
und werden gemeinsam mit Erwerbsloseninitiativen im Parlament und auf der StraBe
fur eine sanktionsfreie Mindestsicherung aktiv werden.

Wir stehen an der Seite der Menschen, die aus ihren Wohnungen und Wohnvierteln vertrieben
werden und sich dagegen zur Wehr setzen.

e Zwangsumziige missen gestoppt werden.

Seite 17 von 86


Daniel
Kommentar zu Text
Hört, hört!

Daniel
Kommentar zu Text
... aber nicht mehr lange?

Daniel
Durchstreichen

Daniel
Eingefügter Text
n

Daniel
Unterstreichen


1 DIE LINKE wird sich an keiner Regierung beteiligen, die Privatisierungen der Daseinsvorsorge
2 oder Sozialabbau betreibt, oder deren Politik die Aufgabenerfiillung des Offentlichen Dienstes
3 verschlechtert.
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Gute Rente muss den Lebensstandard sichern und Altersarmut verhindern

»Ich habe mein Leben lang als Verké&uferin gearbeitet, als Rente bekomme ich 846 Euro.
Wenn das mit den Rentenplédnen so weiter geht, kriegt meine jiingere Kollegin 2030
gerade noch 677 Euro, obwohl sie bis 67 schuften muss. Wenn sie das (berhaupt
durchhilt.“ Emily, Berlin

Die Beitrage, die in die Rentenversicherung eingezahlt werden, sind zunehmend weniger
~wert“: Durch den rentenpolitischen Kahlschlag der vergangenen Jahre soll das
Leistungsniveau der gesetzlichen Rente bis 2030 noch weiter sinken. Nach 45 Beitragsjahren
und immer durchschnittlichem Einkommen wird dann nur noch eine Rente von 43 Prozent
des Durchschnittsverdienst gezahlt. Eine Rente von ehemals 1 000 Euro ist dann nur noch
800 Euro wert sein. Die Liicken sollen die Beschaftigten selbst schlieBen, indem sie privat
vorsorgen. Diese Rechnung geht nicht auf: Viele brauchen ihr ganzes Einkommen, um den
Alltag zu finanzieren und kénnen sich eine zusatzliche Altersvorsorge buchstablich nicht
leisten. Zudem sind die Versicherungsangebote oft schlecht: Bei vielen Riester-Vertragen sind
die Verwaltungskosten so hoch und die Renditen so schwach, dass das Geld genauso gut
unter die Matratze gelegt werden kdnnte. Die milliardenschwere Forderung der
Privatvorsorge durch die Steuerzahlenden nutzt vor allem der Versicherungsindustrie und
erhoht gravierend das nach Rendite suchende Privatkapital auf den Finanzmarkten. So
werden vorhandene Krisen geschirt und neue geschaffen. Immer mehr Menschen missen im
Alter Grundsicherung beantragen oder trotz ihres verdienten Ruhestandes weiter arbeiten.

e Das Sicherungsniveau der gesetzlichen Rente muss wieder auf 53 Prozent
erhoht werden, damit der Lebensstandard im Alter gesichert werden kann und
die Renten fur alle spurbar steigen.

e Wir wollen die Solidaritat in der Rentenversicherung stérken: Zeiten niedriger
Lohne, der Erwerbslosigkeit, Kindererziehung und Pflege miissen deutlich
besser abgesichert werden, damit sie nicht zu Armutsrenten fihren.

e Alle Erwerbseinkommen mussen in die Rentenversicherung eingehen - auch
von Selbsténdigen, Beamtinnen und Beamten, Politikerinnen und Politikern.

e Wir wollen die Mdglichkeit schaffen, die in Riester-Vertragen erworbenen
Anspriche auf die gesetzliche Rente zu libertragen.

Alle wissen, dass die Rente erst ab 67 fiir die meisten Menschen nicht machbar ist. Sie
kénnen gar nicht so lange arbeiten, weil sie nach einem langen Arbeitsleben nicht mehr
gesund sind oder in diesem Alter gar keine Arbeit mehr haben und auch keine mehr
bekommen. So kommt die Rente erst ab 67 meist einer erheblichen Rentenkirzung gleich.
Der materiell halbwegs abgesicherte Lebensabend gerat so in Gefahr oder wird von
vornherein zur lllusion.

e Die Rente erst ab 67 muss abgeschafft werden - ohne Wenn und Aber. Jede

und jeder muss wieder spatestens mit 65 Jahren abschlagsfrei in Rente gehen
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dirfen. Der Zugang zu den Erwerbsminderungsrenten muss erleichtert werden,
die Abschlage wollen wir streichen

Um die drohende Altersarmut zu verhindern, missen die Verhaltnisse auf dem Arbeitsmarkt
erheblich verbessert werden. Die Menschen kénnen nur dann ausreichende eigene
Rentenanspriche erwerben, wenn sie die realistische Chance auf einen guten Arbeitsplatz
mit einem guten Lohn oder Gehalt haben. Es muss geniigend 6ffentliche Angebote zur
Kindererziehung und zur Pflege von Familienangehdrigen geben. Die Rente muss den
Lebensstandard im Alter sichern und Armut zuverldssig verhindern. Eine solche Rentenpolitik
ist machbar und bezahlbar, wenn das gesetzliche System gestarkt wird und die Unternehmen
wieder gleichméaBig an den Kosten der Alterssicherung beteiligt werden.

e DIE LINKE will die Rentenversicherung vor kurzsichtigen politischen Eingriffen
in besonderer Weise schitzen. Die Verankerung einer guten Rente im
Grundgesetz schafft auf einem zentralen Feld der sozialen Sicherung
Verlasslichkeit und Vertrauen.

e Die Beitrage zur gesetzlichen Rentenversicherung missen paritatisch von den
Beschaftigten selbst und den Unternehmen bzw. Auftraggeberinnen und
Auftraggebern finanziert werden. Das gilt fur alle Erwerbstéatigen. Die
Beitragshohe soll sich nach dem angestrebten Sicherungsziel richten und nicht
nach der Zahlungswilligkeit der Unternehmen.

e Fiir einen Ruhestand in Wiirde und fiir soziale Teilhabe im Alter fiir jede und
jeden brauchen wir einen Mindeststandard in der gesetzlichen Rente. Deshalb
will DIE LINKE eine Solidarische Mindestrente einfiihren. Diese soll aus
Steuern finanziert werden und sicherstellen, dass kein Mensch im Alter ein
Einkommen unterhalb der Armutsrisikogrenze hat. In der kommenden
Wabhlperiode werden wir eine Solidarische Mindestrente von 1 050 Euro netto
in die politische Diskussion einbringen. Hohere Mietkosten sollen mit dem
Wohngeld aufgefangen werden.

DIE LINKE streitet fiir eine Politik, die die 6ffentlichen Systeme starkt und die Privatisierung
von Risiken bek@ampft. Sie steht fiir eine Politik, die ein selbstbestimmtes Leben in Wirde und
sozialer Sicherheit im Alter ermdglicht. LINKE Rentenpolitik bedeutet mehr als bloBe
Mindestabsicherung. Ein gutes Leben im Alter heiBt, den Lebensstandard aus der
Erwerbsphase ohne allzu groBe Abstriche halten zu kénnen. Deshalb gehdren fir uns
Lebensstandardsicherung und Mindestabsicherung zusammen.
e Wir vergessen nicht, dass die Regierung Merkel eines ihrer zentralen
Wabhlversprechen gebrochen hat: die Angleichung der Renten im Osten an das
Westniveau. DIE LINKE fordert, den Rentenwert Ost zligig an das Westniveau
anzugleichen. Die Angleichung muss spatestens bis Ende 2017 abgeschlossen
sein. Die Lebensleistung in Ost und West muss endlich in gleicher Weise
anerkannt werden. Die Angleichung darf nicht zum Nachteil der heute
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Versicherten fuhren. Deshalb muss die Hochwertung der ostdeutschen Lohne
und Gehalter erhalten bleiben, solange es noch starke Lohndifferenzen
zwischen Ost und West gibt.
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Solidaritat und Qualitat in der Gesundheitsversorgung starken - Schluss mit der Zwei-
Klassen-Medizin

Arme sterben im Durchschnitt friher als Reiche und sind haufiger krank. Und ausgerechnet
fur sie kann die Gesundheitsversorgung sehr teuer werden. Fir fast alle
Gesundheitsleistungen werden Zuzahlungen féllig - egal ob fur Arzneimittel,
Krankenhausaufenthalte oder Heil- und Hilfsmittel.

e Jegliche Zuzahlungen und Zusatzbeitrage muissen abgeschafft werden. Die
Uberschisse der Krankenkassen sind zum Wohle der Versicherten zu
verwenden.

e Alle medizinisch notwendigen Leistungen missen wieder von der
Krankenkasse bezahlt werden. Wir wenden uns gegen alle Bestrebungen,
medizinische Angebote zu rationieren.

e Wir treten flr eine effektive Begrenzung der Arzneimittelpreise ein. Die
verantwortlichen Behdrden sollen diese Preise festsetzen. Die Einfihrung einer
Positivliste ist Uberféllig: alle sinnvollen Medikamente missen vollstéandig
erstattet werden - teure Medikamente, die nur scheinbar neu sind, gehoren
dagegen nicht in den Leistungskatalog.

In den letzten Jahren wurde das Gesundheitswesen noch starker an Markt- und
Gewinninteressen ausgerichtet. Profit und Wettbewerb flihren beispielsweise dazu, dass
notwendige Behandlungen abgelehnt und vermehrt teure Leistungen ohne nachgewiesenen
Nutzen angeboten als auch Fehl- und Uberversorgung. Die Beschéftigten miissen immer mehr
Arbeiten Ubernehmen, so dass sie flr die einzelnen Patienten immer weniger Zeit haben.

Hunderttausende Arbeitsplatze wurden in Krankenhdusern abgebaut: das sollte die
Krankenhduser billiger, besser und effektiver fir Beschéftigte und Patienten machen, hieB3 es.
Das Gegenteil trat ein: Flr die Beschéftigten folgte aus diesem Abbau Arbeitsverdichtung,
Zeitdruck, Belastung und Stress. Um die gesundheitliche Versorgung flachendeckend und fir
jeden und jede zu sichern, muss sektorentbergreifend geplant und versorgt werden. Alle
Gesundheitsberufe missen in die Bedarfsplanung einbezogen werden. Ein Vergleich: In
Deutschland betreut eine Pflegekraft im Durchschnitt 21 Patienten, in Danemark zehn, in
Norwegen neun und in den USA acht.

e Krankenhduser missen bedarfsgerecht und solide finanziert werden. Bund und Lander
mussen ausreichend Mittel fir eine flachendeckende Infrastruktur bereitstellen.
Krankenkassen sollen den Betrieb der Krankenhduser angemessen sichern.

e Es darf keine weitere Privatisierung geben, bereits privatisierte Krankenhauser wollen
wir in offentliche und nicht-kommerzielle Tragerschaften Uberfiuhrt. Die Beschaftigten
mussen zudem bei der Organisation und Planung ihrer Arbeit starker mitbestimmen
kénnen.
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e Der Mangel an Personal in Krankenh&usern, Pflegeheimen, in der ambulanten
Versorgung und der hauslichen Pflege muss beseitigt werden. Deshalb streiten wir
daftr, eine verbindliche und bundesweit einheitliche Personalbemessung einzufihren.

e Damit die gesundheitliche Versorgung in Stadt und Land flachendeckend gesichert ist,
muss sektorenubergreifend geplant und versorgt werden. Alle Gesundheitsberufe
miissen in die Bedarfsplanung einbezogen werden, nicht nur Arztinnen und Arzte.

e Die Trennung von ambulanter und stationadrer Versorgung muss aufgehoben werden.
Den Krankenhdusern muss erlaubt werden, eine Ambulanz oder Poliklinik zu flihren.

e Die soziale Selbstverwaltung wollen wir starken. Wir unterstitzen die demokratische
Mitbestimmung der Versicherten, der Patientenvertretungen und der Beschaftigten.

e (Gesundheitsforderung und Pravention missen dazu beitragen, die sozialen Ursachen
fur ungleiche Chancen auf Gesundheit zu verringern. Wir fordern hierfir ein
Praventionsgesetz und eine Koordinierungs- und Entscheidungsstelle auf
Bundesebene.

Um eine gute Gesundheitsversorgung flr alle zu gewahrleisten, braucht es eine solidarische
Birgerinnen- und Burgerversicherung. Damit kann der Beitragssatz zur Krankenversicherung
auf Jahre hinaus konstant niedrig bei etwas Uber zehn Prozent des Einkommens gehalten
werden. Auf Lohne und Gehélter sowie Renten missten die Versicherten nur noch einen
Anteil von 5,25 Prozent statt derzeit 8,2 Prozent zahlen. Selbst die Arbeitgeber wiirden einen
Anteil von 5,25 Prozent statt bisher 7,3 Prozent zahlen. Dieser niedrigere Beitragssatz flihrte
bis zu einem Einkommen von 5 800 Euro im Monat zu deutlichen Einsparungen fir die
Versicherten.

Die Gesundheitsausgaben liegen seit 20 Jahren konstant bei zehn bis elf Prozent des
Bruttoinlandsprodukts - es gibt also keine Kostenexplosion. Die Beitrage der Gesetzlichen
Krankenversicherung steigen nur aus einem Grund: Sie werden allein aus den Lohn- und
Gehaltsanteilen gezahlt und diese sinken. Die am schnellsten wachsenden Einkommen -
Gewinne und Kapitalertréage - werden nicht herangezogen. Gut verdienende und gestindere
Versicherte wandern seit ihrer Einfihrung in die private Krankenversicherung ab.

e DIE LINKE will eine solidarische Birgerinnen- und Burgerversicherung, in die alle
Menschen, die in Deutschland leben, mit allen Einkommensarten solidarisch
einzahlen.

e Versicherte mit einem Einkommen oberhalb der bisherigen
Beitragsbemessungsgrenze wollen wir kiinftig gerecht mit dem gleichen Beitragssatz
in die solidarische Finanzierung einbeziehen.

e Die private Vollversicherung ist damit Uberflissig und wird abgeschafft: die private
Krankenversicherung wird auf Zusatzleistungen beschrankt und den Beschaftigten der
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Versicherungsunternehmen ein sozial vertraglicher Ubergang in die gesetzlichen
Krankenkassen ermdglicht.

e Bei Einkommen aus Lohnen und Gehaltern zahlt der Arbeitgeber die Halfte der
Beitrége, bei Renten tragt die Rentenversicherung die Hélfte des Beitrags.

Gute Pflege: Wirde fur Pflegebediirftige, Angehorige und Beschaftigte

»Als meine Mutter aus dem Krankenhaus entlassen wurde, war nichts mehr, wie es vorher war. Plotzlich war sie auf
Pflege und Betreuung angewiesen. Ich muss mir extra frei nehmen und riskiere meinen Job. Alles geht schnell,
schnell, auch bei mir auf Arbeit im Pflegeheim.Fiir alles ist Geld da, nur fiir die wichtigsten Dinge nicht. Wie ergeht
es da erst Leuten, die gar nicht wissen, wie Pflege funktioniert?* Johanna, 42, Pflegehelferin in Kassel

Der Bundesregierung ist es nicht gelungen, die Pflegeversicherung so weiterzuentwickeln,
dass sie den Bedurfnissen der Menschen gerecht wird. Die Pflegeversicherung ist eine
s1eilkaskoversicherung® und zudem chronisch unterfinanziert: Sie gewahrt Menschen mit
Pflegebedarf nur einen Zuschuss zu den Kosten der Pflege, welche die familiare,
nachbarschaftliche oder ehrenamtliche Pflege ergénzen soll. Die Betroffenen mussen auf ihr
Einkommen und Vermdgen zurlckgreifen. Viele werden von der Sozialhilfe oder von der
Unterstiitzung ihrer Angehdrigen abhéngig. Diese wiederum sind oft iberfordert und stark
belastet.

e Der seit 2009 vorliegende neue Pflegebegriff und das neue Begutachtungsverfahren
mussen endlich vom Gesetzgeber umgesetzt werden: kognitive und/oder psychische
Einschréankungen mussen ebenso wie kdrperliche erfasst werden.

e Die Leistungen der Pflegeabsicherung miissen so gestaltet werden, dass allen
Menschen ermoglich wird, selbstbestimmt zu leben und den Alltag kompetent zu
meistern.

e Das neue Begutachtungsverfahren muss auch eine Methode beinhalten, nach der die
Pflegebedurftigkeit von Kindern und Jugendlichen bestimmt werden kann. Menschen
mit Demenzerkrankungen sind endlich angemessen in die Pflegeversicherung
einzubeziehen.

DIE LINKE versteht Pflege als eine Aufgabe der Gesellschaft und damit als Teil der
offentlichen Daseinsvorsorge. Eine Politik, die gerecht und solidarisch ist, kann eine effektive,
menschenwirdige und an den individuellen Bediirfnissen ausgerichtete Pflege und Betreuung
organisieren und finanzieren. Schluss mit dem Teilkasko-Prinzip: Eine sozial gerechte
Pflegeversicherung muss perspektivisch alle ndtigen Leistungen ibernehmen.

Vor allem Frauen - Ehe- und Lebenspartnerinnen, Téchter oder Schwiegertochter -
ubernehmen Pflegearbeit. Doch die Familienstrukturen, das Familienbild, die
Erwerbsbiographien von Frauen &dndern sich - und das ist gut so. Auch wollen
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pflegebedirftige Menschen nicht automatisch von ihren Angehdrigen gepflegt werden. Eine

selbstbestimmte Entscheidung Uber diese Frage, wer pflegt mich, ist in vielen Fallen nicht

moglich: Pflege hangt in zunehmendem MaBe von der GroBe des eigenen Geldbeutels ab.

DIE LINKE fordert, die Leistungen so zu gestalten, dass es allen Menschen maoglich ist,
selbstbestimmt zu entscheiden, ob sie ambulante, teilstationdre oder stationare
Pflege- oder Assistenzleistungen in Anspruch nehmen wollen. Ein Ausbau des
bezahlbaren, barrierefreien Wohnraums ist dafiir unerlasslich.

Gute Pflege darf nicht von den eigenen finanziellen Moglichkeiten abhéangig sein.
Damit eine solche neue Pflege-Politik gelingt, muss das Leistungsniveau der
Pflegeversicherung deutlich angehoben werden. Das bietet den Betroffenen die
Maoglichkeit, sich fachgerecht zuhause pflegen zu lassen.

Wir fordern, die mit finf Euro im Monat geforderte private Pflegezusatzversicherung
(,Pflege-Bahr®) zu stoppen. Der Einstieg in die Privatisierung der Pflegevorsorge ist
unsozial, volkswirtschaftlich unsinnig und benachteiligt Geringverdienende und
Menschen mit Behinderungen. Wahrend Geringverdienende und Menschen mit einem
potenziellen Pflegerisiko sich die Zusatzversicherung nicht leisten kdnnen, ist es
Besserverdienenden und Gesunden maoglich, auf glinstigere, nicht geférderte Produkte
zurtickzugreifen. Das fuhrt am Ende zu einer Zwei-Klassen-Pflege, gegen die wir uns
entschieden wenden.

Gute Pflege héngt entscheidend von qualifizierten und engagierten Beschaftigten ab. Der

Alltag von Pflegekréften ist von Arbeitsverdichtung, starren Zeitvorgaben und schlechter
Bezahlung gepragt. Darunter leiden alle Beteiligten: das Pflegepersonal und die zu pflegenden
Menschen sowie deren Angehdrige. Pflege ist eine schwere und anspruchsvolle Arbeit, die
gesellschaftlich anerkannt und entsprechend bezahlt werden muss.

Die Anhebung des Leistungsniveaus der Pflegeabsicherung erdffnet den finanziellen
Spielraum, Pflegekrafte besser zu bezahlen. Mini- und Midijobs in der Pflege missen
in regulare und tariflich bezahlte Arbeitspldatze umgewandelt werden. Damit
Lohndumping in der Pflege verhindert wird, ist als unterste Grenze ein
flachendeckender, gesetzlicher Mindestlohn von zehn Euro einzufiihren.

Um die Qualitat der Pflege zu sichern, fordert DIE LINKE bundesweite Standards tber
eine qualitatsbezogene Personalbemessung. Bis dahin missen Bund und Lénder
gemeinsam sich das Ziel setzen, mindestens die Hélfte der Personalstellen mit
Fachkraften zu besetzen.

Um die gleichberechtigte Teilhabe der Betroffenen in der Mitte unserer Gesellschaft
zu sichern, missen kommunale Hilfestrukturen wie Pflegestiitzpunkte und
Wohnberatung ausgebaut werden.

Die Pflegeausbildung ist zeitgemaB weiterzuentwickeln, um den Anspriichen an eine
qualitativ hochwertige Versorgung gerecht zu werden und die Pflegeberufe attraktiver
zu machen. Dazu sollen die Pflegeberufe zu einer dreijahrigen, dualen Ausbildung

Seite 25 von 86



W \S)

O 0 3 N W

10

12
13
14
15

16
17
18
19
20
21
22
23
24
25
26
27

28
29
30
31
32
33
34
35

36
37
38

zusammengeflihrt werden: einer zweijahrigen Grundausbildung folgt die einjéahrige
Schwerpunktsetzung in allgemeiner Pflege, Kinderkrankenpflege oder Altenpflege.

Mit Steuern umsteuern: Reichtum ist teilbar

Wenn in einer demokratischen Gesellschaft die finanzielle Hauptlast auf denen liegt, die am
wenigsten Einfluss haben, wenn Demokratie nicht bedeutet, dass alle zum Gemeinwesen
beitragen - dann ist etwas aus dem Gleichgewicht. Um das Gleichgewicht wieder
herzustellen, brauchen wir ein neues Modell: die Wohlhabenden und die Unternehmen
mussen ihren Anteil zur Finanzierung des Gemeinwesens, der 6ffentlichen Daseinsvorsorge
und der sozialen Dienste leisten. Oft wird behauptet, dass DIE LINKE vor allem Geld ausgeben
- oder neu drucken - wolle. Tatsachlich ist DIE LINKE die einzige Partei, die ein
durchgerechnetes Steuerkonzept hat, das machbar und sozial gerecht ist. Wir setzen auf
Umverteilung von oben nach unten, von privat zu 6ffentlich und auf Umverteilung zu Gunsten
eines zukunftsfahigen Wirtschafts- und Gesellschaftsmodells, das sich an sozialen und
okologischen Bedirfnissen und Interessen ausrichtet.

Armut und Reichtum liegen in Deutschland nah beieinander. Beides wird in kapitalistischen
Gesellschaften jeden Tag aufs Neue geschaffen - und doch gibt es Unterschiede in den
Formen ihrer politischen und sozialen Regulierung. Seit sich die neoliberale Politik -
beschleunigt durch die Krise - durchgesetzt hat, verscharft sich die soziale Ungleichheit. An
die Behauptung, dass von dem zunehmenden Reichtum oben auch unten mehr ankommt,
glaubt inzwischen niemand mehr. Allein die Bundesregierung hélt an dieser gescheiterten
Annahme ungebrochen fest. ,Die Markte® und die Finanztransaktionen sollen gestitzt und in
deren ,Vertrauen® viel Geld investiert werden. Wahrend in der Krise die Reichsten der
Gesellschaft ihr Vermdgen deutlich vermehren konnten, trégt der GroBteil der Bevolkerung
die Lasten der Krise. Die Ursachen der Krise werden nicht beseitigt, sie werden nicht einmal
benannt: Es gibt viel zu viel privates Kapital, fir das Investmentbanker handeringend
profittrachtige Anlagen suchen - auf den Finanzmarkten und in der Spekulation.

e Wenn wir diese inzwischen enormen Finanzmittel umverteilen, konnen wir den
Einstieg in eine bessere Gesellschaft gut finanzieren: eine Industrieproduktion, die
sich an den Bediirfnissen von Menschen und der Gesellschaft ausrichtet, und den
Aufbau einer leistungsfahigen offentlichen Infrastruktur. Mit einer
Finanztransaktionssteuer, einer Steuer auf Finanzgeschafte, wollen wir die
Spekulationen auf den Finanzméarkten eindémmen und die Verursacher der Krise an
deren Kosteny Bei jeder Finanztransaktion soll ein Steuersatz von 0,1 Prozent fallig
werden. Mehreinnahmen in Deutschland: 27 Milliarden Euro

e In Deutschland und in allen EU-Staaten soll eine einmalige Vermégensabgabe in Hohe
ab einem personlichen Freibetrag von einer Million Euro. Fir Betriebsvermdgen wird
ein gesonderter Freibetrag vereinbart.
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Der braven "Realwirtschaft" möchte auch DIE LINKE keinesfalls wehtun.


Der private Reichtum nimmt zu, auch weil die Steuern fir Reiche und fir Unternehmen
drastisch gesenkt wurden. Wer viel hat, erhélt zahlreiche Méglichkeiten, das Vermdgen weiter
zu vermehren und sich der Finanzierung des Gemeinwohls zu entziehen. Wer wenig hat, muss
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viel und mehrfach bezahlen: beispielsweise aufgrund der Privatisierung o6ffentlichen
Eigentums und des Riickbaus sozialer Sicherungssysteme. Hohe Vermogen,

Spitzeneinkommen, Kapitalgewinne, Finanztransaktionen und groBe Erbschaften missen
starker besteuert beziehungsweise lberhaupt erst einmal besteuert werden.

e Wir fordern, eine Vermogenssteuer fur Millionére einzufihren. Dabei bleibt die erste

Million des Vermogens steuerfrei. Danach wird ein Steuersatz in Hohe von finf

Prozent auf Privatvermdgen erhoben. Fir ein privates Geld- bzw. Immobilienvermdgen
von zwei Millionen Euro missten zum Beispiel 50 000 Euro Steuern im Jahr bezahlt

werden. Mehreinnahmen: 80 Milliarden Euro

e GroBe Erbschaften werden in Deutschland im Vergleich zu anderen EU-Staaten viel zu
gering besteuert. Mit einer Reform der Steuersatze und der Steuerbefreiungen wollen

wir die Einnahmen aus der Erbschaftssteuer deutlich erhéhen. Dabei gilt ein

Freibetrag in Héhe von 150 000 Euro. Fir Erbinnen und Erben, die das 60. Lebensjahr
vollendet haben, Kinder, Ehegatten oder fiir eine vom Vererbenden benannte Person
verdoppelt sich der Freibetrag auf 300 000 Euro. Kleine und mittlere Immobilien (z.B.

das Haus der GroBeltern) und selbstgenutztes Wohneigentum bleiben von unserer
Reform unberihrt. Mehreinnahmen: 7 Milliarden Euro

e Die Unternehmenssteuern wurden massiv gesenkt. Die Kérperschaftssteuer muss
wieder auf 25 Prozent erhoht werden. DIE LINKE setzt sich fiir eine europaweite
Vereinheitlichung der Unternehmensbesteuerung zur Verhinderung von
Steuerwettbewerb ein. Die Befreiung von VerduBerungsgewinnen wollen wir
zurticknehmen. Mehreinnahmen: 35 Milliarden Euro

e Nicht nur die Vermdgen und der private Reichtum haben sich ungleich entwickelt,

auch die Schere der Einkommen hat sich weiter ge6ffnet. DIE LINKE will eine Reform

der Einkommenssteuer: Wer viel Einkommen hat, soll mehr Steuern zahlen, damit
Beschéftigte, die wenig verdienen oder ein mittleres Einkommen haben, entlastet
werden. In dem der Grundfreibetrag auf 9300 Euro erhdht wird, werden auf
Bruttolohne bis 1000 Euro im Monat keine Steuern mehr féllig. Monatliche
Bruttolohne bis 6 000 Euro werden entlastet, indem der Tarifverlauf der
Einkommenssteuer geglattet wird. Das bedeutet konkret, bei einem monatlichen

Verdienst in Hohe 2500 Euro mussen rund 85 Euro weniger Steuern gezahlt werden.
Der Spitzensteuersatz dagegen soll ab einem Einkommen von 65 000 Euro pro Jahr

wieder auf 53 Prozent (wie unter der Kohl-Regierung) erhoht werden.

e Sehr hohe Einkommen wollen wir besonders besteuern: jeder Euro, der Uber einer
Million Einkommen liegt, soll 75 Prozent besteuert werden (Reichensteuer).
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e Das Ehegattensplitting soll abgeschafft werden. Stattdessen wollen wir eine
individuelle Besteuerung einfiihren. Damit Lebensgemeinschaften mit Kindern nicht
schlechter gestellt werden, wollen wir die Einsparungen nutzen, um das
Zusammenleben mit Kindern fordern.

e Die ,Mdvenpicksteuer® (ErmaBigung fur Hotel und fir Beherbergungsleistungen) muss
zurtickgenommen werden. Mehreinnahmen: 1 Milliarde Euro.

e DIE LINKE will die Abgeltungssteuer abschaffen und Einkiinfte aus Kapitalvermdgen
wieder gemaB dem individuellen Einkommenssteuersatzes besteuern.

e Der Steuervollzug auf Landerebene muss verbessert werden; insbesondere muss
mehr Fachpersonal eingestellt werden. Um Steuerhinterziehung, Geldwasche und
Subventionsbetrug wirksamer bekdmpfen zu kénnen, tritt DIE LINKE fir den Aufbau
einer Bundesfinanzpolizei ein. Es ist realistisch, mit einem konsequenteren
Steuervollzug und der Bekampfung von Steuerhinterziehung jahrlich etwa 15
Milliarden Euro mehr einzunehmen.

Die derzeitige soziale Ungleichheit ist so gravierend, dass sie die gesamte Gesellschaft
blockiert und eine positive Entwicklung bremst. Zukunftsinvestitionen beispielsweise in eine
sozial-0kologische Energiewende, in eine gute Gesundheits- und Pflegeversorgung fir alle
oder in ein gerechtes Bildungssystem koénnen nicht finanziert werden. Eine gerechte
Gesellschaft ist fur alle besser. Die Kommunen bendtigen endlich wieder ausreichend
Finanzmittel. Wir wollen Stadte und Gemeinden mit - und nicht ohne - Bibliotheken, Kitas,
Schwimmbadern, Theatern und Kulturzentren.

DIE LINKE will die bisherige Gewerbesteuer auf eine breitere Basis stellen und in eine

Gemeindewirtschaftssteuer umwandeln. Dabei wird die Bem ngsgrundl
Einbeziehung von Pachten, Mieten, Leasingraten und Lizenz Uhren) un r Krei r
rzahlenden vergroBert (Einbeziehun r Sel andigen und Freiberuflerinnen un

Freiberufler). Fir kleine Unternehmen und Existenzgriinderinnen und -grinder wird der
Freibetrag auf 30 000 Euro angehoben und die festgesetzte Steuer wird bei der
Einkommensteuer beriicksichtigt. In diese Reform inbegriffen ist die Abschaffung der
Gewerbesteuerumlage, die Stadte und Gemeinden finanziell entlastet. Mehreinnahmen fir die
Kommunen: 15 Milliarden Euro
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Das Offentliche stirken: Enteignung der Bevélkerung stoppen
Zum ,Wohl der Allgemeinheit® zu handeln, gilt als Aufgabe von Politik und Staat. Was aber als
Allgemeinwohl verstanden wird und wie ihm am besten zu dienen ist, ist Gegenstand und
Ergebnis der demokratischen Diskussionen, von sozialen Konflikten und Kaémpfen. Wer
verflgt Gber den gesellschaftlichen Reichtum? Wer bestimmt, was, wann, wie, wo und in
welchem Umfang produziert wird? Und wem steht es zur Verfligung? Diese Fragen betreffen
den Kern der Demokratie.
Der Ausbau des offentlichen Eigentums, der Infrastruktur und Daseinsvorsorge, muss von
Anstrengungen begleitet sein, den Staat zu demokratisieren: Es muss mehr Partizipation und
Transparenz geben. Partizipation heiBt nicht, mitreden zu dirfen, sondern Entscheidungen
wirksam beeinflussen zu konnen. Auf allen politischen Ebenen, insbesondere in der
Kommune, sollten Menschen auch in Fragen der Finanzen, des Wirtschaftens, der
Entwicklung des kulturellen Lebens und der Bildung, sowie der Gestaltung der Verwaltung
unmittelbar mitwirken und mitentscheiden kénnen: durch partizipative Haushalte und
Planungsprozesse bis hin zu regionalen Réten flr eine sozial-6kologische Strukturpolitik, die
Industrie und Dienstleistungen gleichermaBen umfasst. Der Reichtum einer Gesellschaft
muss sich nach unserer Auffassung in einem 6ffentlichen Reichtum und in den
Lebenschancen aller niederschlagen: nur diese Art von Reichtum kommt allen zu Gute und
bildet die Grundlage fiir ein demokratisches Miteinander. Ohne ein leistungsféahiges
offentliches Eigentum - also kommunales, regionales, genossenschaftliches,
gemeinwirtschaftliches oder staatliches Eigentum - kann eine Demokratie nicht funktionieren.
e DIE LINKE streitet dafir, dass Birgerinnen und Birger den Zweck 6ffentlicher
Unternehmen mitbestimmen und 6ffentliche Unternehmen und Einrichtungen
kontrollieren kdnnen; sie missen an Entscheidungen und der Gestaltung ihres
Lebensumfeldes beteiligt sein.

e Wir wollen, dass o6ffentliche Unternehmen und Einrichtungen transparent arbeiten und
Vertréage, die die o6ffentliche Verwaltung abschlieBt, offen gelegt werden. Die
Mitbestimmungsrechte der Beschéftigten missen ausgeweitet werden. Leiharbeit,
Privatisierungen oder Dienst- und Werkvertrédgen untergraben grundlegende Rechte
der Beschaftigten und deren Mitbestimmung. Um diese Beschéftigten zu schutzen,
mussen nicht nur solche Arbeitsformen bekdmpft werden: DIE LINKE tritt dafr ein,
dass das Personalvertretungsrecht uneingeschrankt fur alle Menschen gilt, die fir
eine Dienststelle tatig sind.

In den vergangenen 20 Jahren wurde 6ffentliches Eigentum in groBem Umfang verkauft:
Wohnungen, Krankenh&user, Stromerzeuger, Verkehrs- und Wasserbetriebe, Rathduser,
Krankenh&user und Pflegeeinrichtungen. Es wurde versprochen: Die Privatisierung macht
alles besser. Nachweisbar ist das Gegenteil eingetreten. Biirgerinnen und Burger und
Kommunen mussen oft fiir schlechtere Leistungen mehr und teuer bezahlen. Privatisierung
bedeutet, dass die Menschen mehr zahlen missen: fir private Vorsorge, Arztbesuche,
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Zahnersatz, Schwimmbad, Musikschule. Diese Regel ist ebenso primitiv wie unbarmherzig:
Wer zahlen kann, kann teilhaben. Wer zu wenig Geld hat, ist auBen vor. Die Reichen grenzen
sich ab und haben schon langst ihre eigene Welt gegriindet.

Die Regierung verweist auf die Staatsschulden: angeblich kénnten ,wir“ uns das Offentliche
nicht mehr leisten, sonst wiirden wir unseren Kindern und Enkeln nur noch Schulden
hinterlassen. Wir stellen dagegen fest: Gerade im Interesse unserer Kinder und Enkel dirfen
wir das Gemeinwesen nicht dem Markt Giberantworten. Denn: Wo Daseinsvorsorge in privater
Hand betrieben wird, steht nicht mehr die Leistung fiir die Menschen im Vordergrund,
sondern Gewinnerzielung und Marktinteressen. Die Grundlagen fiir eine gerechte Gesellschaft
werden mit der Privatisierung von Wasser tber Energie, Nahverkehr bis zur Bildung zerstort.

e Wir stehen flr ein neues Modell einer leistungsfahigen, demokratischen, 6ffentlichen
Daseinsvorsorge und Infrastruktur.

e Alle mussen offentliche Dienste und Einrichtungen nutzen kénnen, unabhangig davon
wo sie wohnen.

o Offentliche Dien<stleistungen miissen fiir jeden erschwinglich, diskriminierungs- und
barrierefrei sein.

o Offentliche Dienstleistungen miissen einem hohen Umweltstandard gerecht werden.

Privatisierungen werden von der Bevolkerung mehrheitlich abgelehnt. Birgerentscheide wie
beispielsweise in Leipzig, Disseldorf oder in Freiburg zeigen, dass der Widerstand gegen
Privatisierungen wéachst. Auch die Kommunen selbst haben mit den nicht bedachten Folgen
der Privatisierung zu kdmpfen. Die Finanzkrise offenbart schonungslos, wie risikoreich
grenziberschreitende Leasingvertrage (Cross Border Leasing) oder undurchsichtige
Zinsgeschafte sind. Diese finanziellen Bruchlandungen werden ebenso wie die teurer
werdenden Kredite die Kommunalhaushalte auf Jahre hinaus erheblich belasten. Etliche
Privatisierungen sind riickgéngig gemacht und Einrichtungen der Offentlichen
Daseinsvorsorge erfolgreich wieder kommunalisiert worden. Nicht selten haben dabei
Burgerinitiativen und Blrgerentscheide eine entscheidende Rolle gespielt.

DIE LINKE setzt auf Privatisierungsbremse statt Schuldenbremse. Wir werden uns an keiner
Regierung beteiligen oder sie tolerieren, die 6ffentliche Daseinsvorsorge privatisiert.

e Wir wollen, dass die Privatisierung von 6ffentlichen Dienstleistungen ebenso
gestoppt wird wie alle Public-Private-Partnership-Projekte. Es muss wieder Regel
werden: Offentliche Einrichtungen werden in &ffentlicher Verantwortung
betrieben.

e Volksentscheide zu Privatisierungen sind in der Vergangenheit zu Gunsten des
offentlichen Eigentums ausgegangen. Wir wollen, dass Wasser und andere Guter
der Daseinsvorsorge unverkauflich sind. Bis das durchgesetzt ist, missen alle
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Privatisierungsvorhaben den Burgerinnen und Birgern zur Abstimmung vorgelegt
werden.

e Privatisierte Bereiche der Daseinsvorsorge wollen wir rekommunalisieren. Wir
wollen die elementare Daseinsvorsorge wie Gesundheitsdienste, Wohnungen,
Bildung, Jugendhilfe, Kultur, Energie, Wasser, Offentlichen Personennahverkehr,
Fernverkehr, Zugang zum Internet und Abfallentsorgung in 6ffentlicher Hand
organisieren.

e Privatisierte Krankenh&user und Pflegeeinrichtungen wollen wir in nicht-
kommerzielle Tréagerschaften Uberfihrt werden.

e Der offentliche Dienst und die offentlichen Unternehmen missen sich am
gesellschaftlichen Bedarf orientieren. Unter anderem heiBt das: Es wird kein
Personal mehr abgebaut. Verwaltungen werden entsprechend dort umgebaut, wo
der Bedarf sich gedndert hat.

e Der offentliche Dienst ist Vorbild in Sachen Ausbildung. Der Anteil von
Beschaftigten mit Migrationshintergrund soll erhéht werden, auch um dort, wo es
den Bedarf gibt, die Mehrsprachigkeit in der Verwaltung zu gewahrleisten.

e Die Beschéftigten in der Verwaltung, 6ffentlichen Einrichtungen und Unternehmen
mussen Einfluss auf deren Entwicklung nehmen kénnen, also an Entscheidungen
in den Einrichtungen und Unternehmen direkt beteiligt werden.

Offentliches Eigentum zu privatisieren bedeutet den Verlust an Transparenz, 6ffentlicher
Einflussnahme und Mitentscheidung an der Entwicklung kommunaler Dienstleistungen sowie
an oOffentlicher Kontrolle. Nur 6ffentliche Unternehmen und 6ffentliches Eigentum bieten die
Chance einer demokratischen Kontrolle und Mitbestimmung durch Birgerinnen und Birger
sowie Beschaftigte. Offentliches Eigentum und Biirgerbeteiligung gehdren zusammen.
Birgerinnen und Birger sind von Anfang an in kommunale Entscheidungen einzubeziehen. Es
muss offentlich diskutiert werden, welche Aufgaben und Angebote in 6ffentlicher
Verantwortung erledigt und hergestellt werden.

Eine Demokratie funktioniert nur, wenn sie die Ziele demokratischer Mehrheiten auch
gegenuber wirtschaftlicher Macht durchsetzen kann. Den Unternehmen mussen die Ziele des
Wirtschaftens und einen klar definierten Handlungs-Rahmen durch die Parlamente vorgeben
werden. Deshalb treten wir fir eine neue Wirtschafts- und Sozialordnung ein. Der
Finanzsektor muss demokratisch kontrolliert werden. In Zukunft sollen alle Banken dem
Gemeinwohl dienen. Deshalb ist es geboten, die privaten GroBbanken zu vergesellschaften.
Denn gerade sie sind es, die mit ihrer Macht Staaten erpressen und gegeneinander
ausspielen. Das Thema Wirtschaftsdemokratie gehort ebenso auf die Tagesordnung. Wer den
Unternehmen und den Finanzfonds freie Hand lasst, verhindert Demokratie. Genau dies
erleben wir jetzt taglich. Jedes einzelne Unternehmen muss bei seinen Entscheidungen der
Sozialpflichtigkeit des Eigentums gerecht werden.
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Wir wollen private Banken vergesellschaften, den Finanzsektor 6ffentlicher Kontrolle
unterwerfen und strikt regulieren: den privaten Bankensektor in die 6ffentliche Hand
uberflhren und, entsprechend den Sparkassen, auf das Gemeinwohl verpflichten (vgl. Kapitel
).

Die Wirtschaft wollen wir demokratisieren: Belegschaften sollen sich an den groBen
Unternehmen beteiligen konnen; staatliche Hilfen werden nur im Tausch gegen
entsprechende Eigentumsanteile der 6ffentlichen Hand und der Belegschaften vergeben;
Verstaatlichungen oder Teilverstaatlichungen sind mit demokratischer Kontrolle und mehr
Mitbestimmung zu verbinden. Um solidarische Okonomie zu unterstiitzen miissen
Genossenschaften starker geférdert werden, auch mit dem Instrument der
Arbeitsmarktpolitik.

Fur bezahlbare Mieten: Spekulation mit Wohnraum stoppen

Wohnungen sind zu einem beliebten Objekt fur Finanzspekulation geworden. In den
Metropolen kdmpfen Initiativen gegen ,Gentrifizierung®, gegen die Verdrangung
einkommensschwacher Anwohnerinnen und Anwohner aus ihren Stadteilen. Mieterinnen und
Mieter werden aus ihren Wohnungen vertrieben, um diese nach Sanierung mit hoher Rendite
zu vermarkten. Gerade in den GroBstadten steigen die Mieten rasant, viele konnen sich die
steigenden Mietkosten nicht mehr leisten. Erwerbslose werden zum Umzug gezwungen: Die
Bevolkerung ganzer Kieze wird ausgewechselt. Maklerfirmen suchen sich mit halb legalen und
illegalen Methoden die lukrativsten Bewerber unter den Wohnungssuchenden. Der Deutsche
Mieterbund spricht von einer Zwei-Klassen-Gesellschaft in Ballungsraumen, der soziale
Wohnungsbau ist faktisch zum Erliegen gekommen. Wohnen ist zu einem Feld sozialer
Auseinandersetzungen geworden.

Der Riickzug des Staates aus einer sozial steuernden Wohnungspolitik und die Liberalisierung
des Wohnungsmarktes fihren zu einem dramatischen Rickgang von bezahlbarem
Wohnraum. Barrierefreier bezahlbarer Wohnraum ist kaum zu finden. Der Wohnungsneubau
ist innerhalb der vergangenen 20 Jahre auf ein Drittel geschrumpft. Kommunale
Wohnungsbestéande werden privatisiert. Mietwohnungen werden massenhaft in
Eigentumswohnungen umgewandelt; in GroBstéadten liegt die Umwandlungsquote teilweise
bei 50 Prozent. Da die Rechte der Mieter abgebaut wurden, kdnnen die Mieten von den
Eigentimern nach oben getrieben werden.

e Die massenhafte Umwandlung von Miet- in Eigentumswohnungen und die
Zweckentfremdung von Mietwohnungen ist zu stoppen. Kommunen missen die
Moglichkeit erhalten, dies auf dem Verordnungsweg zu verbieten.

Die Finanzkrise verscharft diese Entwicklung; sichere Anlagen sind gefragt. Finanzinvestoren
kaufen in groBem Stil Sozialwohnungen auf, um sie dann mit maximaler Rendite zu betreiben.
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Gleichzeitig stehen in strukturschwachen Regionen, insbesondere in Ostdeutschland viele
Wohnungen leer. Die anhaltende Belastung mit Altschulden und das Auslaufen von
Stadtumbauprogrammen erschweren eine soziale Stadtentwicklung.

Wir wollen das Grundrecht auf Wohnen verteidigen. Im Vordergrund missen die Interessen
der Mieterinnen und Mieter stehen, nicht Marktgesetze und Finanzrenditen.

e Wir wollen die Mieten deckeln: Der Mietspiegel muss sich an allen Bestandsmieten,
nicht nur an den teuren Neu-Abschliissen orientieren. Die Kommunen erhalten das
Recht, auf der Grundlage dieser Mietspiegel Hochstmieten festzulegen, um den
Preisanstieg zu stoppen. Die Nettokaltmiete in bestehenden Mietverhaltnissen darf
ohne maBgebliche Wohnwertverbesserung grundsatzlich nur im Rahmen des
Inflationsausgleiches maximal bis zur Hohe der ortsublichen Vergleichsmiete erhoht
werden. Mieterhdhungen allein wegen Neuvermietung sind unzuldssig.

e Wir wollen die Spekulation mit Wohnungen bekampfen. Dazu wollen wir eine Haltefrist
beim Erwerb von Wohneigentum durch gewerbliche Immobilienkdufer einfihren, um
spekulativen Wohnungshandel zu stoppen. Wiederverkauf von erworbenem
Wohneigentum wird damit steuerlich belastet. Die Steuerfreiheit bei Verkauf von
Eigentumswohnungen nach zehn Jahren durch Privatpersonen wollen wir abschaffen.

e Leerstand zu Wohnraum. Leerstand aus spekulativen Grinden und wegen
steuerlichen Abschreibung wollen wir unterbinden.

e Wir wollen Makler in die Schranken weisen: Maklerprovisionen sind grundséatzlich vom
Auftraggeber zu tragen. Wenn ein Vermieter einen Makler beauftragt, dann durfen die
Kosten nicht auf die Mieter umgelegt werden.

Fir DIE LINKE ist Wohnen ein Teil der Daseinsvorsorge. Das Recht auf Wohnen ist im
Grundgesetz zu verankern. Wir wollen kommunale Wohnungsgesellschaften und
Genossenschaften starken. Wir unterstitzen die Kommunen beim Aufbau
wohnungswirtschaftlicher Eigenbetriebe, die nicht profitierorientiert, sondern
gemeinwohlorientiert agieren. Wir wollen erreichen, dass Menschen mit mittleren und
niedrigen Einkommen nicht mehr als 30 Prozent ihres Nettoeinkommens flr angemessenen
Wohnraum ausgeben mussen.

Der Soziale Wohnungsbau muss wieder belebt und neu ausgerichtet werden. Er soll
offentlichen und genossenschaftlichen Wohnungsbau fordern. Die Fordermittel dafir missen
dauerhaft erh6ht und nicht am privaten Kapitalmarkt refinanziert werden. Privatinvestoren,
die offentliche Forderung in Anspruch nehmen, wollen wir zum anteiligen Bau von
Sozialwohnungen verpflichten. Die Mietpreisbindung muss unbefristet sein.

e Mindestens 150 000 Mietwohnungen mit Sozialbindung missen jahrlich entstehen.
Dabei ist zu beriicksichtigen, dass genligend alten- und behindertengerechte
Wohnungen gebaut werden.
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e Wir wollen Modernisierungen mieterfreundlich gestalten: Die Umlage flr Sanierung
und energetische Modernisierung ist deshalb von elf auf finf Prozent zu reduzieren
und nach der Abschreibungsfrist zuriick zu nehmen. Nach der Modernisierung darf die
Warmmiete durch die Ersparnis bei den Nebenkosten nicht mehr betragen als vorher
(Warmmietenneutralitat).

e Menschen, die Transferleistungen erhalten oder geringe Einkommen erzielen, diirfen
aus ihren Wohnungen nicht verdrangt werden: Zwangsumzlge sind auszuschlieBen.
Die Ubernahme von Kosten der Unterkunft muss den Mieten entsprechen, die in
einfachen und mittleren Wohnlagen verlangt werden. Das Wohngeld muss
individualisiert und auf die Bruttowarmmiete bezogen werden, die regionalen
Wohngeldtabellen sollen Uberprift und angepasst werden. Heizkosten miissen wieder
im Wohngeld enthalten sein.

e Die ostdeutschen Wohnungsunternehmen sind bei den Altschulden zu entlasten. Der
Stadtumbau Ost ist vom Bund weiterhin zu unterstitzen und muss die
Qualitatsverbesserung der Wohnungen zum Ziel haben.

e Die energetische Gebaudesanierung muss offentlich gefordert werden, damit sie nicht
einseitig zu Lasten der Mieterinnen und Mieter geht. Die entsprechende
Bundesforderung ist aufzustocken.

Gemeinsam lernen: Bildung ist keine Ware

Das bestehende Bildungssystem verscharft soziale Unterschiede, statt fliir mehr Gerechtigkeit
zu sorgen. Oft wird angenommen, mittels mehr Bildung kdnnten soziale Missstande bekampft
werden. Doch langjahrige Beobachtungen zeigen, dass das Bildungssystem die
Klassenstrukturen der Gesellschaft aufrechterhalt, statt sie aufzubrechen. In kaum einem
anderen Industrieland bestimmt die soziale Herkunft so sehr Uber die Bildungslaufbahn wie in
Deutschland.

Bildung muss demokratisch gestaltet werden, damit sie der Emanzipation der Menschen
dienen kann. Wir lehnen die Privatisierung und Kommerzialisierung von unterschiedlichen
Bildungsbereichen ab. Wir wollen ein inklusives Bildungssystem, das darauf ausgerichtet ist,
allen Schulerinnen und Schilern den bestmdglichen Lernfortschritt zu ermdglichen. Daflr ist
es erforderlich, allen Kindern von Anfang an das gemeinsame Lernen mit anderen Kindern in
Kindertageseinrichtungen zu ermdglichen. Dazu muss die frihe Zuteilung von
Bildungschancen durch ein gliederndes Schulsystem tiberwunden werden. Dazu mussen
ausreichend Ausbildungsplatze zur Verfligung gestellt werden. Dazu muss der Zugang zu
hoherer Bildung, also auch zum Studium bis zum Master, fir alle erleichtert werden. Wir sind
gegen die Einflussnahme der Wirtschaft auf Forschungs- und Wissenschaftsentwicklung,
gegen Studiengebiihren und private Hochschulen. Bildung ist keine Ware!
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e (Gute Bildung kostet Geld. In Kindertageseinrichtungen, Schulen, Hochschulen und in
der Aus- und Weiterbildung fehlt es an allen Ecken und Enden. Wir fordern eine
sofortige Aufstockung der offentlichen Bildungsausgaben.

e Gerechtigkeit bedeutet auch besondere Forderung fir Migrantinnen und Migranten.
Das gegliederte Schulsystem ist hat bislang als Katalysator fiir soziale Ungleichheit gewirkt.

e Wir wollen, dass die Gemeinschaftsschule zur Regelschule wird, in der alle Kinder und
Jugendlichen individuell geférdert werden. Mehr Ganztagsschulen, kleinere Klassen
und mehr Lehrerinnen und Lehrer.

e Wir wollen Lehr- und Lernmittelfreiheit sichern.

e Schulen dirfen keine Kooperationsvereinbarungen mit der Bundeswehr schlieBen.
Das Gleiche gilt fur die direkte Einflussnahme von privaten Unternehmen und
Stiftungen.

e Wir unterstiitzen stattdessen einen fir alle Schiler und Schilerinnen verpflichtenden
gemeinsamen Ethikunterricht.

Gute Ausbildung

Eine ,gute® berufliche Ausbildung meint eine umfassende und moderne Ausbildung mit hoher
Qualitat. Sie dient allen jungen Menschen, ihre eigenen Interessen, Neigungen und
Fahigkeiten zu verwirklichen und zu erweitern. Wir wollen das Recht aller jungen Menschen
auf ein selbstbestimmtes Leben und berufliche Teilhabe an der Gesellschaft starken.

e Die berufliche Erstausbildung soll fiir alle Ausbildungsformen gebihrenfrei sein.
Ausbildungsgebiihren gehoren abgeschafft.

e Alle Auszubildenden haben das Recht auf eine Ausbildungsvergiitung mit der sie den
Schritt in ein eigensténdiges Leben gestalten kénnen. Auszubildende missen
wirkungsvoll vor der Ausbeutung als billige Arbeitskrafte geschitzt werden.

e Unternehmen, die nicht ausbilden, wollen wir mit einer Umlage belegen, mit der wir
die Unternehmen unterstltzen, die ihrer gesellschaftlichen Verpflichtung zur
Ausbildung nachkommen. Damit soll ein auswahlfahiges Angebot aus betrieblichen
Ausbildungsplatzen zur Verfligung gestellt werden.

e Nach wie vor ist die Berufswahl von Frauen und Mannern stark geschlechtsspezifisch
gepragt. Deshalb wollen wir Betriebe, die Frauen in nicht frauentypischen Berufen
ausbilden, gezielt geférdert werden.

e Auch Betriebe, die ihr Ausbildungsangebot im Sinne der UN-Behindertenkonvention
inklusiv gestalten und Betriebe, die verstarkt Menschen mit Migrationshintergrund
ausbilden, wollen wir gezielt fordern.
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e Bildungsberufe wollen wir aufwerten: Die Ausbildung der Erzieherinnen und Erzieher
soll auf Hochschulniveau stattfinden. Die LINKE tritt auch in den Pflegeberufen fir
eine bundeseinheitliche Ausbildung nach dem Berufsbildungsgesetz ein. Es muss eine
Ausbildungsvergilitung gezahlt werden, die Ausbildungsrahmenbedingungen muss
tarifvertraglich geregelt werden und es besteht Sozialversicherungspflicht.

e Die Beschéftigten sollen die Mdglichkeit zur regelméaBigen beruflichen Weiterbildung
haben - fur die persdnliche Entwicklung des Einzelnen ebenso wie die nachhaltige die
Moglichkeit zur Teilhabe am Erwerbsleben.

e DIE LINKE setzt sich dafir ein, Unternehmen fir die Weiterbildung ihrer Beschaftigten
in die Pflicht zu nehmen. Zur Finanzierung kénnen Branchenfonds eingerichtet
werden, in die die Betriebe je nach ihrer Leistungsfahigkeit einzahlen. Wir setzen uns
fur ein Bundesweiterbildungsgesetz ein, das Weiterbildung als 6ffentliche Aufgabe
definiert und einen Rechtsanspruch sichert. Wir unterstitzen Initiativen fur einen
Bildungsurlaub fur alle Beschéftigten in den Bundeslandern.

Hochschulen

Hochschulen sind zunehmend auf Wettbewerb, Markt und Elitenférderung ausgerichtet
worden. Die finanzielle Ausstattung wurde an marktférmige Kriterien gebunden und
privatwirtschaftliche Einflussnahmen und Kooperationen mit GroBkonzernen nahmen zu.
Gleichzeitig fehlen Studienplatzen, Horséle und sonstige universitare Infrastruktur. In den
vergangen funfzehn Jahren wurden rund 1 500 Professuren abgewickelt - bei stetig
steigenden Studierendenzahlen. Studentischer Wohnraum ist Mangelware. Die Einflihrung
von Bachelor und Master im Zuge der Bologna-Reform haben die Studiengénge zuséatzlich
verschult, Studieren wird von Zeitdruck und Prifungsstress bestimmt.

e Wir wollen eine grundlegende Reform des Bologna-Prozesses - weg von repressiven
Studienordnungen hin zu einem selbstbestimmten, interdisziplindren und kritischen
Studieren.

e Wir wollen einen bedarfsgerechten Ausbau von Studienplatzen fur alle
Studienberechtigten, die ein Studium aufnehmen wollen. Die Studienplatze missen so
finanziert werden, dass gute Lehre gewahrleistet werden kann.

e Wir wollen die Bundesmittel aus der ehemaligen Gemeinschaftsaufgabe Hochschulbau
fur ein Infrastrukturprogramm einsetzen. Daraus sollen soziale Infrastrukturen wie
Wohnheimplatze und Mensen sowie digitale Infrastrukturen fur die Uni 2.0 finanziert
werden.

Die sozialen Hiirden zur Hochschule wurden erhéht. Und die Hochschulen sind immer
weniger in der Lage, ihrer Funktion als kritische Instanz gegenliber der Gesellschaft und als
gesellschaftlicher Trager von unabhangiger Wissenschaft gerecht zu werden.
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e Wir setzen uns fir die Abschaffung jeglicher Form von Studiengebtihren ein. Gebiihren
wirken abschreckend auf einkommensschwéachere Schichten und drangen
Studierende in vermeintlich marktnahe Studiengénge.

e Wir wollen eine bedarfsorientierte 6ffentliche Ausfinanzierung der Hochschulen in der
Breite statt einseitiger Exzellenzforderung und privat vergebenen Drittmitteln. Nur so
kann garantiert werden, dass nicht im Interesse finanzstarker Einzelinteressen und
GroBkonzerne gelehrt und geforscht wird.

e Wir wollen die Hochschulen 6ffnen. DIE LINKE setzt sich fiir die Uberwindung von
Zugangs- und Zulassungsbeschrankungen wie NCs, Auswahlgesprache, IQ-Tests oder
Bewerbungsgesprachen sowie den freien Zugang zum Master fir alle Bachelor-
Studierenden im Rahmen eines Bundesgesetzes zur Hochschulzulassung ein. Die
Studierenden sollen selbst bestimmen kénnen, was und wo sie studieren, und
welchen Abschluss sie absolvieren mochten.

e Das BAfoG wollen wir elternunabhéngig und bedarfsdeckend umbauen und die
Anpassung der Hochstdauer der Zahlung an die reale, durchschnittliche Studiendauer
voranbringen. Zukunftig soll das BAf6G wieder als Vollzuschuss gezahlt werden.
Angesichts gestiegener Lebenshaltungskosten setzen wir uns fir eine sofortige
Erhdhung um zehn Prozent inklusive einer automatischen jahrlichen Anpassung und
die Abschaffung der Altersgrenzen ein.

Demokratische Wissenschaften: Forschung fiir die Welt von morgen
Wissenschaft hat eine kritische Funktion gegeniiber der Gesellschaft. Forschungsergebnisse,
Innovationen und Technologien bestimmen unser Leben und die Arbeitswelt von morgen mit.
Neue Forschungsergebnisse und Innovationen sollen allen zu Gute kommen und die sozial-
okologische Erneuerung unserer Gesellschaft fordern. Dazu missen einerseits die Freiheit
von Forschung und Lehre vor einseitigen Einflissen der Wirtschaft geschutzt, andererseits die
Forschungsforderung auf das Ziel sozialer und 6kologischer Nachhaltigkeit orientiert werden.
DIE LINKE will die Entscheidungen tber die milliardenschwere 6ffentliche Forschungs- und
Innovationsférderung demokratisieren und mehr Transparenz in die Zusammenarbeit von
Wissenschaft und Wirtschaft bringen. Moderne Forschung ist offen. Wissen, das mit
Steuermitteln erarbeitet wurde, muss allen zur Verfugung stehen. Wir setzen uns fir eine
verpflichtende Open-Access-Veroffentlichung ein. Die Forschungsdaten sollen nach dem
Prinzip des Open Data zugénglich sein.
e Wir wollen das von der groBen Koalition eingefiihrte Kooperationsverbot zwischen
Bund und Landern aufheben, das dem Bund untersagt die Bildungseinrichtungen
finanziell zu unterstiitzen, die in Landerhoheit liegen.

e Kooperationsvereinbarungen und sonstiger Vertrage zwischen offentlichen
Hochschulen bzw. Forschungseinrichtungen und privaten Unternehmen missen offen
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gelegt werden. Wir unterstitzen alle Initiativen zur Verankerung von Zivilklauseln in
den Hochschulgesetzen sowie in einem zu schaffenden Bundesforschungsgesetz:
Forschung soll ausschlieBlich friedlichen und zivilen Zwecke dienen.

e DIE LINKE k&mpft fur die Demokratisierung der Hochschulen. Wir wollen starkere
Mitspracherechte fir alle Beschéftigten und Studierende. Wir wollen bundesweite
Vertretungen der Studierenden mit allgemeinpolitischem Mandat durchsetzen.
Hochschulgremien sollten viertelparitatisch besetzt werden, damit allen
Statusgruppen der Hochschule die Mitbestimmung gesichert wird.
Aufsichtsratsahnliche Gremien wie Hochschulrdte haben an der Hochschule keinen
Platz, denn Hochschulen sind keine Unternehmen.

e Kommunen und andere 6ffentliche Verwaltungen, auch Krankenhaus-, Sozial- oder
Nahverkehrstrager sollen durch Gutscheine zu Nachfragern von
Forschungsdienstleistungen werden konnen.

e Die Beratungsgremien und Forderstrukturen der Bundesregierung wollen wir um
Nichtregierungsorganisationen, Beschaftigtenvertretungen und Gewerkschaften sowie
weitere zivilgesellschaftliche Akteure erweitern.

Gute Wissenschaft braucht gute Arbeitsbedingungen fur Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler. Daueraufgaben sollten auf Dauerstellen geleistet werden. Die Promotion
sehen wir als Einstieg in die wissenschaftliche Berufslaufbahn. Sie sollte in der Regel auf
einer tariflichen Stelle absolviert werden, die die Arbeit an der eigenen Qualifikation in der
Arbeitszeit ermdglicht. Althergebrachte Hierarchien mussen tUberwunden und die
Gleichstellung von Frauen in der Wissenschaft gefordert werden.

e Die befristeten Arbeitsverhaltnisse muissen in unbefristete Uberfihrt werden.

e Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler sollen ein unabdingbares
Zweitverdffentlichungsrecht fiir ihre Werke bekommen, damit die Nutzungsrechte
nicht exklusiv durch Verlagsunternehmen angeeignet werden kénnen.

e DIE LINKE fordert eine verbindlich sanktionierte Quotierung in
Wissenschaftseinrichtungen, die den Frauenanteil auf jeder Karrierestufe starkt.
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Damit wir leben kénnen, wie wir wollen

Wie wir unseren Alltag gestalten, wen wir lieben, mit wem wir leben, ob wir uns fur oder
gegen Kinder entscheiden: dies sind private Entscheidungen, die frei gefallt werden sollen -
frei von wirtschaftlichen Zwangen und Sorgen und von Vorstellungen tber das, was ,normal’
ist. Die Vorstellungen von Familien von gestern stimmen mit dem Leben vieler Menschen
nicht mehr Uberein. Diese Vorstellungen von gestern stehen auch im Widerspruch zu
neoliberalen Modellen, in denen Flexibilitédt im Vordergrund steht. Selbst in der
Regierungspolitik werden sie - zwar nach und nach und halbherzig - aufgegeben.

Aber die Politik der Regierung hat neue Spaltungen geschaffen und jene vertieft, die mit der
Agenda 2010 entstanden sind: Damit unter anderem mehr Frauen in Erwerbsarbeit kommen,
wurde ein Niedriglohnsektor aufgebaut, in dem (meist) schlecht bezahlte Frauen die Arbeit in
Haushalt und Pflege und die Kindererziehung erledigen. Statt die Erwerbsarbeit zu kirzen,
statt die Arbeit zwischen Frauen und Mannern gerechter zu verteilen, statt die sozialen und
offentlichen Dienste so auszuweiten, dass mehr Frauen und Mannern Familie und Beruf, gute
Arbeit und ein gutes Leben vereinbaren kdnnen.

Statt sozialen Ausgleich zu schaffen und die Bildung fir alle Kinder zu verbessern, versucht
die Regierung, besonders besser Verdienende zum Kinderkriegen zu animieren. Fir die
Armsten ist das Erziehungsgeld faktisch abgeschafft. Die MaBnahmen zielen darauf,
Erwerbstéatigkeit und Leistungsfahigkeit Wirtschaft zu steigern, die ,stille Reserve® am
Arbeitsmarkt zu mobilisieren - die Kriegsmetaphern sind kein Zufall. Wir stellen die
Menschen mit ihren unterschiedlichen Lebensentwirfen in den Mittelpunkt.

Soziale Gleichheit bedeutet keine Gleichmacherei. Der Staat muss Voraussetzungen und
Rahmenbedingungen schaffen, damit Unterschiedlichkeit nicht mit sozialer Ungleichheit

verknupft wird. Alle Menschen mussen gleichen Zugang zum gesellschaftlichen Reichtum
haben - damit wir ,,ohne Angst verschieden sein kénnen®.
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1 1. Geschlechtergerecht und Solidarisch

Eine GroBhandelskauffrau erhélt circa 564 Euro weniger Monatsgehalt als ein Mann. In 40
Jahren ergibt das eine Summe von knapp 271 000 Euro. Bei einer Kdchin betrégt die monatliche
Differenz 210 Euro. Das sind nach 40 Jahren 100 000 Euro. Einer Arztin entgehen in 35 Jahren
441 000 Euro, nur weil sie eine Frau ist. Wenn wir gleichwertige Arbeiten vergleichen, nédmlich
die einer Erzieherin und die eines Maschinenschlossers, muss die Kollegin, die sich um den
Nachwuchs kiimmert, fiir 231 000 Euro weniger Gehalt arbeiten als der Mann. Das sind
stattliche Summen, die entgangene Rentenversicherung und die geringere Lebensqualitét noch
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nicht einmal mit eingerechnet.

Frauen und Manner missen gleichermaBen an allen gesellschaftlichen Bereichen und
Ressourcen teilhaben und vor Diskriminierung und Gewalt geschitzt sein - ebenso wie die
Menschen, die jenseits der Norm der Zweigeschlechtlichkeit leben. Dazu gehort es, die
Arbeitsteilung zwischen den Geschlechtern zu verdndern und die Strukturen zu beseitigen,
die Frauen diskriminieren.

e Die Arbeitsteilung zwischen den Geschlechtern kann veréndert und gerechter werden,
indem wir die Erwerbsarbeitszeit radikal verkirzen und die gesellschaftlich
notwendige Arbeit neu verteilen. Im Leben aller soll genligend Zeit fir Erwerbsarbeit,
flr Familie, die Sorge fir Kinder, Partnerinnen und Partner, Freundinnen und Freunde,
fur politisches Engagement, fiir individuelle Weiterbildung, MuBe und Kultur sein. DIE
LINKE tritt dafir ein, dass alle Menschen mehr Entscheidungsspielraum dartber
bekommen, wie sie ihre Lebenszeit verbringen.

Berufssparten, in denen Uberwiegend Frauen tétig sind, sind in der Regel schlechter bezahlt.
Im européischen Vergleich gehort Deutschland zu den Schlusslichtern bei der Gleichstellung
der Geschlechter: Obwohl Frauen besser ausgebildet sind als Manner, sind sie im Berufs- und
Familienleben in vielerlei Hinsicht benachteiligt. Frauen arbeiten starker im Bereich der
sorgenden, pflegenden und hauslichen Dienstleistungen - bezahlt und unbezahlt, immer zu
wenig anerkannt. Dabei sind es gerade diese Arbeiten, welche die Gesellschaft
zusammenhalten. Sie sichern und schaffen Wohlstand.

e Wir fordern gleichen Lohn flr gleiche Arbeit. Frauen werden in Deutschland im
Durchschnitt 22 Prozent schlechter bezahlt (Gender Pay Gap). Dass Tatigkeiten, die
gleichwertig sind, immer noch ungleich bezahlt werden, muss endlich abgestellt und
auf den Mullhaufen der Geschichte gekippt werden.

e Gleicher Lohn fir gleichwertige Arbeit: Die Eingruppierungskriterien der Tarifvertrage
mussen nach geschlechtergerechten Kriterien Gberarbeitet werden.

Jede flinfte erwerbstéatige Frau und jeder zehnte erwerbstatige Mann arbeiten ausschlieBlich
in Minijobs. Das ,,Mini“ bezieht sich dabei nicht auf die eingesetzte Arbeitszeit, die oft
ausufert. Mini sind die Bezahlung und die Rente im Alter. Wer seine Kinder betreut oder
Angehorige pflegt und deshalb langer nicht erwerbstatig sein kann oder nur in Teilzeit, wird
im Alter von Armut bedroht sein. Davon sind tUberwiegend Frauen betroffen.
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Minijobs als zentrale Stitzpfeiler des Niedriglohnsektors sollen mit
sozialversicherungspflichtiger Arbeit gleichgestellt werden. Da zwei von drei Minijobs von
einer Frau ausgelibt werden, verfestigen sie die geschlechtsspezifische Spaltung des
Arbeitsmarktes.

DIE LINKE will die gleiche Teilhabe von Frauen und Mannern in allen Bereichen von Wirtschaft
und Gesellschaft. Wir geben keine Ruhe, bevor nicht alle politischen Mandate und
offentlichen Amter mindestens zur Halfte mit Frauen besetzt sind. Frauen wie Manner
brauchen gute Erwerbsarbeit, die so bezahlt wird, dass sie gut davon leben kdnnen. Frauen
wie Manner sollen sich gleichermaBen um Kinder, Freunde, Familie, ihre eigene Entwicklung
und das menschliche Miteinander kiimmern kénnen. Frauen wie Manner sollen in der Politik
mitmischen und ihre Erfahrungen einbringen kénnen.

Im Gegensatz zur Bundesregierung beschrankt sich DIE LINKE nicht auf Frauenquoten in
Vorstandsetagen - LINKE Gleichstellungspolitik richtet sich an alle Frauen, egal ob an die
allein erziehende Mutter, Arztin, Verkauferin, Abteilungsleiterin oder Auszubildende.

Alle Politikbereiche missen Uberpriift werden, ob sie die Gleichstellung der Geschlechter
beférdern oder ihr gar schaden. Das bedeutet unter anderem: Die Frauenerwerbsquote in gut
entlohnten, unbefristeten und sozialversicherungspflichtigen Beschéaftigungsverhéltnissen
muss gesteigert und die partnerabhéngige Leistungsberechnung bei Erwerbslosigkeit beendet
werden.

e DIE LINKE fordert ein Gleichstellungsgesetz fir die private Wirtschaft. Unternehmen,
in welchen Frauen oder Manner in Bezahlung, Aufstieg und Verantwortung
benachteiligt sind, miissen verbindlich GleichstellungsmaBnahmen einfihren.

e Keine staatliche Subventionierung des tberholten Familienmodells mit dem Mann als
Erndhrer und der Frau als Zuverdienerin. Renten-, Steuer-, Sozial- und Familienrecht
missen reformiert werden. Es muss diskutiert werden, wie die Arbeit in Familie und
Gesellschaft neu verteilt werden soll. Sorge-Arbeit und personenbezogene
Dienstleistungen (Kinderbetreuung, Pflege) missen mit besserer Bezahlung und
besseren Arbeitsbedingungen aufgewertet werden.

e Wir stehen fir eine aktive Anti-Diskriminierungspolitik. Niemand soll in
Belastungssituationen alleine fiir seine oder ihre Rechte kampfen missen. Deshalb
muss das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz mit einem echten Klagerecht fur
Verbande verbessert werden.
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2. Bunt und verlasslich: Fir eine Familienpolitik, in der die Menschen im Mittelpunkt
stehen

Familie ist da, wo Menschen Verantwortung fiireinander tbernehmen, egal, ob als
Lebensgemeinschaft, als Klein- oder GroBfamilie, als Ehepaar, als Mehrgenerationenhaushalt
oder in anderen Formen der Gemeinschaft. Familie ist, wo Menschen, egal welcher sexuellen
Orientierung, flreinander da sind.

e Die tatsachlichen Betreuungs- und Pflegeleistungen, das Zusammenleben mit Kindern
sollen steuerlich gefordert. Das Ehegattensplitting wird abgeschafft.
e Die steuerliche Benachteiligung von Lesben und Schwulen ist zu beenden.

DIE LINKE steht fur eine emanzipatorische und zukunftsweisende Familienpolitik.
Familienpolitik muss allen Menschen, insbesondere aus einkommensschwachen und
mittleren Gesellschaftsschichten, ein gutes, planbares Leben ohne Zukunftsangst
ermoglichen. Daflir missen offentliche Infrastruktur und soziale Sicherheit wirksam
ausgebaut werden. Private Dienstleistungen nutzen nur besser verdienenden Familien - wer
sie nicht bezahlen kann, hat Pech gehabt. Offentliche Dienstleistungen dagegen stehen allen
zur Verfligung und sichern, dass sich Menschen aus unterschiedlichen Teilen der Gesellschaft
begegnen; so werden Raume flir gemeinsame Erfahrungen geschaffen.

Der notwendige Ausbau der offentlichen Kinderbetreuung stockt. Die offentliche und soziale
Infrastruktur fur Kinder und Jugendliche hat sich vielerorts massiv verschlechtert: Angebote
wurden reduziert, Musikschulen verteuert oder Bibliotheken geschlossen. Familienleben kann
aber nur innerhalb eines leistungsfahigen Sozialsystems funktionieren. Familien miissen von
der Gesellschaft unterstitzt werden und brauchen soziale Sicherheit. Die Politik der letzten
Jahre hat das Gegenteil bewirkt. Wegen des standigen Sozialabbaus stiegen die finanziellen
Belastungen der Familien. Fir Kinder blieb und bleibt kaum Zeit. Und fiir die Kindheit bleibt
kaum Zeit: Immer friher beginnt in den Kindergarten und Schulen der Wettlauf, in dem die
Kinder fit gemacht werden sollen fir den ,,Ernst des Lebens®. Das bedeutet gleichzeitig, dass
ungleiche Ausgangsbedingungen nicht ausgeglichen, sondern verstarkt werden.

e DIE LINKE fordert eine bedarfsgerechte und qualitativ hochwertige
Ganztagesbetreuung fir Kinder, die ihren unterschiedlichen und altersspezifischen
Bedurfnissen gerecht wird. Alle Kinder von einem Jahr an haben einen Rechtsanspruch
auf einen Platz in einer Kindertagesstétte. Bei der Bereitstellung von Platzen in
Kindertagesstatten gilt der tatsdchliche Bedarf und nicht eine beliebig gemittelte
Quote. Zudem ist die rechtliche und finanzielle Grundlage fur ein flachen- und
bedarfsgerechtes ganztéagiges Schulangebot zu schaffen. Heute werden Eltern, die
sich beide flr Teilzeitarbeit wahrend der Elterngeldzeit entscheiden, finanziell
benachteiligt. Das wollen wir andern.

e Kostenlose und hochwertige Essenversorgung fir alle Kinder in der gebthrenfreien
offentlichen Kinderbetreuung.
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e Eltern brauchen Betreuungseinrichtungen mit flexiblen Offnungszeiten, damit sie
Beruf und Familienleben vereinbaren konnen. Gleichzeitig missen in diesen
Einrichtungen die Standards guter Arbeit realisiert werden. Werden die
Dienstleistungen ausgebaut, dann muss auch das Fachpersonal aufgestockt werden.

DIE LINKE unterstutzt Arbeitszeitmodelle, die es Mittern und Vatern ermdglichen, ihren Beruf
mit Familie und Privatleben unter einen Hut zu bringen. Statt einer Flexibilisierung von
Arbeitszeit, die sich lediglich an den betrieblichen Erfordernissen orientiert, brauchen die
Beschaftigten mehr Zeitautonomie. Die Arbeitszeit ist so zu gestalten, dass alle die
Moglichkeit haben Beruf, Familie, Freizeit, und Engagement in ihren Alltag zu integrieren. Um
diesem Ziel im Rahmen einer kirzeren Vollzeit fur alle ndher zu kommen, ist die Umverteilung
der vorhandenen Erwerbsarbeit Uber den Weg der kollektiven Arbeitszeitverklrzung bei
vollem Lohnausgleich notwendig sowie eine Diskussion Uber die Verteilung der Arbeit
zwischen den Geschlechtern.

e Eltern brauchen als Beschaftigte mehr Rechte, um trotz Erwerbsarbeit genug Zeit fiir
ihre Familie zu haben. Das individuelle Recht auf Teilzeitarbeit muss uneingeschrankt
gelten und ein Rickkehrrecht auf Vollzeitarbeit eingefiihrt werden. Fur Eltern wird ein
besonderer Kiindigungsschutz eingefiihrt, der bis zur Vollendung des 6. Lebensjahres
des Kindes gilt.

e Der Wiedereinstieg in den Beruf nach einer schwangerschafts- und
erziehungsbedingten Pause muss durch kostenfreie Weiterbildungsangebote
erleichtert werden.

e DIE LINKE fordert einen flexiblen Elterngeldanspruch von 12 Monaten pro Elternteil
(bzw. 24 Monate fur Alleinerziehende) anstatt Herdpramien wie das Betreuungsgeld.
Das Elterngeld soll zu einem sozial ausgestalteten Elterngeldkonto weiterentwickelt
werden. Elterngeld soll auch in Teilabschnitten von mindestens zwei Monaten bis zur
Vollendung des siebten Lebensjahres des Kindes genommen werden kénnen, und
gleichzeitig von beiden Elternteilen. So wird eine moglichst gleiche Aufteilung der
Erwerbs- als auch der Erziehungsarbeit zwischen den Eltern beglinstigt. Junge Vater
sind dabei zu unterstiitzen, sich mehr um ihre Kinder zu kimmern.

e Elterngeld steht allen Eltern zu und darf nicht auf andere Transferleistungen wie Hartz-
IV angerechnet werden.

e Alleinerziehende bendétigen mehr Unterstitzung, um ins Berufsleben zuriickzukehren
sowie gegebenenfalls eine Ausbildung absolvieren zu kénnen. Die Forderung muss
ausgebaut werden.

Mit geringen finanziellen Mitteln Kinder aufzuziehen, ist in Deutschland schwierig. Fast jedes
funfte Kind ist von Armut betroffen - fir eine so reiche Gesellschaft wie unsere eine Schande
und fur jedes betroffene Kind eine Katastrophe. DIE LINKE will Kindern und Jugendlichen
ermoglichen, frei von Armut und Ausgrenzung aufzuwachsen. Es bedarf einer Politik, die
Kinder und Jugendliche als eigenstandige Bevolkerungsgruppe mit eigenen Rechten und
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eigenem Anspruch auf Teilhabe an den gesellschaftlichen Ressourcen behandelt. Die Rechte

der Kinder sollen gesondert ins Grundgesetz aufgenommen werden.

Mit zahlreichen Wohlfahrtsverbanden setzt sich DIE LINKE fir eine Grundsicherung fiir
alle Kinder und Jugendliche ein. Sie muss sich am tatsachlichen,
verfassungsrechtlichen Existenzminimum der Kinder orientieren. Dieses liegt derzeit
bei 536 Euro. Als SofortmaBnahme muss das Kindergeld erhdht werden: fur die ersten
zwei Kinder auf 200, fur alle weiteren Kinder entsprechend gestaffelt. Die Hartz-IV-
Satze missen verfassungsgerecht berechnet und entsprechend erhéht werden. Das
Konstrukt der Bedarfsgemeinschaft muss abgeschafft werden.

Kindern und Jugendlichen muss ein gebuhrenfreier Zugang zu 6ffentlichen kulturellen
Einrichtungen wie Museen, Bibliotheken, Theatern und Musikschulen erméglicht
werden. Jede Schilerin und jeder Schiler soll Zugang zu einem Computer mit
Internetzugang bekommen. Kinder und Jugendliche bendtigen eigene Rdume, in denen
sie sich abseits von Kosten- und Konsumzwangen treffen und betatigen, kulturelle
Vorlieben entwickeln kédnnen sowie Unterstiitzung erfahren. Dabei sind die
Partizipation und Mitbestimmung der Kinder und Jugendlichen sowie eine
angemessene padagogische und kulturelle hauptamtliche Begleitung sicherzustellen.
Wir wollen das Bildungsprogramm gegen Rassismus und fur die Akzeptanz von
unterschiedlichen Lebensentwdirfen starken.

Die seit Jahren anhaltenden Kirzungen in der Kinder- und Jugendhilfe missen von
Bund und Landern rickgéngig gemacht werden. Zum Neuaufbau von Strukturen der
Kinder- und Jugendhilfe ist ein Sofortprogramm notwendig: damit die ortlichen Trager
ihren gesetzlichen Aufgaben nachkommen und einen wirklichen Schutz und eine
Forderung der Kinder und Jugendlichen gewahrleisten kénnen. Wir wollen die
regionalen Netzwerke zum Kinderschutz und die Familienhebammen dauerhaft
fordern, um deren Angebote und Hilfen allen Familien zugéanglich zu machen. Die
Kinder- und Jugendhilfe muss durch einen 6ffentlichen und fachlichen Diskurs gestéarkt
und weiterentwickelt werden. Standards fir die Ausstattung und Qualitat der
Angebote missen entwickelt und umgesetzt werden.
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3. Vielfalt starken: unterschiedliche Lebensweisen respektieren

Soziale Rechte und Biirgerrechte gehdren untrennbar zusammen. Blrgerrechte missen fir
alle Menschen gelten - unabhéngig von Geschlecht, sexueller Identitat, Herkunft,
Behinderung, Religion und den einzelnen sozialen Verhéltnissen.

Zur rechtlichen Gleichstellung und gesellschaftlichen Akzeptanz der Vielfalt der Lebensweisen
gehort die Uberwindung der Ungleichbehandlung von homosexuellen eingetragenen
Lebenspartnerinnen und Lebenspartner. Bisher sind Ehe und Lebenspartnerschaft in den
Pflichten (z.B. gegenseitige Unterhaltspflichten) gleichgestellt, die eingetragenen
Lebenspartnerinnen und Lebenspartner werden aber in vielen Bereichen, etwa im
Steuerrecht, im Adoptionsrecht und der Sozialversicherung weiter benachteiligt. Fiir DIE
LINKE ist die Anerkennung der Vielféltigkeit aller Familienformen und Lebensweisen leitendes
Prinzip: Einelternfamilien, Singles, zusammenlebende Freunde, Verwandte, Patchwork-
Familien, Wahlverwandtschaften oder auch Paare, die sich gegen Ehe und
Lebenspartnerschaft entschieden haben.

e DIE LINKE fordert, alle Lebensweisen rechtlich gleichzustellen. Menschen, die anders
als die gesellschaftliche Norm aussehen, leben oder lieben, miissen vor
Diskriminierung geschutzt werden.

e DIE LINKE fordert die Aufnahme des Schutzes vor Diskriminierungen auf Grund der
Identitat, sexuellen Orientierung und Lebensweise in Artikel 3 Grundgesetz. Um
dieses erweiterte Grundrecht zu garantieren, fordern wir die Einrichtung von
Antidiskriminierungsstellen, ein Verbandsklagerecht, die Beweislastumkehr in
Verfahren sowie MaBnahmen, die auf einen Wandel des gesellschaftlichen
Bewusstseins zielen.

e DIE LINKE fordert die Rehabilitation von Mannern, die als Homosexuelle nach § 175
StGB verfolgt und verurteilt wurden.

e DIE LINKE unterstitzt Transsexuelle in ihrem Kampf um Anerkennung ihrer
Lebensformen und Lebensweisen sowie fiir das Recht zum Geschlechtsiibertritt und
setzt sich fur diejenigen ein, die die Norm der Zweigeschlechtlichkeit und
Heteronormativitat durchbrechen mochten. Deshalb streitet DIE LINKE fur rechtliche
Regelungen, die im Interesse der Betroffenen und im fachlichen Austausch mit ihnen
entwickelt werden.

e Das Transsexuellengesetz ist seit nahezu 30 Jahren unverandert. DIE LINKE fordert,
dass es aufgehoben wird.. Durch eine Verdnderung des Vornamens- und
Personenstandsrechts sollen Rechte fiir Transsexuelle, Intersexuelle und Transgender
geschaffen werden. Zudem durfen Operationen an Intersexuellen nicht schon im
Kindesalter stattfinden, sondern erst, wenn sie selbst einwilligungsfahig sind und
zustimmen.
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Il Unser Rettungsschirm heiBt Solidaritat. Fur ein demokratisches Europa,
gegen Kiirzungsdiktate und Sozialabbau

Seit 2007 ist die Weltwirtschaft in der groBten Krise seit 80 Jahren. Fur alle ist sichtbar: Das
Modell des neoliberalen, finanzgetriebenen Kapitalismus ist gescheitert. Der
Finanzkapitalismus setzt auf Verscharfung von sozialer Ungleichheit. Er setzt darauf, Léhne
und Gehélter zu dricken und die Reichen aus der Finanzierung des Gemeinwesens
weitgehend zu entlassen. Die Suche nach kurzfristigen Anlage- und Profitmdglichkeiten ist
zum treibenden Moment der wirtschaftlichen Entwicklung geworden. Demokratie gerat als
vermeintliches Hindernis fur Profitstreben unter Druck.

MaBgebliche Ursache dieser Krise sind Ungleichgewichte in der AuBenwirtschaft in Europa:
die UbermaBigen Exporte der einen flhren zur Verschuldung der anderen, die importieren
mussen. Am Anfang jeder Krisenlosung steht: Abbau der Ungleichgewichte, steigende Lohne
und sozial-6kologische Investitionsprogramme, die Nachfrage steigern, Finanzmarkte
regulieren und Vermogende besteuern.

Die Politik der Regierung Merkel hat die Finanzmarktkrise zur Staatsschuldenkrise
umgedeutet. Das verkehrt Ursache und Wirkung: Nicht Gberhéhte Ausgaben und Anspriche
haben die Krise in Europa verursacht. Vielmehr ist der Dreiklang von Umverteilung nach oben,
Deregulierung und Privatisierung wesentlich fir die Finanz- und Wirtschaftskrise
verantwortlich. In Deutschland ist er mit der Agenda 2010 und der Liberalisierung der
Finanzmarkte unter rot-griiner Regierung zum Durchbruch gekommen. GroBe Unternehmen,
Banken und Vermd6gende zahlten immer weniger Steuern. Eine Krisenpolitik, die der
Bankenrettung auf Kosten der Beschéftigten, Erwerbslosen, Rentnerinnen und Rentnern in
Europa den Vorrang gegeben hat, hat diese Entwicklung befestigt.

Deutschland hat - unter der Regierung Merkel und dem Finanzminister Steinbrick - eine
zentrale Rolle bei der Verscharfung der Krise gespielt und die Krisenlander wie Europa
insgesamt destabilisiert: durch Kirzungsdiktate (,Austeritat), die Sozialstaatlichkeit und
soziale Gerechtigkeit beschadigen, wird die Logik des neoliberalen Finanzkapitalismus weiter
bedient.

DIE LINKE will dagegen

1| durch kurzfristige Krisen-Interventionen finanzielle und soziale Belastungen von den
Menschen abwenden - zu Lasten derjenigen, die die Krise verursacht und mit ihr noch Profite
machen;

2| einen alternativen wirtschaftlichen Entwicklungspfad in Europa mdoglich machen, der
weniger krisenanféllig ist und soziale Gerechtigkeit in den Mittelpunkt stellt; und sie hat

3| eine langfristig tragfahige Vision fur die Zukunft des Projekts der européischen Einigung.

Dafir ist es notwendig, die Talfahrt der Lohne, die durch den Niedriglohnbereich in
Deutschland angefeuert wird, zu beenden und die Finanzierung eines europdischen
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Gemeinwesens durch europaweite Besteuerung von Reichtum zu verbessern. Die
Finanzmarkte und die Banken mussen demokratisch kontrolliert und gesteuert werden. Eine
Umverteilung von oben nach unten wiirde ausreichend Mittel bereitstellen fir einen
Politikwechsel fir mehr soziale Gerechtigkeit: in Deutschland wie in Europa.

e DIE LINKE fordert gemeinsam mit der Europédischen Linken, in allen EU-Staaten eine
einmalige Abgabe auf Vermdgen ab einer Million Euro zu erheben. Damit sollen die
durch Bankenrettungen und Finanzkrise entstandenen hoheren Staatsschulden
zurlckgefuhrt und die Handlungsféhigkeit der o6ffentlichen Hand verbessert werden,
ohne Kiirzung von 6ffentlichen und sozialen Leistungen. Fur Betriebsvermdgen und
Kinder sollen gesonderte Freigrenzen berlcksichtigt werden.

e Sehr hohe Einkommen sollen in allen européischen Landern mit einer Reichensteuer
von 75 Prozent auf jeden Euro Einkommen uber eine Million im Jahr besteuert werden.

e Wir setzen uns fur die Einflhrung einer Finanztransaktionssteuer von 0,1 Prozent ein.

DIE LINKE setzt sich gemeinsam mit den européischen Gewerkschaften und sozialen
Bewegungen dafiir ein, dass europdische Sozialkorridore definiert und umgesetzt werden:
eine Angleichung der Lebensstandards nach unten kann so vermieden werden.

Fur einen gerechten Weg aus der Krise: Die Gesellschaft ist nicht fiir die Banken da,
sondern die Banken haben der Gesellschaft zu dienen

Die Bundesregierung behauptet, die Krise sei von den Bevdlkerungen der am hochsten
verschuldeten Lander zu verantworten, ihrem Unwillen hérter zu arbeiten und den ,,Gurtel
enger zu schnallen®. Diese Behauptung lenkt von den tatsachlichen Ursachen der Krise ab.

Verschwiegen wird, dass die Rettung der Banken die Staatsverschuldung in die Hohe
getrieben hat - es profitieren nicht zuletzt deutsche Banken. Wir wollen aus der
Schuldenspirale aussteigen. Die wirklichen Verursacher und Profiteure der hohen
Staatsschulden mussen zur Verantwortung gezogen werden.

e Wenn Rekapitalisierungen zum Erhalt des wirtschaftlich zentralen Kreditgeschafts
notwendig sind, sollen diese Kosten fir die 6ffentliche Hand ebenfalls durch die
einmalige Vermdgensabgabe fir Millionare sozial vertraglich finanziert werden. Um
fur kinftige Krisen vorzusorgen, beflirworten wir die Einfihrung einer européischen
Bankenabgabe zur Finanzierung eines neuen, verbesserten Einlagensicherungsfonds.

e Gleichzeitig muss der Kampf gegen Steuerflucht verscharft werden:
Kapitalverkehrskontrollen, automatische Meldepflichten fir Banken, die Méglichkeit,
verdachtige Guthaben einzufrieren, Entzug von Banklizenzen flr nicht-kooperative
Banken, Verschérfung der Strafen fur Steuerhinterziehung.

e Kurzfristig muss die 6ffentliche Kreditaufnahme von der Diktatur der Finanzmarkte
befreit werden. Es ist nicht einzusehen, dass sich Banken billig bei der Europdischen
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Zentralbank (EZB) Geld leihen kdnnen, um es anschlieBend teuer an die Staaten
weiter zu verleihen.

e Die Européische Zentralbank soll die Staaten in der Eurozone in einem festgelegten
Rahmen direkt finanzieren.

e Die Programme zum Sozialabbau und Kiirzungen in der Européischen Union werden
umgehend gestoppt.

Dass die Banken sich verselbstandigt haben, hat in die Finanzkrise gefihrt; die Rettung der
Banken durch die Staaten und ihre nachfolgende Zinspolitik hat die Staatsschuldenkrise in
den europdischen Staaten beschleunigt. DIE LINKE steht daflir, dass die Banken in die
Verantwortung genommen werden.

Der Bankensektor ist mittelfristig umzubauen. Die Aufgaben und Funktionen missen neu
gefasst werden: Sie mussen zuallererst einen zuverldssigen und kostengtnstigen
Zahlungsverkehr inklusive einer entsprechenden Bargeldversorgung sicherstellen. Zweitens
mussen Banken auf die Rolle als Kapitalsammelstellen begrenzt werden, die fur Sparerinnen
und Sparer sichere, versténdliche und nachhaltige Sparmdglichkeiten bieten, statt mit
deren und bankeigenem Geld riskante Geschéfte zu tatigen. Drittens mussen Banken ihre
Finanzierungsfunktion erfillen, indem sie die Investitionen der Unternehmen und des
Staates zu annehmbaren Bedingungen Uber Kredit finanzieren. Das Ziel muss sein, den
Finanzsektor in seinem Volumen erheblich zu schrumpfen und seine 6konomische wie
politische Machtposition zurlickzudréangen.

Um das Bankensystem wieder funktionsfahig zu machen, miissen zunéchst alle
Verlustrisiken, die noch in den Bankbilanzen stecken offengelegt werden. Dazu missen die
gefahrdeten Vermdgenswerte der einzelnen Banken zu Marktpreisen in separate Einheiten
ausgelagert werden. Wo derzeit keine Marktpreise zu ermitteln sind, missen die
~Schrottpapiere® zum Preis von Null bewertet werden. In einigen Féllen ist ein kontrollierter
Konkurs unter Sicherung der Spareinlagen privater Sparer dabei in Kauf zu nehmen. In
anderen Fallen muss der Bund neues Eigenkapital zur Verfugung stellen und erwirbt in diesem
Umfang Anteile an der Bank und damit direkten Einfluss auf die Geschéftspolitik.

e Die privaten Rating-Agenturen sind abzuschaffen und durch eine 6ffentliche,
europaweite Behorde zu ersetzen DIE LINKE fordert die Einfiihrung eines Finanz-TUV,
der die Geschaftspraktiken der Banken und sdmtliche angebotene Finanzprodukte
prifen und vor der Einfihrung genehmigen muss.

Die Banken mussen starker reguliert werden, risikoreiche Spekulationen sind
auszuschlieBen. Das Investmentbanking - das nur in Betriebe investiert, um hohe Renditen
zu erzielen - ist als Geschéftsfeld abzuwickeln. Das Finanzsystem braucht keine
Spielbanken. Modell des neuen Finanzwesens sind Sparkassen und
Genossenschaftsbanken; die so zu schaffenden Banken werden wie die Sparkassen aufs
Gemeinwohl verpflichtet.
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e AuBerbilanzielle Zweckgesellschaften, Derivate, Hedgefonds und Private-Equity-
Gesellschaften missen aufgeldst werden.

e Private GroBbanken und Landesbanken wollen wir verkleinern und effektiver
offentlicher Kontrolle unterstellen.

e Dispo-Zinsen sind auf hdchstens funf Prozent oberhalb des Zentralbankzinssatzes zu
begrenzen.

Banken zu regulieren kann nicht durch die Banken selbst geschehen. Sie missen
demokratischen Kontrollinstanzen unterworfen werden.

e In die Gremien gehodren nicht nur ,Expertinnen und Experten® oder Politiker, sondern
auch Gewerkschaften, Sozialverbande, Verbraucherschutz- und Umweltverbande
und andere zivilgesellschaftliche Akteure. Solche Organe prifen und kontrollieren
nicht nur die Geschéaftstatigkeit, sie haben auch eine Verantwortung, zur
Weiterentwicklung der Geschéftsstrategie beizutragen.

Neustart fiir Europa: demokratisch und sozial

Wir wollen eine Europaische Union ohne Ausgrenzung und Armut, eine EU, in der gut
entlohnte und sozial abgesicherte Arbeit und ein Leben in Wirde fir alle gesichert sind.
Sozialstaatlichkeit muss zu den Werten und Zielen der EU gehdren und hdchste Prioritat bei
der Umsetzung aller EU-Politiken haben. Die Regierung Merkel hat beim Krisenmanagement
die Demokratie in Europa ausgehohlt. Statt die Finanzmarkte zu regulieren, werden die
gewahlten Parlamente in ihren Entscheidungsmdoglichkeiten beschrankt. DIE LINKE stimmte
als einzige Partei im Deutschen Bundestag geschlossen gegen Européaischen
Stabilitdétsmechanismus (ESM) und den Fiskalpakt: Weil damit kiinftig Sachzwénge etabliert
werden, die die Handlungsspielraume fir eine andere Politik enorm einschranken und
gleichzeitig als Begrindung fur mehr Sozialabbau und Privatisierung dienen. Anspriche von
Beschaftigten, Gewerkschaften, Erwerbslosen und sozial Benachteiligten werden als
unberechtigt und unangemessen dargestellt. Im Kampf um die Neuausrichtung der EU geht
es gleichzeitig auch um grundlegende gesellschaftliche Entwicklungen in den
Mitgliedsstaaten, auch in der Bundesrepublik.

Die Krise in Europa ist auch Ergebnis einer falsch ausgerichteten Konzeption der
Européischen Union: Der Schwerpunkt lag von Beginn an auf einer Wirtschafts- und
Wahrungsunion, einer Freizugigkeit des Kapitals und der Wettbewerbsvorteile der
wirtschaftlich starken Lander. In der Vergangenheit sind Versuche gescheitert, gemeinsame
soziale Standards oder Korridore zu definieren. Beides fuhrt dazu, dass Einige den Kampf um
Europa zu Gunsten der nationalstaatlichen Regulierungen nach hinten stellen wollen.
Gleichzeitig werden auf der europdischen Ebene verstéarkt und beschleunigt Entscheidungen
getroffen, die die Handlungsspielraume flr nationalstaatliche Politik verringern. Fir die LINKE
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stellt sich keine Entscheidung fiir oder gegen das eine oder andere - wir werden die

Auseinandersetzungen auf allen Ebenen fiihren.

DIE LINKE steht fiir einen Neuanfang in Europa: Demokratie und européische Sozialstandards

mussen neu gegrundet und ein Einstieg in einen neuen Entwicklungspfad gefunden werden:

okologisch und sozial.

Wir wollen, dass Lohndumping in der EU bestraft wird. Lohn-, Steuer- und Sozialpolitik
mussen in diesem Sinne aufeinander abgestimmt werden.

Um mit dem finanzgetriebenen Kapitalismus zu brechen, bedarf es eines Neustarts in
eine demokratisch kontrollierte wirtschaftliche Entwicklung. Auch der DGB fordert
einen ,,Marshall-Plan fiir Europa®“.

DIE LINKE fordert ein Investitionsprogramm, das vor allem auf Entwicklung im Bereich
offentlicher und sozialer Dienstleistungen und sozial-6kologische Konversion setzt.

Die Europaische Union muss zu einer tatsachlich demokratischen, sozialen, 6kologischen und

friedlichen Union werden. Die Vertragsgrundlagen der Europaischen Union sind dafir nicht
geeignet.

Wir wollen erreichen, dass alle Mitgliedstaaten der EU sich auf die Férderung von
Wohlfahrt und Wohlstand fur alle verpflichten. Die Européische Sozialcharta soll als
verbindlich in den Européischen Verfassungsvertrag integriert werden. Es mussen
Formen gefunden werden, mit denen soziale Rechte in Europa auch institutionell
gewabhrleistet werden konnen.

Die Rechte des Europdischen Parlaments und basisdemokratische Elemente in Europa
wollen wir starken.

Die Neugriindung Europas setzt eine grenziberschreitende Verstandigung von ,unten®
uber die neue Struktur des européischen Hauses voraus. Zur Demokratie gehort, dass
die Beschéftigten, Gewerkschaften und andere soziale Bewegungen ihre Kdmpfe in
Europa koordinieren. Wir wollen auf ein gemeinsames Streikrecht und européisches
Tarif- und Sozialsystem hin arbeiten. Dabei missen die besonderen deutschen
Restriktionen des Streikrechtes beseitigt werden: das Recht auf politischen Streik und
Generalstreik muss in ganz Europa umgesetzt werden.

Die Offentlichkeit in Europa wiirde auf diese Weise demokratisiert. Zur Unterstiitzung
bedarf es der Schaffung europaweiter 6ffentlich-rechtlicher Medien und Plattformen
und eines gleichberechtigten Zugangs fiir politische und soziale Krafte.

Vieles, was die Freiheits- und Grundrechte betrifft, wird auf européaischer Ebene von

Parlament und Rat entschieden und in den Mitgliedstaaten lediglich umgesetzt.

Das Bestreben, gleiche Grundrechtsstandards fir alle Birgerinnen und Blrger zu erreichen,

wird zunehmend vom Européischen Rat blockiert. Insbesondere die deutsche Regierung

drangt, die Markte in der EU Uber die Interessen der Birgerinnen und Blrger zu stellen.
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Europol hat weitreichende Befugnisse der Datenerhebung und Speicherung: neben Daten zu
Verurteilten und Verdachtigen werden auch Informationen erhoben zu: Kontakt- und
Begleitpersonen, darunter bei Ermittlungen zusammengetragenes Material wie Videos und
Fotos, aber auch ,Lebensweisen® und ,Gewohnheiten®, Datenspuren aller digitalen und
analogen Kommunikationsmittel, Stimmprofil, Blutgruppe oder Gebiss. Auch die
Speicherkategorien ,rassische oder ethnische Herkunft, politische Meinungen, religiose oder
weltanschauliche Uberzeugungen oder die Gewerkschaftszugehdrigkeit* bestehen.

e DIE LINKE setzt sich daflr ein, dass die Grundrechte in Europa gestarkt werden:
Gegen Profiling und verdachtsunabhangige Datenspeicherung, fiir eine demokratische
Kontrolle der Einhaltung der Grundrechte. im européischen Haftbefehl und der
europdischen Ermittlungsanordnung muss das Recht auf Anwalt und Ubersetzer
gesichert werden. Die Reisefreiheit muss innerhalb von Europa fir alle gelten.

Die EU ist der groBte Riistungsexporteur der Welt, mit einem Weltmarktanteil von 34 Prozent.
Trotz der Krise wuchs der Gesamtumsatz der internationalen Ristungsgeschéfte in den
letzten funf Jahren um ein Viertel. Wir wollen Europa abristen. Das betrifft die Produktion und
den Export von Waffen - und die Militarisierung der AuBengrenzen:

e Frontex, die Agentur zur ,,Sicherung® der AuBengrenzen, ist und bleibt Symbol der
unmenschlichen Abschottungspolitik der EU gegenliber Menschen in Not. DIE LINKE
will Frontex auflédsen und kdmpft fir eine humane und solidarische Flichtlingspolitik.

e Die Dublin Il Verordnung legt fest, in welchem Mitgliedsstaat ein Asylantrag gestellt
werden kann und ist faktisch eine Drittstaatenregelung: Asylantrag kann meist nur in
dem Land gestellt werden, in das die AuBengrenzen er EU Uberschritten wurden. Die
Verordnung ist Grundlage fur die unmenschliche Asyl- und Abschottungspolitik. Wir
wollen sie endlich abschaffen und eine neue Nachbarschaftspolitik begriinden.

Seite 51 von 86



~N O L AW

10
11
12
13
14
15

16

17
18
19

20
21
22

23
24

25
26
27
28
29
30
31

32

lll Friedlich und gerecht in der Welt. Nein zum Krieg!

Wir sind mitten in einer Welt der Umbriiche: Die Eurokrise mit ihren globalen
Auswirkungen, die Notwendigkeit einer globalen Energiewende angesichts des
Klimawandels. Politische, wirtschaftliche und soziale Ungerechtigkeit sowie die
Konkurrenz um knappe Ressourcen fihren zu Gewalt und Krieg. GroBe Teile der
Weltbevdlkerung leiden unter Armut und Hunger, Menschen sterben an behandelbaren
Krankheiten, an mangelndem Zugang zu sauberem Trinkwasser.

Um Krieg und Gewalt zu beenden und allen Menschen ein gutes Leben zu ermdglichen,
mussen globale friedliche und kooperative Losungen gefunden werden. Das geht nur,
wenn Konflikte friedlich gelost werden, wenn konsequent abgeriistet wird und die
Weltwirtschaftsordnung gerecht organisiert wird - und mit internationaler Solidaritat. Der
Rickzug aller deutschen Soldatinnen und Soldaten aus den Auslandseinsatzen und ein
Verbot von Ristungsexporten - das wéren wichtige erste Schritte auf diesem Weg. Wir
wollen die Ristungsindustrie auf zivile Zwecke umbauen, so dass die Arbeit der
Beschéftigten nicht im Dienste von Krieg und Zerstorung steht.

Die Internationale Politik der LINKEN beruht auf drei Grundiberzeugungen:

1| Krieg darf kein Mittel der Politik sein. Wir lehnen Auslandseinsatze der Bundeswehr
und Waffenexporte ab. DIE LINKE wird sich nicht an einer Regierung beteiligen, die Kriege
fuhrt und Kampfeinsatze der Bundeswehr im Ausland zul&sst.

2| Menschenrechte sind universell und unteilbar. Alle Menschenrechte - einschlieBlich
der sozialen und kulturellen - missen uneingeschrankt und global fir alle Menschen
gelten.

3| Das internationale Recht und das Gewaltverbot der Charta der Vereinten Nationen
sind flr uns Prinzip und Grundlage in den internationalen Beziehungen.

Diese drei Punkte geh6ren zusammen: Die ungerechte und allein auf eine Steigerung des
Gewinns ausgerichtete Handelspolitik des Westens treibt Armut und Hunger in weiten
Teilen der Welt voran - z.B. durch die Spekulation mit Lebensmitteln. Der Kampf fur
Frauenrechte und Geschlechtergerechtigkeit ist oft auch ein Kampf fur Entwicklung und
fur eine friedlichere Form der Konfliktldsung. Und niemand kann glaubwirdig fur
demokratische Menschenrechte andernorts eintreten, wenn er die sozialen
Menschenrechte im eigenen Land mit FiBen tritt.
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Konflikte friedlich 16sen - Auslandseinsatze beenden

Wenn die Regierung von ,,deutschen Interessen® spricht, sind fast immer wirtschaftliche
Interessen wie Rohstoffsicherung oder der Zugang zu Absatzmarkten gemeint. Um diese zu
sichern, wird offen der Einsatz militarischer Mittel erwogen. DIE LINKE stellt sich gegen jede
imperialistische Politik. DIE LINKE steht flr eine konsequente Friedenspolitik. Deutschland
und die EU sollen sich weder an bewaffneten Konflikten und Kriegen beteiligen, noch diese
direkt oder indirekt unterstitzen. Keine Soldaten, keine Waffen, kein Geld fur die Kriege
dieser Welt! DIE LINKE lehnt eine Militarisierung der AuBenpolitik ab.

e Wir wenden uns gegen die Stationierung von deutschen Patriot-Raketen und
anderen Flugabwehrraketen im Ausland.

e Es sollen keine deutschen Soldatinnen und Soldaten auf so genannte
Ausbildungsmissionen geschickt werden. Die so ausgebildeten Truppen oder
Milizen nehmen dann ihrerseits an Kriegen und Kampfeinsatzen teil.

e Wir fordern den sofortigen, vollstandigen und bedingungslosen Abzug der
Bundeswehr aus Afghanistan, die Beendigung aller anderen Auslandseinsatzen der
Bundeswehr.

e Wir wollen keine neuen Bundeswehreinsatze. Die Bundeswehr wird zunehmend im
Ausland eingesetzt, ohne dass eine Entscheidung des Bundestages uber die
Einsatze vorliegt.

e Der Umbau der Bundeswehr in eine Einsatzarmee muss gestoppt werden.

Militarinterventionen werden oftmals mit Verweis auf ,Sicherheit gerechtfertigt.
Sicherheit vor Terroristen oder Sicherheit vor regionaler Destabilisierung, die militarisch
hergestellt werden soll. Gegen diesen Begriff von Sicherheit durch Militar stellen wir
Sicherheit vor Hunger, Ausbeutung, Armut und Gewalt. Das Erstarken von gewalttatigen
Gruppierungen und politische wie wirtschaftliche Destabilisierung haben ihre Ursachen
fast immer in Ungerechtigkeit und Unterdrickung.

Auch die deutsche AuBenpolitik tragt daran eine Mitverantwortung. Wir wollen uns dem
entgegen stellen und sehen das als politische, vorbeugende Aufgabe, nicht als
militérische.

e DIE LINKE lehnt eine Verknupfung von zivilen und militérischen MaBnahmen ab.
Mit ,zivil militarischer Kooperation® und ,,vernetzter Sicherheit® wird die
Militarisierung der AuBenpolitik nur verschleiert.

Wir wollen zivile Instrumente starken, mit denen Konflikten und Gewalt vorgebeugt
werden kann. Deutschland muss auf eine zivile Friedensmacht ,umgeristet® werden.
Daflir missen die Kapazitaten fur zivile Konfliktbearbeitung erhdht werden. Wir wollen die
Mittel fir den zivilen Friedensdienst aufstocken. Aus diesen Mitteln kann die Zahl der
Friedensfachkréfte von derzeit 300 auf mindestens 600 verdoppelt werden. Finanziert
werden kann das mit einem Teil der Gelder, die durch den Stopp der Auslandseinsatze der
Bundeswehr eingespart werden. Wir machen uns stark fur den Aufbau eines europaischen
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Zivilen Friedensdienstes. Projekte zur Schaffung und dem Ausbau von Kapazitaten und
Fachkraften der zivilen Konfliktbearbeitung in den Landern des Stidens sollen umfassend
gefordert werden.

Soziale Gerechtigkeit global

Die Schere zwischen Arm und Reich geht nicht nur in Deutschland immer weiter auseinander.
Weltweit hungern uber eine Milliarde Menschen, mehr als zwei Milliarden leben von weniger
als zwei Dollar am Tag. Dagegen werden die wenigen Reichen immer reicher.

Gerechtigkeit in den internationalen Handels- und Wirtschaftsbeziehungen ist deshalb eine
direkte Vorbeugung von Armut, Gewalt und Krieg. ,,Entwicklungshilfe® ist oftmals an
erpresserische Strukturreformen geknupft und verhindert eigenstandige Entwicklung.
Dagegen stehen wir fur eine internationale Solidaritat, in der wir die ungerechten weltweiten
Wirtschaftsbeziehungen so verandern wollen, dass reale Entwicklungschancen fir die
Menschen entstehen. DIE LINKE ist solidarisch mit den Menschen, die weltweit fiir ihre
demokratischen Rechte auf die StraBe gehen; mit den Bewegungen, die fiir bezahlbare
Lebensmittel, bessere Arbeitsbedingungen und fir Gerechtigkeit und Frieden demonstrieren.

Ein sparsamer Umgang mit knappen Ressourcen und die Umstellung auf erneuerbare
Alternativen hier in Deutschland ist auch eine Frage globaler Gerechtigkeit - und tragt dazu
bei, Ressourcenkonflikte zu vermeiden. Die Herausforderungen, die der Klimawandel fir
Landwirtschaft, Wasserressourcen und Lebensrdume hat, missen solidarisch und global
gelost werden. Die, die am starksten unter den Folgen leiden, bendtigen besondere
Unterstutzung.

Wirtschaftspartnerschaftsabkommen, die regionale Wirtschaftsbiindnisse unterlaufen oder
gefahrden, missen beendet werden. Es dirfen nicht langer neoliberale Strukturanpassungen
erzwungen werden. Die internationalen Finanzmarkte mussen reguliert und insbesondere die
Spekulation mit Nahrungsmitteln verboten werden.

e Der Import von Agro-Sprit (biologische Kraftstoffe) muss verboten werden, weil er
die Ernahrung der Menschen im globalen Siiden geféhrdet. Die Aneignung von
groBen Landflachen in armeren Landern (landgrabbing) muss an strenge Kriterien
geknlpft und so reguliert werden, dass die Einkommens- und
Ernahrungssicherheit der Menschen gewaéhrleistet und 6kologisch vertretbar ist.

e Die deutschen Gelder fur Entwicklungszusammenarbeit missen endlich auf die
international zugesagten 0,7 Prozent des Bruttoinlandproduktes angehoben
werden.

Rohstoffe missen angemessen bezahlt werden, um die Einnahmen der rohstoffreichen
Lander des Sidens zu erhohen. Gleichzeitig soll durch eine Verteuerung der Rohstoffe auch
eine ressourcensparende Produktion forciert werden. Die Verarbeitung von Rohstoffen in den
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Herkunftslandern muss gezielt geférdert werden, um einen Teil der Wertschopfung in den
Herkunftsldndern zu belassen.

e Deutsche Konzerne missen verpflichtet werden, die sozialen und demokratischen
Rechte weltweit zu wahren. Mit gesetzlichen Regelungen, deren Einhaltung
unabhéangig Uberprift wird und mit Transparenz kann verhindert werden, dass in
Deutschland Waren verkauft werden, die unter unmenschlichen Bedingungen in
armen Landern geerntet, abgebaut oder produziert wurden.

e DIE LINKE fordert hierfir z.B. eine gesetzliche Verpflichtung zur Offenlegung aller
Zulieferer fir deutsche Firmen. Das gilt flr die Rohstoffe wie fiir die Produktion
selbst, fur die Baumwolle in T-Shirts wie fur die Arbeitsbedingungen der
Né&herinnen und Né&her.

Das Internationale Recht starken und Menschenrechte friedlich durchsetzen

DIE LINKE ist die Partei des Volkerrechts. Wir sehen in den Vereinten Nationen das
zentrale Organ fur die friedliche Verstandigung zwischen den Staaten und Gesellschaften.
Das Prinzip des Gewaltverbotes, wie es die UNO-Charta vorsieht, muss gestarkt werden.

Auch die weltweite Achtung und Durchsetzung der Menschenrechte ist dem Gewaltverbot
der UNO-Charta untergeordnet. Wir stellen uns gegen jeden Versuch, Menschenrechte
gegen das Volkerrecht auszuspielen und sie als Kriegsbegriindung zu missbrauchen, wie
es alle Bundesregierungen der letzten 15 Jahre getan haben.

Wir fordern alle Menschenrechte fir alle Menschen ein, ohne Ausnahme und doppelte
Standards. Menschenrechte dirfen nicht als taktische Mandvriermasse genutzt werden,
um den Einsatz von Militér zu rechtfertigen - so wie es alle anderen Parteien tun.
Gleichzeitig verweigert die Bundesregierung die Unterzeichnung des Zusatzprotokolls zum
Internationalen Pakt Uber wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte, das
Einzelpersonen bei Verletzung dieser Menschenrechte den Beschwerdeweg bei den
Vereinten Nationen ermdglicht.

e Wir wollen die Starkung und Demokratisierung der Vereinten Nationen erreichen.
Die UN-Gremien mussen effektiver gestaltet und finanziell besser gestellt werden.
Die Legitimitat des Sicherheitsrates soll erhoht werden.

e Wir setzen uns deshalb fiir eine starkere Reprasentanz afrikanischer und
lateinamerikanischer Staaten ein und fir die Gleichberechtigung der
Sicherheitsratsmitglieder. Ein standiger deutscher oder ein europaischer Sitz im
UN-Sicherheitsrat steht dem entgegen und werden deshalb von uns abgelehnt.

Die Generalversammlung, in der alle Mitglieder der Vereinten Nationen vertreten sind,
muss mehr entscheiden konnen.
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Frieden schaffen ohne Waffen: Riistungsexporte verbieten, Abriistung vorantreiben

Im Jahr 2009 standen 135 Lénder auf der Empfangerliste deutscher Ristungsexporte. Allein im Jahr
2009 sind Genehmigungen fiir Riistungsexporte im Gesamtwert von 6,9 Milliarden Euro erteilt
worden. Deutschland ist weltweit der drittgroBte Exporteur von Militargltern. Mindestens 135 von
etwa 200 Landern dieser Welt sind ganz legal Kunden der deutschen Riistungsindustrie.
Deutschland gehort weltweit zu den groBten Herstellern von Kleinwaffen, d.h. von Sturmgewehren,
Pistolen und Revolvern. Durch die weltweit etwa 875 Millionen im Umlauf befindlichen Kleinwaffen
werden jeden Tag tiber 1 300 Menschen getoétet, d.h. fast jede Minute stirbt ein Mensch durch
Kleinwaffen. Bis zu 90 Prozent aller Kriegsopfer sterben durch diese Kleinwaffen.

Unsere internationale Politik zielt auf Abristung und Entmilitarisierung, langfristig auf die
Auflosung der NATO, die Starkung der UNO und die Etablierung eines zivilen, kollektiven
Sicherheitssystems unter Beteiligung von Russland. Zur Vision einer Welt ohne
Massenvernichtungswaffen gehdrt auch konsequente Abristung im eigenen Land.

e Wir fordern ein Verbot aller Ristungsexporte. Jede Waffe, die Deutschland
exportiert, dient der Aufristung eines anderen Landes, fordert Unterdriickung und
macht es moglich, dass anderswo in der Welt Krieg gefihrt wird.

e Fir die Beschaftigten in der Rustungsindustrie miissen durch
Konversionsprogramme neue Arbeitsplatze geschaffen werden. Die Forschung zur
Ristungskonversion sollte mit 6ffentlichen Geldern geférdert werden.

e Die letzten noch in Deutschland stationierten US-Atomwaffen missen sofort
abgezogen werden.

e Wir wollen nicht, dass die Bundeswehr oder die Polizei Kampfdrohnen
anschaffen. DIE LINKE setzt sich dafir ein, alle unbemannten Kampfsysteme
(bewaffnete Drohnen und Kampfroboter) international zu achten.
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IV Gesellschaft sozial und 6kologisch umbauen und die Wirtschaft
demokratisieren

Die Wirtschaftspolitik der Regierung setzt auf Deregulierung und Flexibilisierung: Die
wirtschaftliche Entwicklung wird dem globalen Markt tGberlassen. Wenn die globale Nachfrage
einbricht oder transnationale Konzerne Standorte verlagern, dann wirkt das wie ein Schicksal,
das uber die Beschéftigten hereinbricht. Wenn die Investitionen nicht nach anderen Kriterien
gesteuert werden, verkommt die 6ffentliche Infrastruktur. Wir stehen dafiir, dass die
Gesellschaft nicht einfach Anhangsel der Wirtschaft ist, sondern Wirtschaft demokratisch
gestaltet werden kann und muss.

Auch die Energiepolitik der Regierung orientiert sich am Profitinteresse und zementiert den
finanzgetriebenen Kapitalismus. Sie befordert zentralistische Konzernstrukturen und
Megaprojekte ohne dass die Betroffenen wirksam einbezogen sind. Die Regierung versucht
den Eindruck zu erwecken, nur die Bevolkerung konne die Kosten fiir Klimaschutz und
Okologie tragen, dazu gibe es keine Alternative. Fiir DIE LINKE sind soziale Gerechtigkeit,
okologisches Wirtschaften und eine nachhaltige Lebensweise untrennbar miteinander
verbunden. Nicht von oben verordnet, sondern als Prozess der gemeinsamen Entscheidung,
wie wir leben wollen, wie wir und was wir produzieren wollen. Dabei gehort das Folgende
zusammen: Wir missen die Energieversorgung umbauen und umweltvertragliche, fir alle
zugangliche Formen von Mobilitét entwickeln. Wir wollen Alternativen zur Ristungsproduktion
und zu umweltschadlichen Produktionszweigen schaffen. Dabei sollen auch die dortigen
Arbeitsplatze umgewandelt und gesichert werden.

Profitlogik in die Schranken weisen

Das alte industrielle Wirtschafts- und Entwicklungsmodell st6Bt an 6kologische Grenzen. Die
einseitige Exportorientierung der Wirtschaft kommt mit den Kiirzungsprogrammen in Europa
in Schwierigkeiten. Sie bremst zudem die Binnenwirtschaft, weil sie Investitionen in die
Infrastruktur verhindert. Die Binnennachfrage ist schwach, weil die Lohne in Deutschland zu
niedrig sind. Wir wollen eine Wirtschaft, die nicht auf Maximierung von Profiten oder
Finanzmarkt-Renditen ausgerichtet ist, sondern auf die sozialen und 6kologischen
Bedurfnisse der Menschen. Auf mittlere Sicht missen deshalb die Strukturen in Industrie und
der gesamten Wirtschaft umgebaut werden: Sie mussen sich starker daran ausrichten, die
Binnennachfrage, sozial-6kologische und 6ffentliche Dienstleistungen zu férdern. Im
Mittelpunkt muss stehen, gute und gut bezahlte Arbeitsplatzen zu schaffen.

Die offentliche Infrastruktur - Briicken, Schienen, StraBen Krankenhauser, Schulen, - wird
immer schlechter. Auch der Zugang zum Internet fir alle muss verbessert werden. Das
Vorhandene wird nicht repariert und saniert, in Neues nicht investiert. Die Gewerkschaft
Erziehung und Wissenschaft beziffert den jéhrlichen Finanzbedarf fir den Bildungsbereich auf
uber 50 Milliarden Euro und den momentanen Investitionsstau auf zusatzlich 45 Milliarden
Euro.

Seite 57 von 86



O 0 9 AN N KA~ W N

e e e e e e
[ NV B N US I S R =)

17
18
19

20
21
22
23
24
25

26
27
28
29
30

31

e Wir wollen ein Programm fir offentliche Investitionen, mit dem die Infrastruktur
modernisiert und auf ein leistungsféhiges Niveau gehoben wird. Dadurch wird auch
die Binnenwirtschaft gestarkt.

e Das offentliche Investitionsprogramm soll den sozial-6kologischen Umbau beférdern,
unter anderem mit einem sofortigen Bundesprogramm zur energetischen
Gebadudesanierung in Hohe. Die Forderung ist sozial zu gestalten, so dass die
Sanierung nicht zu steigenden Warmmieten fuhrt. Darlber hinaus soll der Einsatz von
Solarzellen auf Behérdendachern in Bund, Land und Kommunen verstarkt gefordert
werden.

e Dabei wollen wir umweltfreundliche und attraktive Verkehrstrager und -konzepte
Vorrang vor dem einseitigen Ausbau von StraBen, Flughdfen und
Schnellbahnverbindungen haben. Dies schlieBt die dauerhafte Aufstockung der
Investitionsmittel fir die Schiene und eine Erhéhung der Regionalisierungsmittel ein.

e Die Investitionen mussen vorrangig fur den Ausbau von offentlichen Dienstleistungen
eingesetzt werden. Das bedeutet auch: Es muss fur diese Aufgaben mehr Beschéftigte
im offentlichen Dienst geben.

In keinem anderen Industrieland ist die Dienstleistungsarbeit im Verhaltnis zur Industriearbeit
zu schlecht bezahlt wie in Deutschland. Wir wollen das dndern! Besonders personennahe
Dienstleistungen missen aufgewertet werden.

Grundsatzlich sind staatliche FordermaBnahmen von zinsverbilligten Krediten bis zur
Forschungsforderung an Kriterien fir den sozial-6kologischen Umbau und gute Arbeit zu
binden. An diesen Kriterien hat sich auch die Vergabe von offentlichen Auftréagen
auszurichten. Staatliche Krisenhilfen dirfen nur im Tausch gegen entsprechende
Eigentumsanteile und Entscheidungsrechte flr die 6ffentliche Hand und die Belegschaften
vergeben werden.

Wirtschaftsbereiche wie Energie oder Wasser, sofern sie jenseits dezentraler Erzeugung
existieren, sowie strategische Dienstleistungen wie Bildung, Gesundheit, Bildung, Banken,
Verkehr oder Wohnungswirtschaft wollen wir in 6ffentliche oder genossenschaftliche Hand
uberfihrt werden. In einem ersten Schritt mussen alle Vertrége Uber die Privatisierung von
offentlichen und kommunalen Unternehmen offengelegt werden.
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Industriepolitik fiir die Zukunft: Andern, was wir wie produzieren

Die Verweigerung von Investitionen und die Orientierung auf Shareholder in der
Volkswirtschaft hat sich auch in den Unternehmensstrategien der Industrie durchgesetzt:
Produkt- und Marktstrategien fragen kaum nach gesellschaftlicher Nitzlichkeit und
okologischer Vertraglichkeit. So reduzieren Wirtschaftskonzerne selbst im Aufschwung
Investitionen und Forschungsausgaben. Sie greifen ihre Eigenkapitalbasis an, nur um den
Anteilseignern moglichst hohe Gewinne auszuschutten. Produkte und Dienstleistungen, die
dringend bendtigt werden, aber nicht kurzfristig profitabel sind, werden nicht entwickelt. Ein
Strukturwandel wurde verschlafen - auch von Bundesregierungen, die auf Industriepolitik
verzichtet und alles den Marktkréften tUberlassen haben. Wir wollen deshalb eine aktive
staatliche Industriepolitik, die nicht weiter auf Kostensenkung, Arbeitsplatzabbau und
Verdrangungskonkurrenz setzt, sondern dem Gemeinwohl verpflichtet ist.

Es reicht nicht, auf regenerative Energien umzusteigen: Der Verbrauch von Ressourcen und
Energie muss insgesamt sinken. Wir wollen eine alternative Produktion voranbringen. Eine
neue Industriepolitik muss sich folgende Ziele setzen: eine starkere Konzentration auf den
Binnenmarkt, gute Arbeitsplatze anbieten, Voraussetzungen fir ein gutes Leben schaffen. DIE
LINKE kampft flr eine sozial-6kologische Transformation unserer Gesellschaft. Ohne eine
offentliche Finanzierung, ein sozial-okologisches Investitionsprogramm und die Organisation
von gerechten Ubergéngen wird der Umbau nicht gelingen.

e Die LINKE setzt sich fir ein Modellprojekt einer CO,-freien Fabrik ein: Die COfreie
Fabrik zeichnet sich aus durch einen hohen Anteil der Energie- und
Brauchwasserriickgewinnung, der Eigenerzeugung erneuerbarer Energien, der Kraft-
Wéarme-Kopplung und interner Stromspeicher. Effiziente Motoren, Pumpen und
Getriebe sparen Energie und Geld. Sozial-6kologische Beirate, die sich aus
Unternehmensvertretern, Beschéftigten, Vertretern der Kommunen und Region,
Anwohnerinnen und Anwohner, Verbraucherinnen und Verbraucher und
Umweltverbanden zusammen setzen, sollen diesen Umbau fachlich begleiten und
mitentscheiden.

Fir diesen Umbau der Industrie gibt es verbindliche 6kologische Zielvorgaben und
mehrjahrige Stufenpléne, damit die vorhandenen Effizienzpotenziale zligig ausgeschopft
werden. Der Verbrauch von Rohstoffen und Energie kann so erheblich dezimiert werden,
Schadstoff- und Treibhausgasemissionen sinken ebenfalls. Ein Instrumentenmix aus Anreizen,
Geboten und Transparenz soll die Schonung von Ressourcen belohnen und deren
Verschwendung bestrafen.

e Die Unternehmen missen verpflichtet werden, Energie- und
Rohstoffmanagementsysteme zu unterhalten und ihre Ergebnisse 6ffentlich zuganglich
zu bilanzieren. Wir wollen ein System zur Mengenregulierung flir ausgewahlte
Rohstoffe einfihren. Damit soll vor allem der Verbrauch von Ressourcen gesenkt
werden, die selten sind und deren Férderung und Nutzung mit unvertretbar hohen
okologischen oder sozialen Belastungen einhergehen.
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e Wir wollen eine Reform der Unternehmensberichterstattung. In Zukunft missen der
Energie- und Rohstoffverbrauch sowie Beschaftigung und Arbeitsbedingungen fester
Bestandteil von Bilanzen und Jahresabschlissen sein. Eine verpflichtende Offenlegung
und externe Kontrolle von Umweltdaten und Sozialstandards mussen sich auch auf
Aktivitaten etwaiger Tochterfirmen, Zulieferer oder Auftragsfertiger erstrecken.

e Unternehmen werden verpflichtet, die Produktion von Elektrogerdten am Standard
des jeweils effizientesten Gerats zu orientieren, um die Energieeffizienz kontinuierlich
zu verbessern (Top-Runner-Modell).

e Die Unternehmen mussen fiir mehr Produkte als bislang die Produktverantwortung fiir
den gesamten Lebenszyklus eines Produktes Ubernehmen, ihre Produkte nach ihrer
Lebensdauer zurticknehmen, recyceln und vor allem auch zerstorungsfrei
demontierbar machen. In Verbindung mit verlangerten Gewahrleistungspflichten fihrt
dies zu Produkten, die langlebiger sind bzw. repariert statt weggeworfen werden.

Wirtschaft demokratisieren: Von der Mitbestimmung zur Selbstbestimmung
Demokratie darf nicht an der Burotir, am Werkstor oder dem Eingang zum Krankenhaus
enden. Wir treten flr eine neue Wirtschafts- und Sozialordnung ein, in der Demokratie auf
Wirtschaft ausgedehnt wird, statt sie den Anforderungen von Markten und Konkurrenz
unterzuordnen. Dazu gehort - wie beschrieben - ein Finanzsektor unter demokratischer
Kontrolle. Auch auf betrieblicher Ebene muss die Sozialbindung des Eigentums gesichert
werden.

Die Ausgestaltung einer sozialen Wirtschaft mit regionalen Wirtschaftskreislaufen muss
klaren MaBstaben folgen, die VerteilungsmaBnahmen, demokratische Kontrolle, Teilhabe und
Mitspracherechte fir alle beteiligten Gruppen umfasst. Hierbei spielen fir uns
Genossenschaften eine wichtige Rolle, die vor dem Hintergrund der Finanzmarkt- und
Wirtschaftskrise eine klare Alternative fir ein soziales und nachhaltiges Wirtschaften
darstellen. Wir wollen das Genossenschaftsprinzip ausbauen und das Genossenschaftsrecht
starken. Die Demokratisierung der Wirtschaft ist moglich Uber erweiterte
Mitbestimmungsrechte, Belegschaftsanteile und tUberbetriebliche Beirate. Langfristig wollen
wir strukturbestimmende GroBunternehmen in gesellschaftliche Eigentumsformen
uberfiihren; ebenso Unternehmen der Daseinsvorsorge, Finanzinstitute und
strukturbestimmende Unternehmen der Energiewirtschaft.

e Um die paritatische Mitbestimmung der Beschaftigten, die Rechte von
Gewerkschaften und Betriebsraten zu verbessern, missen die Antistreikparagraphen
abgeschafft werden.

e Wir wollen das Mitbestimmungs- und das Streikrecht auf VerduBerungen,
Ubernahmen und Verlagerungen von Unternehmen oder Unternehmensteilen
ausweiten und mit den Gewerkschaften gemeinsam das Recht auf politischen Streik
durchsetzen.
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Dieser Umbau auf allen Ebenen wird von Branchendialogen fachlich begleitet und von
Branchen-Beirdten koordiniert. In ihnen sitzen Unternehmen, Wissenschaft, Umwelt- und
Konsumentenverbande sowie Gewerkschaften. Die Beirate haben je Ebene besondere
Aufgaben: Erstellung von Umbau- und Fortschrittsberichten, fachliche Begleitung von
Umbauprozessen, Mitentscheidung uber die Vergabe von Fordermitteln. Sie haben auf ihrer
jeweiligen politischen Ebene ein Initiativrecht.
e Wir wollen politische Entscheidungen demokratisieren, indem Burgerentscheide auf
allen Ebenen erleichtert sowie Beirdate und Kammern eingefihrt werden, die nicht nur
Beratungs-, sondern auch Initiativrechte haben.

Die Macht der Monopole brechen: Energieversorgung in die Hande der Bevolkerung

Die Energiewende der Regierung setzt auf internationale GroBprojekte, die auf Kosten der
Menschen vor Ort gehen und die Preise in die Hohe treiben. DIE LINKE streitet fur
Energiedemokratie: demokratisch gesteuert, 100 Prozent regenerativ, regional und vorrangig
dezentral - die Preise sozial gestaltet. Wir setzen uns ein fir Re-Kommunalisierungen, fur die
Neuvergabe der Netzkonzessionen an Stadtwerke oder andere 6ffentliche Unternehmen und
den Aufbau genossenschaftlicher Versorger. Wir begriiBen, dass sich immer mehr Familien
Solarzellen aufs Dach oder ein Blockheizkraftwerk in den Keller bauen lassen und Mitglieder
von Energiegenossenschaften oder Lieferanten kommunaler Anbieter werden. So bleiben die
Preise unter Kontrolle, die Wertschopfung und die Steuereinnahmen in der Region. Viele
kommunale und regionale Beispiele zeigen schon jetzt, wie eine Dezentralisierung der
Energieproduktion mit einer Demokratisierung von Macht- und Eigentumsverhéltnissen
verbunden werden kann. Auf Bundesebene bedarf es entsprechender Vorgaben fir die
Planung von Trassen und fur die Férderung von in erster Linie dezentraler und vollsténdig
erneuerbarer Versorgungsstrukturen. Deshalb gilt es, das Erneuerbare-Energien-Gesetzes
(EEG) zu verteidigen und zu reformieren. All diese Punkte kdnnen sofort umgesetzt werden.
Wenn notig und wo mdoglich, schlieBt das auf mittlere Frist die Entmachtung der groBen
Stromkonzerne und ihre Uberfiihrung in demokratisch legitimierte und kontrollierte Trager
ein.
Strukturen veréandern heiB3t:
e Wir wollen ein scharferes Wettbewerbs- und Kartellrecht fiir Strom-, Gas- und
Mineral6lkonzerne schaffen, um die Forderungen leichter gesetzlich durchsetzen zu
kdnnen.

e Unberechtigte Industrie-Rabatte bei Okosteuer, Netzentgelten, Emissionshandel oder
im Erneuerbare-Energien-Gesetz zu Lasten der Privathaushalte wollen wir zligig
abschaffen. Um die dezentrale Energiewende voranbringen, wollen wir
Forderprogramme fir Kommunen ausbauen, die ihre Energieversorgung in die eigene
Hand nehmen wollen.
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Zentral ist flr uns: Um Energiearmut zu vermeiden, muss der Basisverbrauch fir alle
bezahlbar bleiben. Vielverbraucher sollen mehr bezahlen, um diese MaBnahme
mitzufinanzieren.

e Wir wollen die Grundversorgung sicherstellen und Verschwendung eindammen:
Energieversorger werden dazu verpflichtet, einen Sockeltarif fir Strom einzuftihren,
durch den jeder Privathaushalt ein kostenloses, an der HaushaltsgroBe orientiertes
Grundkontingent an Strom erhélt.

e Zahlungsschwierigkeiten durfen nicht dazu fihren, dass Menschen im Dunkeln sitzen
oder frieren mussen. Strom, Wasser, Warme durfen nicht abgestellt werden!

e Die Energiepreise mussen effektiv kontrolliert werden. Dafir soll eine staatliche
Behorde geschaffen werden. Ihr wird ein Beirat zur Seite gestellt, in dem Verbraucher,
Umwelt- und Sozialverbande und Gewerkschaften vertreten sind.

e Der Ausstieg aus der Atomwirtschaft muss unumkehrbar sein und soll im Grundgesetz
festgeschrieben werden. Atomkraftwerke mussen sofort abgeschaltet werden.

Das Atommuilllager Gorleben akzeptieren wir nicht mehr als Entsorgungsnachweis fur
atomaren Mull. Den Schwarzbau des Endlagers lehnen wir ebenso ab wie den Betrieb des
bereits genehmigten Endlagers Schacht Konrad. Stattdessen wollen wir eine breite
gesellschaftliche und wissenschaftliche Debatte um die Kriterien eines geeigneten Endlagers.

e Wir wollen den Ausstieg aus der Kohlestromversorgung vorbereiten und ein
Kohleausstiegsgesetz mit Restlaufzeiten und schrittweisen Abschaltungen bis
spatestens 2040 fur das letzte Kohlekraftwerk durchsetzen. Wir wollen, dass keine
neuen Kohlekraftwerke oder Tagebaue mehr genehmigt werden. Uns sind ein
Klimaschutzpfad im Stromsektor und Planungssicherheit flr Investoren wichtig: fur
die Kraftwerksbetreiber, flir den Stromtrassen- und Speicherausbau sowie fir
regenerative Energien und Gaskraftwerke mit der Kraftwadrmekopplung als
Brickentechnologie. Der Emissionshandel hat versagt. Deshalb sind wir fur
verbindliche Vorgaben.

In der Erdgasforderung wollen wir ein Verbot der unterirdischen Verpressung von CO2 und
von Fracking. Die demokratischen Mitentscheidungsrechte missen bei der Erdgasforderung
und in anderen Bereichen des Rohstoffabbaus gesichert werden. Die Interessen von
Menschen und Umwelt haben Vorrang. DIE LINKE hélt an ambitionierten Klimaschutzzielen
fest: Wir wollen bis 2020 den TreibhausgasausstoB in der Bundesrepublik gegentiber 1990
halbieren, bis 2050 um mindestens 90 Prozent reduzieren. Den Anteil der erneuerbaren
Energien an der Stromversorgung soll bis 2020 auf 50 Prozent erhdht werden.
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Verbraucherinnen und Verbraucher starken, die Macht der Unternehmen begrenzen

Transparenz ist nicht genug. Selbstregulierungen der Wirtschaft sind Selbstbetrug. Wir wollen

die Rechte der Verbraucherinnen und Verbraucher gegentiber den Unternehmen starken.

Dabei geht es nicht nur um Informationsrechte, sondern darum, klare gesetzliche Vorgaben

und Regulierungen gegenlber den Unternehmen und eine 6ffentliche Kontrolle der Markte

durchzusetzen: Angefangen bei sicheren Lebensmitteln, iber Telekommunikation und

Internet, Finanzdienstleistungen, bezahlbare Wohnungen, die Versorgung mit Wasser und

Energie sowie einen kundenfreundlichen 6ffentlichen Nah-und Fernverkehr.

DIE LINKE setzt sich insbesondere fiir Verbraucherinnen und Verbraucher mit geringem

Einkommen ein. Okologische und soziale Politik gehéren zusammen!

Wir treten fur die Beendigung unseridser und lberzogener Inkassopraktiken ein.
Uberziehungs- und Dispo-Zinsen sind gesetzlich zu begrenzen.

Unlautere Geschaftspraktiken missen wirksam unterbunden werden.

DIE LINKE wendet sich gegen aggressive Werbestrategien und unlautere
Geschéftspraktiken. Telefonwerbung wollen wir verbieten.

Verbraucherschutz ist nur dann wirksam, wenn es handlungsféahige 6ffentliche

Institutionen sowie starke, finanziell gut ausgestattete Verbraucherorganisationen gibt,

die ihn durchsetzen. Hierfir mussen ihre Rechte erweitert und ihre Finanzierung gesichert

sein. Die kollektiven Interessensvertretungen der Verbraucherinnen und Verbraucher

(Energie- und Fahrgastbeirate, Beteiligung der Verbraucherverbande bei der

Bankenaufsicht und staatlichen Preisaufsicht) mussen auf allen Ebenen gestarkt werden.

Wir wollen ein Verbraucherinformationsgesetz, das Auskinfte generell kostenfrei
gewahrt und nicht auf den Lebensmittelbereich beschrankt ist, sondern alle
Dienstleistungen umfasst.

Verbraucherinnen und Verbraucher missen die Mdglichkeit haben, sich direkt beim
Unternehmen Uber seine Produkte, ihre sozialen und 6kologischen
Herstellungsbedingungen zu informieren.

Auch unsere Forderungen nach einer funktionierenden Bankenaufsicht sowie einem
Finanz-TUV, damit Schrottpapiere nicht langer auf den Markt gebracht werden
konnen, ist Teil des Verbraucherschutzes.
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Mobilitat fur alle: flexibel, 6kologisch, bezahlbar

+Einen groBen Teil meines Lebens verbringe ich im Stau: zwischen Zuhause,
Kinder in die Schule fahren, dann zur Arbeit, nach der Arbeit Erledigungen, mit
dem Auto zum Supermarkt. Da wir etwas auBerhalb wohnen miissen, gibt’s
kaum Alternativen zum Auto, nicht flexibel genug und zu teuer. Heike, 51,
Kreuzbruch, Brandenburg

Mobilitat ist Bewegungsfreiheit. Gleichzeitig belastet der Verkehrslarm viele Menschen,
besonders in Wohnungen und Wohnlagen, die fir Menschen mit geringem Einkommen
erschwinglich sind. In der Erwerbsarbeit wie vom Jobcenter werden Mobilitat als
Anforderungen formuliert: Die Einzelnen sollen bereit sein, weite Strecken zu pendeln.
Mobilitat wird immer teurer. Viele werden deshalb von gesellschaftlicher Teilhabe
ausgeschlossen. Die Mobilitatspauschale in den Hartz-1V-Satzen deckt in vielen Fallen nicht
einmal die Kosten fiur ein Sozialticket ab. Ein richtiges Sozialticket gibt es zudem nur in
wenigen Kommunen.
e Um den Pendlerverkehr zu reduzieren, ist ein neues Leitbild der Regionalplanung und
Strukturpolitik notig, das die verschiedenen Lebensbereiche wieder zusammenfiihrt.
Wir wollen im Guterverkehr eine intelligente Verknupfung von Transport- und
Logistikleitsystemen mit Vorrang von Schiene und umweltfreundlicher Schifffahrt
fordern.

e Die Pendlerpauschale wollen wir zunachst sozial gerecht in eine Zulage umwandeln
und einen Anreiz zum Benutzen des Umweltverbunds (Offentlicher Nahverkehr,
Fahrrad) bieten.

e An bestehenden Verkehrswegen und Flugplatzen muss Verkehrslarm durch strenge
Grenzwerte und aktiven Larmschutz deutlich verringert werden. Wir treten fir ein
Nachtflugverbot ein.

Wegen der wirtschaftlichen Liberalisierung und der Orientierung auf Profit gehen die
Investitionen im offentlichen Nah- und Fernverkehr - die 6kologische Alternative zum Auto -
zurick. Die Qualitat der offentlichen Verkehrsangebote nimmt ab. Auf dem Land ist man fast
zwangslaufig auf ein Auto angewiesen.

Wir wollen Mobilitat fur alle! Der 6ffentliche Verkehr soll barrierefrei ausgebaut werden und
die Nutzer erheblich weniger kosten. Wir setzen auf Verkehrsvermeidung, kurze Wege und
energiesparende Verkehrsmittel. Statt erzwungener, ungewollter Mobilitdt wollen wir eine
Wiederaneignung des Offentlichen und der Stadt als Lebensraum.

e Der offentliche Personennah- und -fernverkehr sollte unter Einbeziehung von
Interessenvertretungen der Fahrgaste, Beschaftigten, Umweltverbande und anderen
Betroffenen kooperativ demokratisch reguliert und betrieben werden. Die intelligente
Vernetzung der Mobilitat zu FuB, per Rad, mit Bus und Bahn sowie
Leihautos/CarSharing ist eine gute Voraussetzung fiir neue sozial-dkologische
Lebensweisen in den Stadten und auf dem Land. Vom Verkehr entlastete grine
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Stadte bieten Freizeit- und Erholungsmaglichkeiten, Arbeit und Leben sind réumlich
integriert. Die gute Anbindung auf dem Land nimmt den Druck vom Zuzug in die
Stadte und stabilisiert regionale Wertschopfungsketten.

Um der neuen Nachfrage nach dkologischen Formen der Mobilitat zu entsprechen, muss das
Angebot des Nah- und Fernverkehrs ausgebaut und dabei gute, tarifgebundene Arbeit in
offentlicher Tragerschaft geschaffen werden.

Langfristig wollen wir einen entgeltfreien offentlichen Nahverkehr. Erfahrungen zeigen, dass
er von immer mehr Menschen genutzt wird, wenn er entgeltfrei und steuerfinanziert ist.

e Zusammen mit sozialen Initiativen streiten wir fur die flichendeckende Einfihrung von
Sozialtarifen und einer Sozial-Bahncard fur einkommensschwache Haushalte.

e Im landlichen Raum wollen wir ein flexibles Angebot wie Blrgerbusse oder
kostengtinstige Anruf-Sammeltaxis, um das Leben dort attraktiver zu machen.

e (Gemeinsam mit sozialen Initiativen wie ,Bahn fiir alle“ setzen wir uns gegen die
Privatisierung der Deutschen Bahn und fiir eine breite demokratische Kontrolle ein,
die sich an Wirtschaftlichkeit und den Bedirfnissen der Bevolkerung und nicht an
Renditen orientiert. Den Ausbau eines konkurrierenden Busfernnetzes lehnen wir ab.

Der Anteil des Verkehrs an den schadlichen CO2-Emmissionen ist auf etwa 20 Prozent
gestiegen, Tendenz steigend. Elektroautos sind keine nachhaltige Alternative: ihre Produktion
belastet die Umwelt iiber die MaBen. Auch Biokraftstoffe haben eine negative Okobilanz, weil
sie weltweit Nutzflachen brauchen, die dann fir den Anbau von Nahrungsmitteln fehlen.
Zunehmend werden Flachen versiegelt und Landschaften durch StraBenbau zerstort. Am
starksten steigen CO2-AusstoB, Verkehrslarm und Luftschadstoffe aufgrund des LKW-
Verkehrs und der Luftfahrt.

e Die KfZ-Steuer flr neu angeschaffte Fahrzeuge wollen wir auf 6kologische Kriterien
umstellen und die Einhaltung von Feinstaub- und Stickoxidgrenzwerten konsequent
durchsetzen. Das steuerliche Dienstwagenprivileg muss schrittweise abgebaut
werden.

e DIE LINKE will den Import von Agrotreibstoff verbieten, weil er die
Nahrungsmittelproduktion in Landern des globalen Siidens verdréngt, so den Hunger
beférdert und wertvolle Wélder und andere Biotope zerstort. Regionale, reine
Pflanzenédlkraftstoffe sollten nur im Agrarbereich und beim Offentlichen
Personennahverkehr eingesetzt werden.

e Um Verkehr von der StraBe auf die Schiene zu verlagern, ist die Mehrwertsteuer fur
den Schienenpersonenfernverkehr sofort auf den erméaBigten Satz von sieben Prozent
zu senken. Es muss endlich die Steuer auf Flugbenzin eingefiihrt werden.

e Im Guterverkehr sollten sich dessen hohe soziale und dkologische Kosten in einer
steigenden Energiesteuer und einer verbindlichen LKW-Maut niederschlagen. Wir
wollen langere Ruhezeiten fir LKW-Fahrerinnen und -Fahrer durchsetzen. Gute Arbeit
gilt auch fir sie!
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e Die Einfuhrung von Monster-LKWs, so genannten Gigalinern, wollen wir untersagen.
e Eine Mehrheit der Bevdlkerung in der Bundesrepublik ist fir die Einfihrung eines
Tempolimits von 120 Stundenkilometern auf Autobahnen - setzen wir es um.

Langfristig soll der Schienenverkehrssektor ausschlieBlich unter 6ffentlichem Einfluss sein.
Der Bund muss den Erhalt und den erforderlichen Ausbau der Schienenwege in vollem
Umfang sichern und den Landern dauerhaft ausreichende Mittel fir die Verkehrsleistungen
und den Infrastrukturausbau im offentlichen Personennahverkehr zur Verfugung stellen.

Die Verkehrswegeplanung ist in den vergangenen Jahren beschleunigt und damit der Einfluss
von Anwohnerinnen und Anwohnern eingeschrankt worden. Wir wollen Birgerraten auf
Bundes-, regionaler und kommunaler Ebene einflihren, um die Entscheidungen zu
demokratisieren. Diese Beirate setzen sich zusammen aus Interessenvertretern der
Fahrgéste, Beschaftigten, Umweltverbanden, Biirgerinnen und Birgern, die gemeinsam mit
Parlamenten Gber Anforderungen, langfristige Investitionen und Ausgestaltung der vernetzten
Mobilitatsdienstleistungen entscheiden.

e Bei der Planung von Verkehrsprojekten missen Planungsbehdrden die Blrgerinnen
und Birger sowie Interessenvertretungen von Anfang an starker einbeziehen und
Volksentscheide in einem frihen Stadium moglich werden. Wir wollen eine
grundlegende Reform der Bundesverkehrswegeplanung hin zur umweltgerechten
Mobilitéatsplanung.

Regionale Entwicklung und gleiche Lebensverhéltnisse

Die Lebensverhéltnisse in verschiedenen Regionen in der Bundesrepublik sind von groBer
Ungleichheit gezeichnet: die Entindustrialisierung im Osten des Landes sowie in den
ehemaligen Industrie- und Bergbauzentren und Werftenregionen haben Narben hinterlassen.
Wir wollen den Auftrag, ,gleichwertige Lebensverhaltnisse® zu schaffen aufgreifen: mit
verstarkten Investitionen im Dienstleistungssektor, mit Ausbau und Férderung
personennaher Dienstleistungen und mit umweltvertraglicher und friedlicher
Industrieproduktion nachkommen. Unsere Konzepte zum sozialokologischen Umbau und zum
Umbau der Ristungsindustrie sind auch ein Beitrag zur Regionalpolitik.

Gegen die Verflechtungen des globalen finanzgetriebenen Kapitalismus setzen wir auf eine
Strukturpolitik, die regionale Wirtschaftskreislaufe fordert. Nur so kénnen ,gleichwertige
Lebensverhaltnisse“ mit einer erweiterten demokratischen Mitbestimmung und Teilhabe
verbunden sind.

e Wir wollen die Regionalplanung demokratisieren, die Rolle von Gewerkschaften,
Verbanden, Vereinen und anderen zivilgesellschaftlichen Akteuren beim Umbau
starken, regionale Leitbilder entwickeln und gesellschaftlich verankern, um
Modellregionen des sozial-6kologischen Umbaus zu schaffen. Die
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Erfahrungsvorspriinge im Osten kdnnen bei den anstehenden Strukturreformen in den
alten Bundesléndern sinnvoll genutzt werden.

Netzwerke zwischen regionalen Hochschulen, Gewerkschaften, kleinen und mittleren
Unternehmen sowie Genossenschaften wollen wir fordern. Ein Modell konnten
regionale Struktur- und Wirtschaftsrate sein, wie sie in gewerkschaftlichen
Diskussionen entwickelt worden sind.

Wir wollen die regionalen Wirtschaftskreislaufe starker férdern. Offentliche
Infrastruktur und Daseinsvorsorge miissen ebenso verbessert werden wie die
medizinische Versorgung, die kulturellen Angebote und die Strukturen der Kinder- und
Jugendhilfe. Fir einen schnellen Zugang zum Internet fir alle muss die notwendige
Infrastruktur geschaffen werden.

Regionale Energiekreislaufe und Bio-Energieddrfer wollen wir starken, regionale Markte
fur Nahrungs- und Futtermittel fordern.

Gerechtigkeit fur die Menschen in Ostdeutschland: L6hne und Renten angleichen

Ziel linker Politik ist es, die soziale und 6konomische Spaltung Deutschlands in Ost und West
zu Uberwinden. Wir wollen den Auftrag des Grundgesetzes und des Einigungsvertrages

endlich Wirklichkeit werden lassen. 23 Jahre nach der Deutschen Einheit leben die Menschen

in den ostdeutschen Bundeslandern mit einer annahernd doppelt so hohen

Erwerbslosenquote. Die Einkommenshdhe erreicht lediglich 80 Prozent des Westniveaus. Der

Niedriglohnsektor ist doppelt so groB, so dass am Ende des Erwerbslebens die

Alterseinkunfte um 18 Prozent niedriger liegen als im Westen. Kinderarmut ist weit verbreitet,

und die Lebenserwartung von Mannern, die im Niedriglohnsektor arbeiten, sinkt.

Die Angleichung des Rentenwerts Ost an das Westniveau soll bis Ende 2017 erreicht
werden. Die Hochwertung der ostdeutschen Lohne und Gehélter muss erhalten
bleiben, solange es noch starke Lohndifferenzen zwischen Ost und West gibt. Es muss
Schluss sein mit den rund 20 Ungerechtigkeiten und Diskriminierungen, die fur
verschiedene Berufs- und Betroffenengruppen im Zuge der Rentenuberleitung
geschaffen wurden. Die Lebensleistung Ost muss anerkannt werden.

Die fortschreitende Spaltung insbesondere am ostdeutschen Arbeitsmarkt muss
beendet werden. Der Kahlschlag bei der aktiven Arbeitsmarktpolitik muss gestoppt
werden. Kirzungen stellen insbesondere finanzschwache Kommunen vor unlésbare
Aufgaben. DIE LINKE fordert deshalb eine Umkehr in der Arbeitsmarktpolitik, in der
~Gute Arbeit* das Leitmotiv auch am ostdeutschen Arbeitsmarkt ist. Die Tarifsysteme
mussen funktionieren, Niedriglohne ausgeschlossen und die Tarifbindung der
Unternehmen erhoht werden.

Der Solidarpakt Il ist der wichtigste Eckpfeiler fur die Entwicklung der ostdeutschen
Bundeslander und darf nicht angetastet werden. Bereits jetzt muss tiber mogliche

Seite 67 von 86



[\

O 0 9 AN N K~ W

10
11
12
13
14
15
16
17
18
19
20
21
22
23
24
25
26
27

28

Mechanismen und Instrumente einer Anschlussforderung auch nach 2019 fir
strukturschwache Regionen in Ost und West intensiv nachgedacht werden.

Im Zuge des sozial-6kologischen Umbaus ist die ,,Gemeinschaftsaufgabe Regionale
Wirtschaftsstruktur® als wichtigstes ostdeutsches Wirtschaftsforderinstrument
finanziell langfristig zu sichern. Vorrangig soll in Zukunftsbranchen und
Zukunftstechnologien investiert werden. Dies gilt ebenso fir die
Innovationsprogramme fur den ostdeutschen Mittelstand. DIE LINKE setzt sich zudem
fur eine Neuauflage der Investitionszulage ein, die vor allem kleinen und
mittelstédndischen Unternehmen zu Gute kommt.

Insgesamt muss umfangreicher in Wissenschaft und Forschung investiert werden, um so die

Innovationsleistungen in Ostdeutschland weiter zu erhdhen.

Das fiir die ostdeutsche Forschungsférderung wichtige Programm ,,Zwanzig20%, das
mit einem Gesamtbudget von 500 Millionen Euro bis zum Jahr 2019 ausgestattet sein
soll, muss finanziell auf sichere Beine gestellt werden.

Stadtebauférderung, Stadtumbauprogramme und das Programm ,,soziale Stadt“ sind
bedarfsgerecht mit entsprechenden Bundesmitteln auszustatten und programmatisch
so fortzuentwickeln, dass Stadte und Gemeinden in die Lage versetzt werden, die
Herausforderungen der demografischen Entwicklung, des Stadtumbaus und der
Konversion, des sozialen Zusammenhalts und der Integration sowie des Klimawandels
und des energetischen Umbaus zu bewaltigen.

Dazu gehort, dass die ostdeutschen Wohnungsbauunternehmen von den sogenannten
Altschulden (etwa sieben bis acht Milliarden Euro) befreit, diese im Interesse der
Mieterinnen und Mieter einerseits und der 6ffentlichen Unternehmen andererseits
gestrichen werden und durch die bislang profitierenden Banken zu tragen sind. Die
freigesetzten finanziellen Ressourcen sind flr eine echte Aufstockung der
Stadtebaufdérderung, zur beschleunigten energetischen Sanierung der
Wohnungsbestande sowie fur deren barrierefreien Umbau zu verwenden.
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Den landlichen Raum lebenswert machen. Natur und Tiere schiitzen

Landliche Rdume, abseits der Zentren sind landwirtschaftlich und von Landschaftspflege
gepragt: sie versorgen mit Nahrungsmitteln, bieten Freizeit- und Erholungsmoglichkeiten. DIE
LINKE will den landlichen Raum stérken. Viele landliche Regionen - besonders in
Ostdeutschland - stecken zunehmend in einer strukturellen Krise: hohe Erwerbslosigkeit,
wirtschaftliche Alternativen fehlen, die Bevolkerungsdichte geht zuriick, besonders durch die
Abwanderung junger Leute auf der Suche nach Ausbildungs- und Arbeitsplatzen. Staatliche
Forderung wird zunehmend auf Wachstumszentren konzentriert. Strukturschwache landliche
Raume geraten dadurch weiter in Riickstand.
e Agrarforderprogramme mussen sozial und 6kologisch ausgerichtet werden. Wir wollen

den Okolandbau férdern und ausweiten, die biologische Vielfalt auf dem Acker und im

Stall erhalten. Der Einsatz von Mineraldiingern und Pflanzenschutzmitteln soll durch

verbindliche Ubergangsregelungen verringert werden.

e Wir wollen das Recht auf freien Nachbau von Saatgut sichern und treten der
Marktmacht von Saatgut und Gentech-Konzernen entgegen.

e Der Aufkauf von landwirtschaftlichen Flachen durch internationale Konzerne und die
Spekulation damit soll unterbunden werden.

e Agro-Gentechnik und Biopatente wollen wir verbieten. Das Gentechnikgesetz und die
Kennzeichnungsvorschriften missen verscharft werden.

e Wir wollen die flachendeckende Land- und Forstbewirtschaftung stabil erhalten und
durch nicht-landwirtschaftliche Gewerbe und Dienstleistungen stérken.

Wir wollen den Naturschutz stérken und vor Privatisierung schitzen. Mit Ausnahme von
Umwelt- und Naturschutzverbdnden als neue Eigentimer sollen die geschutzten Flachen in
offentlicher Hand bleiben. Der Flachenverbrauch muss reduziert und mehr unzerschnittene
verkehrsarme Landschaftsraume geschaffen werden.

e Die Hochwasser-Rickhalteflachen sollen ausgeweitet, der Moorschutz ausgebaut
werden.

e Birgerinnen und Burger sowie Umwelt- und Naturschutzverbdande sollen umfassende
Informations-, Beteiligungs- und Klagerechte erhalten.

Auch die Tierhaltung wollen wir verbessern. Haltungsformen missen an die Tiere angepasst
werden, nicht die Tiere an eine Haltungsform, die nur 6konomischer Effizienz verpflichtet ist.

e Der Einsatz von Antibiotika muss deutlich reduziert werden; wir wollen Notfonds fiir
Betriebe bei neuen oder unbekannten Tierkrankheiten.

e (Qualerische Praktiken in der Tierhaltung missen unterbunden werden. Transporte von
lebenden Tieren wollen wir auf maximal vier Stunden begrenzen, die Haltung von
Wildtieren in Zirkussen, Delfinarien und Privathaushalten untersagen.
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e Lebensmittel sollen mit Tierschutzsiegeln gekennzeichnet werden.
e Wir setzen uns fir die Abldsung von Tierversuchen ein.

Papier ist geduldig. Tierschutzrechtliche Bestimmungen mussen auch durchgesetzt werden.
Um hier Vollzug zu ermdglichen, missen die Behorden vor Ort finanziell und vor allem
personell besser ausgestattet sein als bisher. Anerkannte Tierschutzvereine missen
Verbandsklagerecht erhalten.

Tourismus: 6kologisch vertraglich und sozial gerecht

Die soziale Spaltung der Gesellschaft schlieBt viele Menschen vom Tourismus und damit von
der Teilhabe an Mdéglichkeiten der Erholung, Bildung, Kultur und Naturerlebens aus. Wir
wollen, dass daran alle Menschen teilhaben kdnnen. Die Bundesregierung soll mehr Mittel fur
sozialen, barrierefreien Tourismus bereitstellen, besonders fiir Reisen von Kindern und
Jugendlichen, Familien und Alleinerziehenden mit Kindern. Der Landtourismus soll ausgebaut
werden, weil er als Sdule regionaler Wirtschaftsentwicklung zugleich einen 6kologisch
nachhaltigen Sozialtourismus fordert. Gute Ausbildung und gute Arbeit missen auch in der
Tourismus-Branche gesichert sein.
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V Demokratische Teilhabe:
Fir eine Demokratie, in der es was zu entscheiden gibt

Demokratie hat soziale Voraussetzungen: Alle Menschen missen an der Gesellschaft, an
Kultur und Bildung teilhaben kénnen. Und dass sie frei von staatlicher Uberwachung ihre
Meinung bilden und am demokratischen Prozess teilnehmen kénnen. Wer das Gefiihl hat,
dass es nichts zu entscheiden gibt, dass alle wichtigen Fragen schon vorentschieden sind,
zieht sich aus der Demokratie zurlick. Wirtschaftliche Macht zieht demokratische Ohnmacht
nach sich. Deshalb muss Demokratie in wirtschaftliche Macht eingreifen. Wir erleben
gegenwartig das Gegenteil: die europdischen Parlamente werden im Zuge der
Krisenbearbeitung ihres Einflusses beraubt. Kanzlerin Merkel fordert eine ,marktkonforme
Demokratie®. Soziale Ungleichheit schadet der Demokratie. Wir wollen einen neuen Weg
einschlagen.

Demokratie bedeutet mehr, als alle vier Jahre Wahlen abzuhalten oder im Parlament
abzustimmen. Demokratie ist die Grundlage des Gemeinwesens. Dies bedeutet, dass alle
moglichst wirksam auch an den Entscheidungen beteiligt werden, die fur alle bindend sind.
Die dafur geeigneten und notwendigen sozialen Bedingungen wollen wir starken. Die
Birgerrechte wollen wir schiitzen und fiir neue Formen der demokratischen Beteiligung
eintreten.

Unser Ziel ist, eine nachhaltige Demokratisierung der Demokratie, von Staat und Gesellschaft
zu befdérdern. Fehlentwicklungen innerhalb und auBerhalb des Parlaments missen korrigiert,
neue Impulse gegeben werden. Politische, soziale und kulturelle Teilhabe und die dazu
notwendigen Rechte sind universell zu sichern. Soziale und demokratische Rechte sind
unteilbar. Grundrechte missen fur alle Burgerinnen und Burger in gleicher Weise gelten, sie
dirfen fur Erwerbslose, Hartz-1V-Betroffene, Migrantinnen und Migranten oder fiir
auBerparlamentarische Initiativen und Bewegungen nicht eingeschrankt werden.

Die Beteiligung an Wahlen und Entscheidungen muss auf allen Ebenen auf Hindernisse
uberprift und verbessert werden.

e DIE LINKE fordert eine umfassende Wahlrechtsreform. Die Finf-Prozent-Sperrklausel
gehort abgeschafft. Wir wollen das Wahlrecht ab der Vollendung des 16. Lebensjahres
und fir alle seit flunf Jahren hier lebenden Menschen. Die Barrierefreiheit von
Wabhllokalen und Wahlvorgdngen muss gewahrleistet werden. Wir lehnen ab, dass
Menschen, die unter Vollbetreuung stehen, von der Wahl ausgeschlossen werden. Die
Wahl mittels Wahlcomputer lehnen wir ab.

o-BarderefretheitvenWablelkalenund-Wahlvergang angst-tberféllig: Das

selbstversténdliche Recht zu wahlen ist unabhangig vom Gesundheitsstatus fur
Menschen mit und ohne Behinderungen zu wahren.

e Wir wollen Volksentscheide mit niedrigen Zugangshirden auf Bundesebene sowie
umfassende Informations- und Auskunftsrechte einfuhren, die Gesetzgebung und
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Regierungshandeln fur die Birgerinnen und Burger durch Open-Data transparent
machen.

e Die Oppositionsrechte in Plenen und Ausschissen in allen Parlamenten wollen wir
starken. Ausschusssitzungen sollen grundsatzlich 6ffentlich sein.

Infrastruktur- und GroBprojekte wie Stuttgart 21 oder das Endlager in Gorleben haben Kritik
und Protest auf sich gezogen. Entscheidungen der etablierten Politik waren fragwirdig und
zeigten groBe Defizite in der Demokratie. Es geht nicht allein um Vorabinformation und
Transparenz, sondern um realen Einfluss der Blrgerinnen und Birger auf ihre
Angelegenheiten vor Ort, in den Landern und auf bundespolitischer und européischer Ebene.

e Wir wollen verbindliche Burgerinnen- und Birgerforen einrichten.
Planfeststellungsverfahren sind so anzulegen, dass allen ausreichend Zeit bleibt, sich
zu informieren, ihre Betroffenheit zu Gberprifen und sich verbindlich zu beteiligen.
Eine Beschleunigung des Planfeststellungsverfahrens lehnen wir ab und wollen das
Beschleunigungsgesetz, mit dem die rot-griine Regierung den Bau von Autobahnen
erleichtern wollte, rickgéngig machen.

e Okonomische, 6kologische und technische GroBprojekte miissen in Bund, Landern
und Kommunen mit allen Informationen Gegenstand von parlamentarischen
Beratungen sein.

e Der Einfluss des Lobbyismus auf die Politik muss zurtickgedréangt werden. Korruption
und Bestechung, Vorteilsgewahrung, Vorteilsnahme, Intransparenz und
Parteiensponsoring dirfen nicht Mittel der Einflussnahme sein. Wir wollen ein
verbindliches und transparentes Lobbyregister einflihren und treten fir ein
Beschaftigungsverbot von Lobbyvertretern in Bundesministerien und von
Abgeordneten bei Lobbyvertretern ein. Die Nebenverdienste von Abgeordneten sind
zu veroffentlichen. Unternehmensspenden an Parteien wollen wir verbieten und hohe
Spenden von Privatpersonen transparent machen.

e Wir brauchen eine Demokratisierung der Wirtschaft: in Unternehmen herrschen alles
andere als demokratische Zustande. Mitbestimmungsrechte auf betrieblicher und
Unternehmensebene missen ausgeweitet, Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie die
Gesellschaft am Produktivkapital beteiligt werden! Wir brauchen neue Strukturen -
beispielsweise in Form von Branchen-Réaten -, die den demokratischen Einfluss der
Gesellschaft auf das Wirtschaftsgeschehen garantieren und so eine wirkliche
Vergesellschaftung bestimmter Bereiche mdglich machen (vergleiche Kapitel 4).

DIE LINKE wirbt fur die Idee einer ,Neuen Solidaritat von unten®. Die Demokratisierung der
Demokratie darf nicht dazu fiihren, den Einfluss sozialer Schichten zu starken, die durch
Bildung, Einkommen oder Zugang zur Offentlichkeit ohnehin privilegiert sind. Ressourcen
mussen 6ffentlich bereitgestellt werden, die es breiten Bevolkerungsschichten ermdéglichen,
demokratische Teilhabemdglichkeiten auch in Anspruch zu nehmen: Das betrifft technische
und rdumliche Infrastrukturen, Rechtsberatung und finanzielle Mittel.
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Freiheit und Sicherheit: Biirgerrechte ausbauen

Die Grund- und Birgerrechte geraten auch in fortgeschrittenen parlamentarischen
Demokratien immer wieder unter Druck. Sie werden aus 6konomischen Griinden relativiert
oder mit der Begriindung, die Freiheit zu schutzen, der Sicherheit geopfert. Pl6tzlich steht zur
Diskussion, Militéar im Inneren einzusetzen oder unter Folter erzwungene Gestandnisse doch
zu nutzen. Die Versammlungsfreiheit und das Recht auf 6ffentliche MeinungsauBerung der
Birgerinnen und Biirger werden immer wieder massiv eingeschrankt. Der 6ffentliche Raum
wird im Namen der Sicherheit einer permanenten Uberwachung unterworfen, ebenso werden
Beschéftigte in den Betrieben oftmals durch Kontrolle und Beobachtung ihrer
Personlichkeitsrechte beraubt. Um die Computer von Privatpersonen vor Durchsuchungen
des Staates zu schitzen, musste das Bundesverfassungsgericht eigens ein neues Grundrecht
schaffen - und konnte den Schutz doch nicht umfassend durchsetzen.

DIE LINKE kémpft fur die Verteidigung und Wiedereinsetzung der Grund- und Burgerrechte.

e Wir wollen parlamentarische Beobachter bei Demonstrationen rechtlich
institutionalisieren.

e Das politisches Sonderstrafrecht (§§129a und 129b StGB) muss abgeschafft werden,
die Strafgesetze reichen zur Verbrechensbekdampfung aus.

e Wir wollen die Privatisierung von Sicherheit durch Ordnerdienste, Schwarze Sheriffs
verhindern bzw. rickgangig machen. Es ist schon schwierig genug, staatliche
Sicherheitsbehorden zu Uberwachen, bei privaten Diensten ist das unmdglich.

e Wir wollen das Recht auf informationelle Selbstbestimmung sichern: gegen
Vorratsdatenspeicherung und Online-Durchsuchungen, Funkzellenabfrage, Video-,
Spéh-, Lauschangriffe und Rasterfahndung. Mit Blick auf die sozialen Medien
(facebook, myspace) mussen die Burgerrechte erneuert und gesichert werden. Dies
schlieBt einen Schutz vor Mobbing ebenso ein wie das Recht auf eine vollsténdige
Loschung aller gespeicherten Daten.

e DIE LINKE setzt sich dafiir ein, zur Sicherung der Unabhangigkeit der Justiz die
Selbstverwaltung der Gerichte und Staatsanwaltschaften durch Justizrate (nach dem
Vorbild der Mehrheit der EU-Staaten) zu ermdglichen.

e Der Verfassungsschutz, das hat der NSU-Skandal bewiesen, schiitzt die Demokratie
nicht, sondern gefahrdet sie. Wir wollen deswegen den Verfassungsschutz zugunsten
einer unabhéngigen Beobachtungsstelle ,Neonazis, Rassismus, Antisemitismus®
auflosen.

e Die LINKE setzt sich fiir den Schutz von Personen und Strukturen ein, die kritische
Offentlichkeit moglich machen: so genannte Whistleblower - Informanten {iber
Missstande in Unternehmen und Behdrden - und Plattformen im Internet, auf denen
kritische Informationen veréffentlicht werden kénnen (Leakingplattformen).

Seite 73 von 86



()]

O 0 3

10

12
13
14
15
16

17
18
19
20
21

22
23
24

25
26
27
28
29
30
31
32
33
34
35
36

37

Um ihre Teilhabe an der Gesellschaft zu sichern, miissen die Rechte von Frauen und Kindern
gestarkt werden.

e Wir wollen die §§ 218, 219 StGB streichen. Frauen miissen besser vor
geschlechtsspezifischer Gewalt geschitzt werden. Frauenhdauser missen
bedarfsgerecht finanziert werden.

Kein FuBbreit den Nazis: Antifaschismus ist gelebte Demokratie

Rassismus, Nationalismus und eine allgemeine Ideologie der Ungleichheit der Menschen sind
das Kennzeichen der extremen Rechten in all ihren Schattierungen. Sie sind jedoch keine
gesellschaftlichen Randphanomene. Soziale Ausgrenzung und die Ent-Sicherung der
Lebensverhéaltnisse sind der Nahrboden, auf dem faschistische Politik wachst. Gerade in
Zeiten der Krise versuchen rechte Gruppierungen aus dieser Entwicklung Kapital zu schlagen.
Eine starke Linke, das zeigt der Blick auf die Verhaltnisse in anderen Landern Europas, kann
eine Barriere gegen das Anwachsen von antidemokratischen, nationalistischen und
rassistischen Tendenzen sein. Als Teil der demokratischen Gesellschaft steht auch DIE LINKE
gegen Ungleichheitsideologien, jede Form von Rassismus, Demokratiefeindlichkeit und
Neofaschismus ein.

Die Mord- und Terrorserie des ,,Nationalsozialistischen Untergrunds hat die todliche Gefahr
von rechts und das Versagen des Verfassungsschutzes in aller Deutlichkeit gezeigt. Sie zeigt
sich auch an knapp 1 000 rechten Gewalttaten im Jahr und an mehr als 160 Todesopfern
rechter und rassistischer Gewalt seit 1990, von denen staatliche Statistiken nur ein knappes
Drittel Gberhaupt anerkennen.

Ohne ein breites gesellschaftliches Engagement gegen rechts kann der Kampf gegen die
Nazis und gegen alle Ideologien der Ungleichheit nicht gewonnen werden. Deshalb setzt sich
DIE LINKE dafir ein, dass dieses antifaschistische Engagement anerkannt und geférdert wird.

e Die Bundesprogramme gegen rechts missen dauerhaft und umfassend geférdert und
alle Hindernisse fir die Programme (z.B. die Extremismusklausel) beseitigt werden.
DIE LINKE setzt sich dartber hinaus fur eine antifaschistische Erinnerungskultur ein.

e DIE LINKE fordert ein Verbot der NPD. Es wird das Problem von Rechtsextremismus
und Rassismus allein nicht I8sen, steht aber fiir eine gesellschaftliche Achtung und
verhindert staatliche Unterstitzung fur die Strukturen der Extremen Rechten.

e Gruppierungen und Individuen, die sich gegen rechtsradikale und rassistische
Bestrebungen wenden, diirfen von Seiten staatlicher Stellen nicht diskriminiert und
unter Vorwanden rechtlich und polizeilich verfolgt werden. Angesichts der Vielzahl von
Fallen, in denen diejenigen polizeilich verfolgt wurden, die rechte Politik beobachten,
skandalisieren und gegen sie protestieren, wollen wir eine bundesweite Ombudsstelle
einrichten, die administrativen und polizeilichen Ubergriffen nachgeht.
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Demokratie fiir alle, die hier leben. Gleiche Rechte fir Migrantinnen und Migranten

DIE LINKE tritt fir eine weltoffene Gesellschaft ein, fiir ein respektvolles gesellschaftliches
Miteinander in Anerkennung der Verschiedenheit aller Menschen. Das erfordert gleiche
Rechte auf soziale und politische Teilhabe fiir alle in Deutschland lebenden Menschen.

Die Politik der sozialen Ausgrenzung durch Lohndumping und Leiharbeit, Sozialraub und
Privatisierungen, Hartz-IV, Studiengebuhren, Zerstorung der gesetzlichen Rente und ein sozial
selektives Bildungssystem haben dazu geflihrt, dass Armut besonders unter Migrantinnen
und Migranten zugenommen und sich verfestigt hat. 15,7 Millionen Menschen in Deutschland
haben einen Migrationshintergrund, mehrheitlich sind sie deutsche Staatsangehérige. Sie
sind fast doppelt so haufig von Erwerbslosigkeit betroffen, ihr Armutsrisiko ist dreimal hoher
als das der ubrigen Bevolkerung. Diese Diskriminierung liegt an der unsozialen und
ausgrenzenden Politik der bisherigen Bundesregierungen.

DIE LINKE lehnt eine Migrations- und Integrationspolitik ab, die Rechte danach vergibt, ob
Menschen als ,,nltzlich® firs Kapital gelten: Quoten, Kontingente und Punktesysteme sind
Instrumente einer neo-kolonialen, selektiven Einwanderungspolitik. Wir brauchen keine
Verscharfungen des Aufenthaltsrechts und rassistische Debatten tGber angebliche
Integrationsverweigerer; wir brauchen gezielte Forderangebote und eine konsequente Anti-
Diskriminierungspolitik. Wir wollen die strukturellen Nachteile und Barrieren beim Zugang zu
Bildung und Ausbildung, zum Arbeitsmarkt und zu sozialen Dienstleistungen beseitigen.

e Dariber hinaus fordert DIE LINKE leichtere Einburgerungsmaoglichkeiten fir in
Deutschland lebende Migrantinnen und Migranten. Wir wollen doppelte
Staatsburgerschaften ermdglichen.

e Wir wollen Wahlrecht fiir in Deutschland lebende Migrantinnen und Migranten auf
Bundes-, Landes- und kommunaler Ebene, damit sie gleichberechtigt die Gesellschaft
mitgestalten kdnnen.

e Die Angebote freiwilliger Sprachkurse und Beratungsangebote wollen wir verbessern.
Die diskriminierenden Deutsch-Tests beim Ehegattennachzug und im Aufenthaltsrecht
wollen wir abschaffen.

e Der Familiennachzug von Kindern, Ehegatten und (gleichgeschlechtlichen)
Lebenspartnerinnen und -partnern darf nicht behindert werden.

e (Qualifikationen, die im Ausland erworbenen wurden, miissen anerkannt werden.

DIE LINKE setzt sich dafiir ein, dass die Rechte der hier lebenden Minderheiten - Danen,
Friesen, Sinti und Roma sowie Sorben - geschiitzt und geférdert werden. Um beispielsweise
SchulschlieBungen zu verhindern, muss sich der Bund an den Kosten der Forderung von
Minderheiten beteiligen.
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Asylrecht ausbauen, europaischen Fliichtlingsschutz solidarisch gestalten

Das Asylrecht gerdt immer wieder ins Visier rechter Kampagnen. Bis weit in die blrgerliche
Mitte reichen Vorwdrfe, Asylsuchende wirden Betrug und Missbrauch betreiben. In den
vergangenen Jahren zielten solche Kampagnen besonders auf Roma aus den
Nachfolgestaaten Jugoslawiens, die in Deutschland Schutz vor massiver Diskriminierung
suchen. In einer Logik der Abschreckung werden Asylsuchende in Deutschland einem
diskriminierenden und ausgrenzenden Regime von Schikanen unterworfen. Der Rechtsschutz
im Asylverfahren wird auf vielen Wegen ausgehebelt. Zugleich errichtet die EU an ihren
AuBengrenzen ein militarisches Abschottungsregime.

e Wir fordern eine humane Flichtlingspolitik auf deutscher und européischer Ebene
sowie eine andere Wirtschafts-, Ressourcen- und Handelspolitik zur Bekdmpfung von
Armut und Hunger, um die Ursachen von Konflikten und damit von Flucht und
Vertreibung zu beheben.

e Schluss mit den Schikanen gegen Fluchtlinge: Das Asylbewerberleistungsgesetz, die
Residenzpflicht und die Unterbringung in Sammellagern missen sofort abgeschafft
werden. Asylsuchenden steht die gleiche Grundsicherung zu. Geschlechtsspezifische
Fluchtursachen mussen als Asylgrund umfassend anerkannt werden. Traumatisierte
Flichtlinge missen muttersprachliche psychotherapeutische Versorgung erhalten.

e Wir wollen ein Bleiberecht fir alle Menschen mit unsicherem Aufenthaltsstatus, die
langer als funf Jahre in Deutschland leben. Das Grundrecht auf Asyl (Artikel 16a
Grundgesetz) muss in seiner Substanz wieder hergestellt werden
(Drittstaatenregelung, Dublin-ll-Verordnung, abschaffen).

e Die EU-Abschottungsagentur FRONTEX muss abgeschafft werden. Wir setzen uns fir
ein faires und solidarisches System der Flichtlingsaufnahme in der EU ein.

Selbstbestimmt und mittendrin: eine inklusive Gesellschaft ohne Hindernisse

Alle Menschen mussen mit ihren Moglichkeiten als vollwertige Blrgerinnen und Biirger
gewdrdigt und geférdert und dirfen nicht auf Menschen mit Mangeln reduziert und
bevormundet werden - so geben es die Leitlinien der UN-Konvention fiir die Rechte von
Menschen mit Behinderungen vor und das ist Grundlage LINKER Politik. Das erfordert ein
neues Denken und Handeln bei politisch Verantwortlichen, Birgerinnen und Birgern sowie
Betroffenen selbst, das wir gemeinsam mit Betroffenen und Verbanden weiter voranbringen
wollen.

Das betrifft unterschiedliche Politikbereiche: von einem wirkungsvolleren
Antidiskriminierungsgesetz tber barrierefreies Wohnen und Wéhlen bis hin zu guter Arbeit fur
Menschen mit Behinderungen. Alle Gesetze und Verordnungen sind deshalb auf der
Grundlage der UN-Behindertenrechtskonvention zu tberprufen.
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e Der Nationale Aktionsplan zur Umsetzung der UN Behindertenkonvention soll unter
wirklicher Beteiligung von Betroffenen und ihrer Interessenvertretungen
fortgeschrieben und konkretisiert werden. Nachprifbare Zielvorgaben,
Umsetzungsfristen und eine ausreichende Finanzierung sind unumganglich -
Menschenrechte dirfen nicht unter Kostenvorbehalt gestellt werden.

e Wir unterstitzen Initiativen, die Landesgleichstellungsgesetze zu vereinheitlichen und
auf die Kommunen zu erweitern. In den Landern und Kommunen mussen zudem
hauptamtliche, unabhangige und ressortiibergreifend tatige
Landesbehindertenbeauftragte eingerichtet werden.

In der Bundesrepublik leben fast zehn Millionen Menschen mit Behinderungen. Immer mehr
Menschen ,,erwerben® zudem eine Behinderung: durch schlechte Arbeitsbedingungen, Stress
und sozialen Druck. Fehlende Investitionen in den Kommunen, Leistungskirzungen und die
Aussonderung von Menschen aufgrund ihrer Behinderung schranken die
Gestaltungsmoglichkeiten fiir ein selbstbestimmtes Leben ein. Statt voller gesellschaftlicher
Teilhabe und Selbstbestimmung erleben Menschen mit Behinderungen oftmals die
Unzuganglichkeit von o6ffentlichen Radumen, Schulen, Praxen und Verkehrsmitteln, die
Ausgrenzung in Sonderschulen und Heime und die Diskriminierung in vielféltigen
Lebenslagen.

Wir setzen uns flr die Unterstitzung von Menschen mit Behinderungen und ihren
Interessenvertretungen ein. Das beinhaltet z.B. die Forderung unabhangiger Beratung, die
Unterstitzung von Betroffenenverbdnden und Stérkung der Rechte von Betriebs- und
Personalraten, Schwerbehindertenvertretungen sowie Werkstattraten und
Frauenbeauftragten in Behinderteneinrichtungen.

e Bestehende bauliche und kommunikative Barrieren missen durch ein
Investitionsprogramm beseitigt werden. Offentliche Investitionen und Férdergelder
sollen zukinftig an das Kriterium der Barrierefreiheit gebunden werden.

e Barrierefreie Mobilitat ist gut flr alle - hierfiir sind barrierefreie Verkehrsmittel, ein
ausreichendes Platzangebot sowie ein Begleitservice unerlasslich.

e Die erforderlichen Rahmenbedingungen und finanziellen Mittel missen bereit gestellt
werden, um das Recht auf inklusive Bildung in allen Bildungswegen und -einrichtungen
flr das gesamte Leben zu sichern.

e Um behinderungsbedingte Nachteile durch z.B. spezielle Hilfsmittel, personliche
Assistenz oder bauliche MaBnahmen auszugleichen, braucht es ein
bundeseinheitliches Teilhabesicherungsgesetz. Die Leistungen sollen ohne
Einkommens- und Vermdgensprifung bedarfsdeckend zur Verfligung gestellt werden
und gute, tarifliche Arbeitsbedingungen fur die Assistenzkréafte garantieren.

e Um das Recht auf gute Arbeit fir Menschen mit Behinderungen zu verwirklichen,
wollen wir die Mindestbeschéftigungsquote auf sechs Prozent anheben und die
Ausgleichsabgabe bei VerstoB mindestens verdreifachen. Der Sonderstatus von
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Werkstattbeschaftigten muss abgeschafft, ihre Arbeitnehmerrechte miissen gestarkt
sowie gleicher Lohn bei gleicher Arbeit durchgesetzt werden.

Fir eine moderne Drogenpolitik: Kriminalisierung und Ausgrenzung entgegenwirken

Der Konsum von Drogen gehort zum Alltag. Missbrauch von Cannabis ist nicht
gesundheitsschadlicher ist als der von Alkohol oder Zigaretten. Aber er wird anders
behandelt. Der Missbrauch von Drogen aller Art kann zu schweren gesundheitlichen, sozialen
und gesellschaftlichen Problemen fihren. Um diese individuellen und gesellschaftlichen
Probleme mdoglichst gering zu halten, setzt sich DIE LINKE fur eine aufgeklarte Drogenpolitik
ein.

e Da der Missbrauch von Drogen oft eng mit den konkreten Lebensumstanden der
Menschen zusammen hangt, bedarf es ausreichender und bedarfsorientierter
Angebote der psychosozialen Begleitung und Betreuung von Rauschmittelabhangigen
auf freiwilliger Grundlage.

e Wir wollen die Mdglichkeiten zur Drogensubstitution verbessern, indem fir die
entsprechenden Arzte Rechtssicherheit geschaffen und die Aushandigung von
Ersatzmitteln erleichtert wird. Die Behandlung mit Diamorphin, einem synthetischem
Heroin, muss flachendeckend ermdglicht werden.

e Um die Gesundheitsgefahren fir Konsumentinnen und Konsumenten zu verringern,
wollen wir Drug-Checking-Angebote zur Prifung der Verunreinigung von Drogen
ausbauen und flr Risikogruppen kostenlos sauberes Spritzbesteck zur Verfligung
stellen.

Die bisherige repressive Drogenpolitik fordert drogenbezogene Probleme wie die organisierte
Drogenkriminalitdt oder den sozialen Abstieg und Gesundheitsrisiken fur Abhangige. DIE
LINKE setzt sich fiir eine Gesellschaft ein, die nicht auf Strafe und Repression gegen
Drogenkonsumentinnen und -konsumenten setzt, sondern mit Pravention und Aufklarung
dem Drogenmissbrauch vorbeugt.

e DIE LINKE steht dafir, das international vereinbarte Werbeverbot fir Tabakprodukte
endlich auch in der Plakat- und Kinowerbung umzusetzen und ebenso im Sponsoring
anzuwenden.

e Um die Gefahren der Spielsucht zu verringern, setzt sich DIE LINKE dafir ein, dass es
in Gaststatten weniger Spielautomaten gibt und diese weniger suchtauslosende
Eigenschaften haben.

e DIE LINKE setzt sich dafiir ein, den Anbau von Cannabis zum eigenen Bedarf zu
genehmigen sowie Cannabis-Clubs auf nicht-kommerzieller Basis zu erlauben. Dabei
muss der Jugendschutz sowie ein entsprechendes Werbeverbot gesichert sein. Wir
wollen die Mdglichkeiten erleichtern, Cannabis als Arzneimittel medizinisch
einzusetzen und zu erforschen.
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e Wir setzen uns fir eine Enquete-Kommission ein, die die Wirkung der bisherigen
Drogenpolitik untersucht, dabei internationale Erfahrungen einbezieht und Anséatze fir
eine Praventions- und Aufklarungsarbeit auf der Basis suchtmedizinischer
Erkenntnisse liefert.

e Wir wollen Drogenkonsum entkriminalisieren. Den Drogenmarkt wollen wir regulieren,
um ihn so der organisierten Kriminalitat zu entziehen und die katastrophalen Folgen
des Drogenkrieges in Anbau- und Transitlandern zu verringern.

e Um auch international ein Umdenken in der Drogenpolitik zu erreichen, fordern wir die
Bundesregierung auf, das Suchtstoffabkommen der Vereinten Nationen sowie die
Drogenstrategie der Europaischen Union hin zu einer menschlichen und aufgeklarten
Drogenpolitik zu beeinflussen.

Recht auf Feierabend: Freie Zeit genieBen

Freie Zeit ist ungleich verteilt, zwischen den Geschlechtern, Klassen, Berufsgruppen. Fir viele
Menschen dehnt sich Erwerbsarbeit immer mehr aus oder die Belastungen nehmen so zu,
dass freie Zeit vor allem mit Wieder-Herstellung der Arbeitsfahigkeit belegt ist. Frauen
bringen nach wie vor mehr Zeit fur Haushalt, kochen, putzen und Kinderversorgung auf - was
oft nicht als ,freie Zeit* erlebt wird. Fir Menschen mit geringem Einkommen sind viele
Moglichkeiten, freie Zeit zu genieBen durch Hirden verstellt: Eintrittspreise, teure
Ausstattung und Zubehor, die flr Sport und Hobbies bendtigt wirden.

Wir wollen, dass alle Menschen gleichermaBen freie Zeit genieBen kénnen und den Zugang zu
unterschiedlichen Freizeit- und Kulturangeboten o6ffnen - eine Frage der Demokratie.

Zeit haben, um auszuspannen, sich zu erholen, Fragen und Interessen nachzugehen - von der
politischen Gestaltung héngt ab, wie zugénglich diese Mdglichkeiten sind, wie demokratisch
freie Zeit ist. Lesen, ins Rockkonzert gehen, im Internet surfen, laufen gehen oder ins
Fitnessstudio, Fernsehen oder ins Kino gehen, Schwimmen oder in die Bibliothek gehen oder
Radio horen. DIE LINKE setzt sich dafir ein, dass jeder und jede diese Vielfalt selbstbestimmt
nutzen kann.

Vielfalt braucht auch R&dume zum Ausprobieren und Entdecken, damit alle herausfinden
konnen, was sie wollen und konnen. Damit Talente wie kulturelle Traditionen entdeckt und
gefordert werden, braucht es Musikunterricht wie Theaterabonnements, Materialien fiir
Bildhauerei, Mal- oder Probenrdume, 400-Meter-Laufbahnen wie Radwege. Das ist keine
Frage des Geschmacks, sondern linker Politik.

e Mit offentlich geférderter Beschéaftigung wollen wir insbesondere in den Bereichen
Soziales, Kultur und Okologie sinnvolle und zusatzliche tariflich abgesicherte
Arbeitsplatze schaffen, die nicht unter dem Mindestlohn liegen dirfen.

o Offentliche Jugendclubs, Kultureinrichtungen, Bibliotheken und vieles mehr sind fiir
uns Bestandteile einer elementaren Daseinsvorsorge, die wir 6ffentlich organisieren

Seite 79 von 86


Daniel
Kommentar zu Text
Schade eigentlich.

Daniel
Kommentar zu Text
Hier erreicht dass Geschwafel seinen Gipfel.


wm AW

O 0 9 N

10

12
13
14
15
16

17

18
19
20
21
22
23
24
25
26
27
28
29

30
31
32
33
34
35

36
37
38

und ausreichend ausstatten wollen. Dafir ist die Finanzausstattung der Kommunen
deutlich zu verbessern.

Wir wollen die Zugangsbedingungen zum Sport fur alle verbessern. Sport treiben zu kénnen
soll nicht vom Einkommen und sozialen Status abhangen. Wir fordern behindertengerechten,
integrativen, natur- und umweltvertraglichen Sport.

e Das Sportstattenforderprogramm fir die Sanierung und den Bau von Sportstatten fiir
den Breitensport wollen wir neu auflegen. Fans und Aktive in den Vereinen sollen
starker an der Gestaltung der Sportstatten beteiligt werden.

e Wir wollen offentlich finanzierte Beschaftigung im Bereich des Breitensports schaffen.

e Die Mittel fir Fanprojekte gegen Gewalt und Diskriminierung sollen erhéht werden.
Wir wenden uns gegen pauschale Verdichtigungen und Uberwachungen von Fans
bestimmter Vereine oder Sportarten. Wir wollen die Beteiligung von Fans an
Vereinsentscheidungen verbessern.

e Allen Menschen mit Behinderungen muss die umfassende Teilhabe am Sport moglich
sein.

Kultur fiir alle statt prekar kreativ

Kultur machen wir, wo wir unser Leben, unseren Alltag und unsere Gesellschaft herstellen -
uns Uber Beschrankungen klar werden - und dariber, was noch moglich und wiinschenswert
ware. ,Kultur® ist nicht nur Kunst und Literatur, Theater und Architektur. DIE LINKE tritt fir
eine demokratische Kultur ein, in der keine Kulturtradition einer anderen tbergeordnet wird,
weder regionale oder lokale, noch eine ,Hochkultur® Gber die Alltagskulturen. Damit Kultur
ein Ausdruck unterschiedlicher Lebensrealitdten und Interessen sein kann, bedarf es einer
breiten Forderung. Aber viele Kommunen stehen aufgrund der so genannten Schuldenbremse
vor dem finanziellen Aus. Kiirzungen setzen oft bei den so genannten freiwilligen Leistungen
wie der Kultur an. SchlieBungen oder Rechtsformanderungen von o6ffentlichen Einrichtungen
und ein massiver Personalabbau haben in den letzten Jahren dazu gefihrt, dass sich das
Gewicht des privatwirtschaftlichen Sektors zu Ungunsten des 6ffentlichen Kultursektors
verschoben hat.

Privatisierung und Deregulierung gefahrden Orchester und bildende Kiinste, Bibliotheken und
Programmkinos, Schwimmhallen und Sportmdglichkeiten, die ohnehin der Subventionierung
bedurften. Die Deregulierung und Flexibilisierung der Arbeitsverhaltnisse macht es fiir den
uberwiegenden Teil der Kreativen immer schwerer, von Kultur, Sport und Musik zu leben,
geschweige denn gut zu leben. Vielfalt ben6tigt mehr als den Erhalt des Status Quo, damit
alle an ihr teilhaben kdénnen.

e Wir wollen gute, existenzsichernde Arbeit und soziale Sicherung im Kulturbereich. Fur
bildende Kunstlerinnen und Kiinstler soll eine Ausstellungsvergiitung eingefiihrt
werden.

Seite 80 von 86


Daniel
Kommentar zu Text
Was sind das denn für Tiere?


10

11
12
13
14
15
16
17
18
19
20
21

22
23
24

25
26

27
28
29
30
31

32

33
34
35

e Die Verwertungsgesellschaften wollen wir demokratisieren. Die Verhandlungsmacht
der Kreativen gegeniber den Verwerterinnen und Verwertern durch eine Reform des
Urhebervertragsrechts muss gestarkt werden.

Wir wollen eine Starkung des 6ffentlichen und frei-gemeinnutzigen Bereichs und ein Ausbau
des kooperativen Kulturféderalismus.

Die UNESCO-Konvention fir kulturelle Vielfalt, Forderung der Vielfalt von Kulturen muss im
Einwanderungsland Deutschland umgesetzt werden. Die Kultureinrichtungen missen sich
starker interkulturell 6ffnen.

Demokratisierung der Medien: Information und Sebstbestimmung

Die demokratische Gesellschaft lebt von einer lebendigen Offentlichkeit und der
Vielstimmigkeit der Diskussion. Medien tragen darin zur umfassenden Information sowie zur
Meinungs- und Willensbildung be - wenn die Pluralitat hergestellt und gesichert ist. Dass
Medien kommerzialisiert und von Machtverhéltnissen gepragt sind, schwacht die Demokratie.
Offentlich-rechtliche Medien sollten dazu ein Gegengewicht bilden, doch orientieren sie oft
selbst auf Quoten oder geraten unter Druck von parteilichen Mehrheiten im Rundfunkrat.
Kritische Berichterstattung und Qualitatsjournalismus - damit die Information der
Bevolkerung - werden so erschwert. Fur Journalistinnen und Journalisten in den privaten
Printmedien wird der Meinungskorridor eng: ihre Arbeitsplatze hangen von Gewinn und
Werbeeinnahmen ab. Ohne Unterstiitzung und Kontrolle durch die Offentlichkeit besteht die
Gefahr, dass die Medien selbst zur Gefahrdung der Demokratie beitragen.

Wir wollen hochwertiger Rundfunk- und Fernsehsendungen verteidigen gegen den Druck
durch Kommerzialisierung. Wir treten dafir ein, die Interessen von allen in der Medien- und
Filmindustrie abhéngig und oft prekar Beschaftigten sicherzustellen.

e Wir wollen gute Arbeitsbedingungen fir Medien- und Filmemacher schaffen: ,,Fair Work® in
der Medienproduktion.

e Wir treten ein flr die Gewahrleistung der Kommunikations- und Medienfreiheit: Daftr
wollen wir wellen-in traditionellen und digitalen Medien eine demokratische
Medienordnung gestalten. Den offentlich-rechtlichen Rundfunk wollen wir reformieren und
Rundfunkrate quotieren. Die Redaktionsstatute sollen eine hohe Mitbestimmung der
Beschaftigten verankern.

e Die Kartellgesetze mussen verscharft werden, um die Medienkonzentration einzudammen.

e Die 6ffentliche Ausrichtung des Journalismus ist neu zu organisieren - Uber alternative
Finanzierungsmodelle, nutzergenerierte Verbreitungsformen und gemeinwirtschaftliche
Vergltungsansatze.
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e Wir wollen Medienkompetenz und Medienbildung umfassend stérken: in der vorschulischer
Bildung, in Schule und Unterricht, in zivilgesellschaftlichen Projekten und in der
Arbeitswelt.

e Barrierefreiheit in den Medien und die Vertretung von Behindertenverbanden in den
Rundfunkraten sind fiir uns auch zukiinftig ein wichtiges Thema.

Fur ein offenes und freies Internet: Digitale Spaltungen bekdampfen

Mit dem Internet hat sich verandert, wie Menschen kommunizieren und mit Informationen
umgehen. Das Netz kann solidarisches Handeln und neue soziale Okonomien ermdglichen;
diese Tendenzen wollen wir fordern und die Mdglichkeiten der politischen Partizipation
erweitern. Aber es gibt auch vielfaltige Gefahren: staatliche Uberwachung nimmt zu und die
kommerziellen Datensammlungen in den sozialen Netzwerken gefdhrden die informationelle
Selbstbestimmung.

Fir DIE LINKE ist Netzpolitik Gesellschaftspolitik. Wie wollen, dass das Internet als Raum der
sozialen Innovation offen bleibt.

Wissen soll produktiv weiter verwendet werden dirfen. Das muss mit dem Recht der
Schopferinnen und Schopfer geistiger Werke auf angemessene Bezahlung in Einklang
gebracht werden. Wir wollen diese Fragen in modernen Patent- und Urheberrecht regeln. Die
private Aneignung von Wissen in Form von Urheber- und Patenrechten darf nicht zur
o6konomischen oder kulturellen Entwicklungsschranke werden.

e Wir fordern eine Reform des Urhebervertragsrechts, damit Kreative ihre Anspriiche
auf angemessene Vergltung wirksam durchsetzen kénnen. Wir setzen uns fur neue
Lizenz- und Verglutungsmodelle (Creative Commons, Kulturwertmark, Crowdfunding)
sowie flr eine umfassende Reform der Verwertungsgesellschaften ein.

e Wirlehnen ein Leistungsschutzrecht fiir Presseverlage ab. Die Verlangerung
urheberrechtlicher Schutzfristen wollen wir umkehren und Grundlagen fir faire, nicht-
kommerzielle Nutzungsmaoglichkeiten schaffen. Die Kriminalisierung ganzer
Nutzergruppen lehnen wir ab. Nicht-kommerzielle Nutzungshandlungen in
Tauschbdrsen sollen erlaubt sein. Wir fordern ein Recht auf Weiterverkauf von
digitalen Kulturgutern.

Wir verstehen den Zugang zum Internet als Bestandteil des soziokulturellen
Existenzminimums und der Daseinsvorsorge.

Kurzfristig wollen wir den egalitédren Zugang zum Netz technisch sichern und gesetzlich
verankern:

e Die Sicherung der Netzneutralitat ist - wie die Versorgung mit Wasser und Strom -
eine wichtige infrastrukturelle Aufgabe, die nicht der Steuerung durch den Markt
uberlassen bleiben darf.
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e Zensur und Netzsperren wollen wir verhindern. Rechte dirfen im Netz nur von
offentlichen Institutionen durchgesetzt werden. Die Deep Packet Inspection, d. h. den
Einblick von Betreibern der Netze oder staatliche Stellen in die Datenpakete, wollen
wir unterbinden.

Wir wollen die demokratischen und sozialen Potenziale, die die digitale Revolution ermdglicht,
freisetzen:

e Wir setzen uns ein fiir eine umfassende Nutzung von ,,Open Data“ ein, in der die
Personlichkeitsrechte gewahrt bleiben. Datenbestande von Verwaltungen, Behérden
und offentlichen Unternehmen sollen im Internet unter freien Lizenzen und in
maschinenlesbarer Form zuganglich gemacht werden.

Wir wollen den Datenschutz starken und das Recht auf Anonymitat im Netz erhalten:

e Die Moglichkeit zur Nutzung von Diensten und Anwendungen darf nicht von einer
Einwilligung in die Datenerhebung oder -weitergabe abhdngen. Wir setzen uns fur
datenschutzfreundliche Technik (,privacy by design®), fir datensparsame
Grundeinstellungen (,privacy by default“) bei Webdiensten, Smartphones, Tablet-
Computern und Apps sowie flr das Recht ein, die eigenen Daten ,mitzunehmen*
(Datenportabilitat) oder zu l16schen.

e Digitale Rasterfahndungen und Vorratsdatenspeicherung wollen wir verbieten.

e Software und Geréate, mit denen Internetnutzerinnen und -nutzer verfolgt und
Internetsperren errichtet werden kdnnen, dirfen nicht exportiert werden. Zwischen
Polizei und Nachrichtendiensten muss eine klare Trennung sicher gestellt werden.

Wir wollen einen gleichberechtigten Zugang aller Menschen zum Netz. Dafir ist eine
flachendeckende Breitbandversorgung gerade in strukturschwachen Regionen und fur alle
sozial wie gesellschaftlich Benachteiligten.

e Wir wollen Breitband-Internetanschliisse in den gesetzlichen Universaldienst
aufnehmen sowie Kommunen und Freifunkinitiativen fordern, damit diese kostenfreie
und autonome Funknetze einrichten. Die sogenannte Stérerhaftung ist dahingehend
zu andern, dass es erlaubt wird, Internetanschliisse mit anderen jederzeit zu teilen.

e Den Ausschluss sozial Benachteiligter aus der digitalen Kommunikation wollen wir
beenden, internetfahige Endgerate wollen wir als Teil des soziokulturellen
Existenzminimums anerkennen, Informations- und Partizipationsangebote barrierefrei
gestalten.

Langfristig wollen wir neue Modelle der Finanzierung kreativer Werke etablieren. Freie
Software und offene Technologien wollen wir férdern und unabhéngige Bloggerinnen und
Blogger sowie innovative Online-Plattformen unterstiitzen. Wenn digitaler Medieninhalte und
neue Formate gemeinwirtschaftlich geférdert werden, missen sie dauerhaft frei zur
Verfugung stehen.
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Schlechte Arbeitsbedingungen, unfaire Lohne, 6kologisch und gesundheitlich untragbare
Zustande in den IT-Zuliefer- und Produktionsbetrieben, in der Gewinnung und Verarbeitung
von unentbehrlichen Metallen und seltenen Erden mussen ein Ende haben. Deshalb setzen
wir uns international fur Fair-Work in der IT-Industrie ein.

VI Gemeinsam das Land verandern.

Unser Programm flr die Wahl und die Politik der nachsten Legislaturperiode besteht aus
einer Vielzahl von Vorschldgen und Projekten. Sie hdngen zusammen mit unserer Vorstellung
von einer solidarischen Alternative, dem demokratischen Sozialismus. Wir streiten fiir eine
Gesellschaft, in der Selbstversténdliches wieder gelten soll: dass niemand in Armut leben
muss, alle von Arbeit gut leben kdnnen, der Lebensstandard im Alter gesichert ist, dass
Reichtum nicht in den Handen weniger bleiben soll, sondern dass er in die Gesellschaft, zum
Wohle aller investiert wird, dass in der AuBenpolitik gilt: Nie wieder Krieg. Heute missen
diese einfachen Dinge neu erkampft werden.

Dass diese Forderungen zusammengehoren, macht den Kern der LINKEN Politik aus.
Altersarmut kann nicht bekampfen, wer nicht die Rentenquote erh6ht und mit den
Billiglohnen aufraumt. Die Billiglohne lassen sich nicht bekdmpfen, wenn nicht die Sanktionen
bei Hartz-1V fallen und alle Anspruch auf einen Mindestlohn haben, der wirklich vor Armut
schiitzt. Wer Reichtum nicht umverteilen und die Reichen schonen will, der kann den
Politikwechsel nicht bezahlen - und bereitet sich schon darauf vor, leider leider die
Versprechen aus dem Wahlkampf nicht einlésen zu kdnnen.

DIE LINKE legt den Finger in die Wunden. Wir geben denen eine Stimme, die in der groBen
Politik keine Lobby finden. Wir machen Druck und lassen nicht locker: wir zeigen wie es
gehen konnte.

Oft sieht es aus, als wiirde Gesellschaft und Politik nur im Parlament und im Fernsehen
gemacht. Doch soziale und demokratische Verbesserungen werden nur in enger
Zusammenarbeit von auBerparlamentarischen, sozialen Bewegungen und linken Kraften im
Parlament erreicht - und gegen Widerstéande. DIE LINKE und die LINKEN sind dabei. Wir
knupfen Verbindungen. Uns ist wichtig, was wir zusammen veréndern. Der Horizont ist offen,
wir kénnen ihn gemeinsam gestalten. Gerecht fir alle.
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